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Die Empfehlungen des Grundsatzausschusses (hier In einer redaktionell lelu,t uDerartle,Lcterl ,'.;
aktualisierten Fassung vorgestellt) lagen der satzungsgebenden MItgliederversammlung der WB,
(vormals AG-BL) am 301313,1995 in Göttingen als DIskussIonsgrundlage vor Die ais Anlage beige
fügt Satzung und der Auftrag, die Gründung eines eingetragenen rechtsfahlgen Vereins (C V I VO'

zubereiten, wurden in Göttingen mit einer Mehrheit von welt uber 3/4 der Mltglledse1nrwhtunge"
beschlossen



Vorbenlerkungen

Die Arbeitsgemeinschaft Blaue-Liste (AG-BL) hatte auf Ihrer Mitgliederversammlung
am 5. und 6. November 1994 in Mainz beschlossen, einen Grundsatzausschuß mit der
Aufgabe einzusetzen, auf der Basis der Empfehlungen des Wissenschaftsrats zur Neu­
ordnung der Blauen Liste bis zu einer außerordentlichen Mitgliederversammlung Ende
März 1995

• Strategien zu entwickeln, welche die vom Wissenschaftsrat eröffneten Möglichkei­
ten optimal nutzen, um der Blauen Liste forschu:lgspolitische Wirksamkeit, Quali~

tätsanspruch und Status im öffentlichen Bewußtsein zu verschaffen,

• die Sektionsgliederung unter inhaltlichen und strukturellen Gesichtspunkten in Ein­
zelabstimmung mit den Instituten zu diskutieren und aufzuarbeiten,

• das Selbstverständnis der Blauen Liste in seinen verschiedenen Facetten im Kon­
text der bundesdeutschen Wissenschaftslandschaft grundsätzlich darzustellen,

• und daraus abgeleitet eine De~inition der Aufgaben und Organisationsgrundsätze
zu formulieren sowie einen entsprechenden Satzungsentwurf zur Beschlußfassung
auf der außerordentlichen Mitgliederversammlung vorzubereiten

Der Grundsatzausschuß hat sich im Zeitraum vom 7 11 1994 bis zum 282.1995 zu 5
Arbeitssitzungen getroffen (abschließend gemeinsam mit dem Vorstand der AG-BL)
und das hier vorgelegte Papier, verschiedene Schreiben an Wissenschaftsorganisatio­
nen und an die Bund-Länder-Kommission (BLK) sowie einen Satzungsentwurf für die
neue Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste eV erarbeitet. Dies geschah in intensi­
ver, umfassender Diskussion, die sich keineswegs auf die formalen Treffen beschränk­
te, und die relativ rasch zu einer gemeinschaftlichen Meinungsbildung der Ausschuß­
mitglieder führte. Wesentliche Grundlage für die Arbeit war, neben den Empfehlungen
des Wissenschaftsrats, eine im Dezember 1994 durchgeführte Befragung und Be­
standsaufnahme unter den Mitgliedseinrichtungen der AG-BL sowie Kontakte der Aus­
schußmitglieder zu den einzelnen Instituten und Dienstleistungseinrichtungen Als be­
sonders konstruktiv hat sich darüber hinaus eine frühzeitige Kontaktaufnahme mit der
Bund-Länder-Kommission (BLK) über deren Generalsekretär und einzelne Mitglieder
der BLK aus Bundes- und Länderministerien sowie mit dem Wissenschaftsrat erwie­
sen. Ihnen allen sei an dieser Stelle für ihr stimulierendes Interesse und ihre konstrukti­
ven Anregungen herzlich gedankt. Dank sei hier auch den Mitgliedern des bis zum
3131995 amtierenden Vorstands und der Geschäftsstelle der AG-BL gesagt, die in
den vergangenen Jahren die Saat für dE:,l Grundgedanken der Gemeinschaft gelegt
haben und in dieser schwierigen Übergangszeit durch Einbringen Ihrer Erfahrung die
Arbeit des Ausschusses wesentlich unterstützt haben

Der Grundsatzausschuß hofft mit diesen Arbeitsergebnissen die Voraussetzungen fur
einen zugigen Aufbau einer zukunftsweisenden Wissenschaftsgemeinschaft Blaue
Liste eV geschaffen zu haben Das Grundsatzpapier wendete sich In erster Linie an
die Mitglieder der AG-BL Die Mitgliederversammlung am 30 und 31 März 1995 In
Göttingen hat sich hiermit gründlich befaßt und sich auf der Basis des vorgelegten Sat
zungsentwurfs sowie verschiedener Änderungsanträgte eine neue Satzung gegeben,
welche hier als Anlage beigefügt ist. Sie sieht vor, die Wissenschaftsgemeinschaft
Blaue Liste In das Vereinsregister In Berlin eintragen zu lassen Die Jetzige EndfasSllllrJ
des Grundsatzpapiers wurde gegenüber dem der Mitgliederversamrnlung In Gottlno":l
präsentierten Entwurf nur leicht gekurzt und an wenigen Stelle'l redaktionell geanck"
durch 10 vorangestellte Thesen zusarnrnengefaßt und an zentralen Punkten durctl E,'
fügungen und Hinweise auf die Willensbildung \Il die MItgliederversammlung aktual'
slertt Es handelt Sich also um die Ernpfehlungen des Gundsatzausschusses fur die

weitere Entwicklung der WBL, welche von den einzelm?ll M,tglledselnrlchtungen Ci l ',



nützliche Hinweise für anzustrebende Leitlinien aufgefaßt werden mögen und die im
einzelnen an die jeweiligen Bedürfnisse und Aufgabenprofile anzupassen sind.

In zweiter Linie will dieser Text ein Dokument des Neubeginns sein, der auch eine brei­
tere wIssenschaftspolitisch betroffene Öffentlichkeit ansprechen mochte, insbesondere
die Zuwendungsgeber in Bund und Ländern, den Wissenschaftsrat. die großen For­
schungsorganisationen und die Hochschulen Dabei sei freilich darauf hingewiesen.
daß der hier vorgelegte Text unter großem Zeitdruck verfaßt wurde und nicht den An­
spruch erhebt. alle aufgeworfenen Fragen umfassend und völlig widerspruchsfrei zu
behandeln oder frei von Redundanzen zu sein Zu gegebener Zeit wird zu entscheiden
sein, ob und in welcher Form die jetzt zu sammelnden Erfahrungen mit den neu ge­
schaffenen Strukturen und den hier gegebenen Anregungen sowie mit dem Evaluie­
rungsprozeß durch den Wissenschaftrat zu einer gründlichen Überarbeitung oder Neu­
fassung dieser Empfehlungen führen sollten.

Berlin, den 1341995

die Mitglieder des Grundsatzausschusses:

Prof Dr IV Hertel.

Prof. Dr. C Barth,

Prof Dr W Häfele,

Prof Dr L Hoffmann,

Prof. Dr. K -0 Keim,

Dr H. Petzold

Prof Dr H Scheich

Prof Dr J Sprekels

Prof Dr G Stickel

Prof Dr H Warllmont

Vorsitz
Max-Born-Institut für Nichtlineare Optik und
Kurzzeitspektroskopie (I\I1BI), Berlin-Adlershof

Deutsches Institut für Ernährungsforschung, (DlfE)
Bergholz-Rehbrücke

Forschungszentrum Rossendorf (FZR), Dresden

Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin

Institut für Regionalentwicklung und Strukturplanung (IRS),
Berlin (Sitz Brandenburg)

Institut für ökologische Raumentwicklung (IÖR), Dresden

Institut für Neurobiologie (lfN), Magdeburg

Weierstraß Institut fur Angewandte Analysis und Stochastik
(WIAS), Berlin-Mitte

Institut für deutsche Sprache (lOS), Mannheim

Institut für Festkörper und Werkstofforschung (IFW), Dresden

für den bis zum 31 31995 amtierenden Vorstand der AG-BL.

Ass jur. Lankelt Sprecher
Deutsches Primatenzentrum (DPZ), Göttingen

Dr W Grunow Heinrich Hertz Institut (HHI), Berlin
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10 Thesen für die
Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste

(1) Die Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste (WBl) ist nach Zahl der Institute, Fi­
nanzrahmen und Bedeutung der von ihren MitgliedseInrichtungen bearbeiteten The­
men die vierte Säule der außerunIVersitären Forschung, wie dies auch der Wissen­
schaftsrat postuliert hat

(2) Die WBl ist ein Zusammenschluß wissenschaftlich, rechtlich und wirtschaftlich ei­
genständiger Forschungs- und Dienstleistungseinrichtungen In einer föderalistisch
verfaßten Demokratie sichert sie somit als differenziertes. dezentralisiertes System
in besonderem Maße die erforderliche Flexibilität für einen wachsenden, sich stän­
dig wandelnden öffentlichen Forschungsbedarf.

(3) Die WBl sieht sich als natürlicher Partner der Universitäten und der Deutschen For­
scnungsgemeinschaft, aber auch der Wirtschaft, der Politik und der Verwaltung

(4) Die gesamtstaatliche Aufgabenbestimmung der Mitglieder der WBl definiert sich
aus der überregionalen Bedeutung. der jeweiligen Bearbeitungstiefe, der langfristi­
gen Zielsetzung und der Interdisziplinarität ihrer Forschungsaufgaben

(5) Eine Stärke der WBl liegt in ihrer Vielfalt und den sich daraus ergebenden Syner­
giepotentialen, die in den wissenschaftlichen Sektionen erschlossen werden Eine
besondere Chance liegt dabei in der Verbindung von Grundlagenforschung, ange­
wandter Forschung und der Vermittlung von Forschungsergebnissen durch
Dienstleistungseinrichtungen und Einrichtungen mit großer Öffentlichkeitswirksam­
keit wie die forschenden Museen

(6) Die in den kommenden 5 Jahren vorgesehene Gesamtbewertung der WBl-lnstitute
durch den Wissenschaftsrat wird nachdrücklich begrüßt und als Modell für die ge­
samte Forschungslandschaft der Bundesrepublik Deutschland gesehen. Es wird
entscheidend für die leistungsfähigkeit und Überzeugungskraft der WBl sein, wie
sie hierfür eigene Qualitäts- und leistungskriterien entwickelt und diese in den Eva­
luierungsprozeß einbringt

(7) Die WBl braucht flexible Rahmenbedingungen bei der Bewirtschaftung ihrer Haus­
halte, die denen der anderen Wissenschaftsorganistionen nicht nachstehen Sie
braucht langfristige Vereinbarungen über Wachstumsraten und einen Fonds für die
Forschungs- und Nachwuchsförderung, der sich über Zuwächse speist

(8) Das Ansehen der neuen Wissenschaftsorganisation muß durch aktive Mitarbeit ih­
rer leitenden Wissenschaftler in den Sektionen gestärkt und uberz2ugend von Präsi­
dent und Präsidium nach außen vertreten werden.

(9) Eine schlanke, aber leistungsfähige Geschäftsstelle mit einem hauptamtlichen Ge­
schäftsführer Ist eine wesentliche Voraussetzung für die Bewältigung der vielen
anstehenden Aufgaben, die sich einerseits aus der bevorstehenden Evaluierung.
andererseits aus der angestrebten größeren Sichtbarkeit. Uberzeugungskraft und
Erschließung von Potentialen der Zusammenarbeit Innerhalb der WBl ergeben

(10) Die WBl soll, wie in Göttingen beschlossen, in Berlin als Verein (eV) eingetragen
werden Ihre Geschäftsstelle Wird In Bonn angesiedelt um den notwendigen Kon
takt zu anderen Wissens<laftsorganisatlonen und den Zuwendungsgebern zu er
leichtern
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1 Ausgangslage

1. AUSGANGSLAGE

1 1 DIE AKTUELLE WISSENSCHAFTSPOLITI­
SCHE SITUATION

(1) Der Wissenschaftsrat hat mit seinen 'Empfeh­
lungen zur Neuordnung der Blauen Liste' deut­
lich gemacht, daß die im Rahmen der 'Blauen
Liste' finanzierten wissenschaftlichen Einrich­
tungen als eine Saule des deutschen For­
schungssystems im gleichberechtigten Zusam­
menspiel der vier außeruniversitären Wissen­
schaftsorganisationen Ihre Selbstorganisation
wir'wngsvoll wahrnehmen und sich aktiv an
der Sicherung der Qualität des Förderinstru­
ments 'Blaue-Liste' beteiligen müssen.

(2) Angesichts der zunehmenden Kritik aus den
Reihen der etablierten Organisationen und an­
gesichts eines immer heftiger werdenden Ver­
teilungs- und Definitionskampfes um die öffent­
lich finanzierten Forschungsressourcen, wird
die Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste
(WBL) diese Chance offensiv nutzen. Nur so
kann die öffentliche Forschungsförderung
langfristig gesichert und zum Wohle der Ge­
sellschaft optimal entwickelt und genutzt wer­
den. Bewirken können dies die Instit~te der
WBL nur gemeinsam durch eine auf die Stärke
und Elgenständigkeit ihrer Mitgliedseinrichtun­
gen gegründete, selbstbewußte, aber auch
selbstkritische Organisation.

(3) Eine kontinuierliche Steigerung der Mittel für
Forschungsförderung, die sich aus einem ste­
tig wachsenden Forschungsbedarf und -auf­
wand begründen ließe, stößt an Grenzen. Die
politisch-administrativen Instanzen müssen da­
her nach Steuerungsmechanismen suchen,
um zusätzlichen Finanzierungsbedarf abzu­
wehren, notfalls auch den Mangel zu verwal­
ten. Die Erfahrung lehrt, daß bei den erforderli­
chen Selektionsentscheidungen bürokratische,
unsachgemäße Argumente vor allem dann den
Ausschlag geben, wenn die Wissenschaft
selbst sich einer Mitwirkung an diesen Ent­
scheidungsprozessen verweigert.

(4) So werden zur Zeit die bislang geltenden Fi­
nanzierungsmodelle für die Blaue Liste (aber
auch für die anderen Forschungssysteme),
insbesondere die Refinanzierung, von mehre­
ren Ländern grundsätzlich infrage gestellt und
in verschiedenen, brisanten Papieren und The­
sen alternativ aufgearbeitet Die erwogenen
neuen Modelle sehen zT tiefgreifende Ein­
schnitte In die institutionelle Förderung vor und

erweisen sich bei näherem Hinsehen als In­
strumente der pauschalen Kürzung zur Reali­
sierung von Neua!Jfnahmen Die verheerenden
Konsequenzen solcher Denkansätze für die
Arbeitsfähigkeit jeder einzelnen Einrichtung
der WBL im Wettbewerb mit den anderen For­
schungssystemen müssen durch gemeinsa­
mes Handeln verhindert werden

(5) Der bei der Mitgliederversammlung der ehe­
maligen Arbeitsgemeinschaft ForschungseIn­
richtungen Blaue Liste (AG-BL) am 5 -6 No­
vember 1994 in Mainz signaliSierte Neubeginn
hat bei Bund und Ländern eine außerordent­
lich positive Resonanz erfahren Diese Situati­
on bietet eine hervorragende Chance zu einer
effizienten Ausgestaltung und Umsetzung der
Empfehlungen des Wissenschaftsrates Die
Zuwendungsgeber - so Ist zu hoffen - werden
diesen Neubeginn mittragen und unterstützen.
Die Alternative, daß Außenstehende und Ver­
waltungen sich anstelle der Einrichtungen
selbst zum Handeln gezwungen sehen, ist ge­
bannt, wenn die WissenschaftsgemeInschaft
Blaue Liste jetzt entschlossen dieses gewichti­
ge Stück wissenschaftlicher Selbstbestimmung
und Selbstverwaltung umsetzt und uberzeu­
gend darstellt

(6) Der Wissenschaftsrat hat inZWischen seinen
für die Evaluierung der Einrichtungen der Wis­
senschaftsgemeinschaft Blaue Liste zuständi­
gen Ausschuß gebildet Vor dem Hintergrund
der geforderten 'Plafondierung' für die Blaue
Liste insgesamt geht die Aufgabe des Wissen­
schaftsrats dabei soweit, daß er innerhalb der
Sektionen eine Rangfolge der Qualität und Be­
deutung der einzelnen Einrichtungen auswei­
sen soll, wobei zur Aufnahme In die gemein­
same Förderung anstehende Einrichtungen
einzubeziehen sind'. Es wird eine zentrale und
besonders vordringliche Aufgabe der Wissen­
schaftsgemeinsdlaft Blaue Liste sein, diesen
Prozeß mitzugestalten, um so eine sachge­
rechte Setzung von Evaluierungskriterien und
-verfahren sowie eine sinnvolle Verkoppll1ng
mit den schon bestehenden Verfahren zur SI­
cherung der Qualität und Leistung der Institute,
zB. durch die Wissenschaftlichen Beiräte. zu
ermöglichen

(7) Auch die Weiterentwicklung des deutschen
Forschungsförderungssystems 1m Bereich der
Drittmittelförderung bedarf der Aufmerksamkeit
d:;1 neuen WBL, wenn dort Fehlentwicklungen
zuungunsten Ihrer Eimlchtun(]('" ·jpr"',,·-V··­
werden sollen

siehe zB. Ergebnisprotokoll der Arbeitsgruppe Blaue LIste und luD AngelegenheIten der Rund-l.3ndee
Kommission vom 17 Jan 1995 S 6



1 Ausgangslage

Eine Initiative der Wissenschaftsgemeinschaft
Blaue Liste, selbst ihre Geschicke in die Hand zu
nehmen, ist nicht nur dringend geboten, sondern
stößt, wie der Grundsatzausschuß Im Laufe seiner
Arbeit erfahren durfte, auf offene Türen bei all de­
nen, welche eine Vorwartsentwicklung der For­
schungslandschaft im Auge haben, und findet Un­
terstützung bei den politisch verantwortlichen Orga­
nen wie auch aus dem WIssenschaftsrat. Vor die­
sem Hintergrund versucht das hier vorgelegte Pa­
pier des Grundsatzausschusses Antworten und
Lösungsvorschläge

• zum Selbstverständnis der Wissenschaftsge­
meinschaft Blaue Liste ir,1 Gefüge der Wissen­
schaftsorgan Isationen,

• zur Rolle der leitenden Wissenschaftler als Re­
präsentanten der wissenschaftlichen
Einrichtungen,

• zur Rolle und Aufgabe der wissenschaftlichen
Sektionen und ihrer synergiefördernden Glie­
derung unter Berücksichtigung diszipllnärer
und interdisziplinärer Besonderheiten,

• zur Sicherung der wissenschaftliche Qualität,
Effektivität und Effizienz und zu deren Doku­
mentation gegenüber dem Gemeinwesen,

• zur Frage der Mitwirkung bei der Neuaufnahme
und Schließung von Einrichtungen,

• zu transparenten Qualitätskriterien bei der
Wiederbesetzung bzw. Neuberufung leitender
Wissenschaftler,

• zur Zusammenarbeit und Abstimmung der For­
schungsprofile zwischen den Einrichtungen der
WBL im Kontext der anderen
Wissenschaftsorganisationen,

• zum besonderen Verhältnis zu den
Hochschulen,

• zu einer wirkungsvollen Struktur und Organisa­
tion bei gleichzeitiger Wahrung der Eigenstän­
digkeit der Mitgliedseinrichtungen,

• zur Namenwahl,

• zur Öffnung flexibler Förderinstrumente und
neuer Finanzquellen, Insbesondere für dRn
wissenschaftlichen Nachwuchs,

• zur Schaffung eines fruchtbaren Zusammen­
wirkens mit den großen Organisationen der
Wissenschaftsförderung (Insbesondere zur
DFG) und einer Festlegung verbindlicher Rah­
menbedingungen für die Einwerbung von
Fördermitteln.

ZusClmmenfassend schlagt der Grundsatzaus­
schuß den Aufbau einer leistungsfähigen Organisa­
tion (mit einer schlanken, effizienten Geschäftsstel­
le) als Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste e V
vor Sie wird das organisatorische Fundament zur
Entfaltung der zahlreichen Synergiepotentiale für
die breite Vielfalt der ForschungSinstitute und

DIenstleistungseinrichtungen der Blauen Liste bil­
den, als Partner bei der Erarbeitung von sachge­
rechten Bewertungskriterien für die Evalulerung
durch den Wissenschaftsrat wirken und die Interes­
sen ihrer Mitgliedseinrichtungen wirksam nach au­
ßen vertreten. Die auf der l'v1itgliedervesammlung in
Göttingen am 31.31995 verabschiedete neue Sat­
zung (s Anlage) legt hierfür den Grundstein

12 ZUR ENTWICKLUNG DER BLAUEN LISTE

Die Geschichte einzelner Blaue-Liste-Einrichtungen
reicht weit zurück, zT In das vergangene Jahrhun­
dert Sie wurde vom WIssenschaftsrat in seinen
'Empfehlungen zur Neuordnung der Blauen Liste
(im folgenden WR-Empfehlung genannt) ausführ­
lich gewürdigt. In der Bundesrepublik Deutschland
haben Bund und Länder schon früh erkannt. daß
sie eine gemeinsame Verantwortung für die For­
schungsförderung immer dann wahrnehmen müs­
sen, wenn ein starkes gesamtstaatliches Interesse
deutlich Wird (Artikel 91 b des Grundgesetzes)
Schon im Königsteiner Abkommen vom März 1949
wurden die Grundlagen für eine gemeinsame Fi­
naflzierung mit recht komplexen Verteilungsschlüs­
seln gelegt und fanden in der Rahmenvereinbarung
und ihrer Ausführungsverordnung vom Mai 1977 ih­
re in wesentlichen Zügen auch heute noch gültige
Form, zuletzt geänd~rt im Dezember 1990, Auf
blauem Papier gedruckt (daher Blaue Liste) sind
dort alle derzeit nach diesem Modus geförderten 82
Einrichtungen aufgelistet. Die Blaue Liste umfaßt
ein breites Spektrum von Einrichtungen von natur-,
geistes-, sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen
Forschungsinstituten über forschende Museen bis
hin zu DienstleistungseInrichtungen und zu wissen­
schaftlichen Spezialbliotheken die insgesamt we­
gen ihrer besonderen Bedeutung, Größe und Auf­
gabenspezifität weder sinnvoll in Hochschulen ein­
zufügen sind noch den Charakteristika anderer For­
schungsorganisatlonen entsprechen Eine wichtige
Besonderheit dieser Institutionen war und ist ihre,
Eigenständigkeit und relative Unabhängigkeit. Erst
1989 (aber noch vor der Wende in der DDR) bildete
sich die 'Ar~eitsgemeinschaft Blaue Liste' als frei­
'fIlIiger, relatiV loser Zusammenschluß der Institute,
mit dem Ziel, den- Erfahrungsaustausch untereinan­
der und eine gewisse, koordinierte Vertretung ge­
meinsamer Interessen gegenüber Offentllchkelt
und Politik zu erreichen

Mit der deutschen Wiedervereinigung wurde die biS
dahin 'geschlossene' Blaue Liste Wieder geöffnet
und erfuhr eine starke Erweiterung Die mit der Auf
losung der Akademie der Wissenschaften oer erle
mallgen DDR notwendig gewordene Neuordnung
rJer Forschungslandschaft führte auf Empfehlung
des WIssenschaftsrates zur Grundung von 32 neu­
en Blaue-Llste-Elnrlchtungen uberwlegend natur­
wissenschaftlicher technischer und umweltwlssen
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schaftlicher Prägung, womit sich die Zahl der Insti­
tute auf insgesamt 82 erhöhte und der Finanz- be­
darf sich in etwa verdoppelte. Im Jahre 1994 um­
fassen die Haushalte der Blaue-liste-Einrichtungen
ein Gesamtvolumen (ohne Drittmittel) von 1 232
Mio DM, wovon 617 Mio. DM auf Einrichtungen in
den alten und 615 Mio. DM in den neuen Bundes­
ländern entfallen.

Ganz offensichtlich hat der Wissenschaftsrat dabei
bewußt das Instrument der Blauen liste zur Neu­
ordnung der Forschung empfohlen und aus gutem
Grund z. B. nicht die Umwandlung der ehemaligen
Akademie der Wissenschaften der DDR in einige
wenige Großforschungseinrichtungen vorgeschla­
gen, was ja aufgrund der vorgefundenen Strukturen
durchaus nahe gelegen hätte. So wird in den dama­
ligen Empfehlungen' u.a. der "Wettbewerb zwi­
schen Hochschulen.. und außeruniversitären For­
schungseinrichtungen" und "Pluralität der organisa­
torischen Trägerschaft und Vielfalt der Finanzie­
rung und Förderung der Forschung" gefordert

Daß dies richtig war und die damit bewirkte Stär­
kung der Blauen liste als flexibles Instrument der
föderalen Forschungspolitik sinnvoll, beweist der
zügige und erfolgreiche Umbau der For­
schungslandschaft in den neuen Bundesländern
Die Blaue liste hat sich somit als ein besonders
geeignetes Instrument zur Angleichung der Le­
bensverhältnisse von Ost und West im Wissen­
schaftsbereich erwiesen.

Das rasche Wachstum der Blauen Liste hat aber
gleichzeitig zu einer größeren Beachtung geführt,
welche das spezielle Förderinstrumentarium mit ei­
nem Male in den Blickpunkt einer kritischen Öffent­
lichkeit stellte:

• Angesichts eines öffentlich finanzierten Ge­
samtvolumens von über 1,2 Milliarden DM pro
Jahr, vergleichbar mit MPG, DFG, FhG und
den Großforschungseinrichtungen, stellt die
Blaue Liste ein nicht zu vernachlässigendes
forschungspolitisches Potential dar.

• Die Viel f 31t der Einrichtungen sowie das bishe­
rige Fehlen eines transparenten, nachvollzieh­
baren Ordnungsprinzips der AG-BL konnte fur
Außenstehende die Vermutung nahe legen,
hier würde unkorrelliert und 'suboptimal' geför­
dert. Eine Neuordnung muß daher deutlich ma­
chen, daß Vielfalt eine besondere Stärke der
Blauen Liste ausmacht Sie eröffnet vielver­
sprechende Perspektiven für ein multivalentes
Zusammenwirken von Forschungsinstituten,
Dienstleistungseinrichtungen Bibliotheken und
Museen, das sich aufgrund der spezifischen
Strukturmerkmale anderer ForschungsorganI­
sationen in diesen nicht entwickeln kann

• Auch die Nöte der Hochschulen bei der Erhal­
tung ihrer Konkurrenzfähigkelt als Forschungs­
einrichtungen Im Internationalen Wettbewerb
führen zu einer Gegenstrategie unter dem Mot­
to 'Grundlagenforschung zurück an die Hoch­
schulen', Ein konzertiertes Zugehen der WBL
auf die Hochschulen wird deutlich machen,
daß die Einrichtungen der Wissenschaftsge­
meinschaft Blaue liste als Partner eine Schlüs­
selrolle für die Erhaltung der Lelstungsfahigkeit
der Universitäten spielen können

• Kritisiert wird auch die angeblich mangelnde
Einbindung der Einzelinstitute In einen dem
Gesamtfördervolumen angemessenen, größe­
ren wissenschaftspolitischen und gesellschaft­
lichen Kontext Dieser erfordert vor allem auch
konsensfähige, nachvollziehbare Kriterien zur
Dynamisierung des Förderinstrumentariums
mit der Möglichkeit von Mittelumschichtungen,
zukunftsweisenden Neuaufnahmen und· damit
verbunden, dem Zurückfahren von ertragsar­
men Einrichtungen. Dem kritischen Betrachter
müssen die dabei angewandten Verfahren als
sachbezogen und nicht als durch nur als lokal­
politische Interessen und Zufälligkeiten bedingt
vermittelbar sein

• In der Öffentlichkeit unzulanglich bekannte,
zT in der Tat nur rudimentär vorhandene Ver­
fahren zur Sicherung der Qualität und Lei­
stungsfähigkeit sowie mangelnde offentliche
Repräsentanz der Blauen-Liste-Einrichtungen
in ihrer Gesamtheit erlaubten bisher beliebige
Spekulation über fehlende Qualitäts- und Effizi­
enzkontrolle. Dieser Kritik kann nur durch eine
aktive Mitgestaltung von wirkungsvollen Instru­
menten der Qualitätssicherung begegnet
werden

• Schließlich, so wird argumentiert, seien die er­
kennbaren Bedarfsfelder für öffentlich geför­
derte Forschung in der Bundesrepublik durch
andere, etablierte WissenschaftsorganJsatio­
nen hinreichend abgedeckt. so z B durch die
MPG für grundlagennahe Aufgaben oder die
FhG für die industrienahe Forschung Dieses
Argument verkennt, daß der In anderen Berei­
chen des gesellschaftlichen Lebens und der
Kultur so wichtige föderale Aspekt unseres
Staatswesens in der außeruniversItären For­
schung gerade in der Blauen Liste seine deut­
lichste Ausprägung findet und somit ganz ei­
gene, zukunftsweisende Chancen lind Mog­
lichkeiten fur (iie Gestaltung von Innovation
durch Forschung eroffqet Nlc!;: '1" etUl1 ;

wünschen eine Reihe neuer wlssellschaftlrcllci
Einrichtung die Aufnahme gerade 111 die Blaue
Liste, von denen der WIssenschaftsrat bereits

Stellungnahmen zu den Außerunlversitaren ForschungseInrIchtungen in den Ileuen Bundeslandern
und in Berlln - Allgemeiner Teil - WIssenschaftsrat 1992. S 12f
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fünf als positiv und als zukunftsweisend bewer­
tet und zur Aufnahme empfohlen hat. Ein wei­
teres (DSM) wurde für 1996 bereits
aufgenommen.

Bei der zukünftigen Entwicklung der Blauen liste
als neuer Wissenschaftsgemeinschaft wird es also
darauf ankommen, die bisherigen Stärken, insbe­
sondere den föderalen, auf Eigenständigkeit und
Flexibilität setzenden Aspekt des Förderinstru­
ments Blaue liste zu erhalten, daraus aber gleich­
zeitig in verstärktem Maße Synergien zu erschlie­
ßen und so der gesamtstaatlichen Bedeutung noch
wirkungsvoller gerecht zu werden. Dabei wird es
von zentraler Bedeutung sein, neue Wege für die
Sicherung und Stärkung der Qualität in der For­
schung zu erproben und Instrumente zur Anpas­
sung bestehender Strukturen an einen sich rasch
ändernden Forschungsbedarf zu entwickeln. Es
wird Aufgabe der neu zu bildenden Sektionen sein,
diesen Prozeß der kritischen Forschu.lgsbeglei­
tung, Evaluierung und Qualitätsstärkung so mitzu­
gestalten, daß er einerseits den spezifischen Auf­
gaben der Blaue-liste-Einrichtungen in ihrer Vielfalt
gerecht wird und andererseits eine kritische Öffent­
lichkeit, die Geldgeber wie auch die konkurrieren-

'~den Geldnehmer überzeugt.

1.3 FORSCHUNSGSTRUKTUREN IN DER
KRISE

Das Erstarken der Blauen Liste ist, entgegen pro­
pagierter Meinung keineswegs ausschließlich ge­
schichtlicher Zufälligkeit und finanzpolitischem Kal­
kül zu verdanken, sondern reflektiert in großer Kon­
sequenz ein allgemein und besonders im Wissen­
schaftsrat vorhandenes Bewußtsein, daß For­
schungsstrukturen in Deutschland einer Erneue­
rung und aufgabenspezifischen Erweiterung bedür­
fen Von dieser Erneuerung kann keine der vorhan­
denen Forschungsorganisationen inklusive der Uni­
versität ausgenommen sein, wobei außeruniversilä­
re Strukturen in diesem Prozeß dringend ihr Ver­
hältnis zur Alma Mater klären müssen, von deren
Funktionsfähigkeit sie abhängen. Die Etablierung
eines konstruktiven Verhältnisses zu Universitäten
Ist ein zentrales Anliegen der neuen Wissen­
schaftsgemeinschaft Blaue Liste

Mit der Jahrtausendwende wird sich die Rolle von
Wissenschaft und Forschung für die menschliche
Gesellschaft quantitativ und qualitativ grundlegend
geändert haben. Durch immer neue Methoden und
Forschungstec+'nologiefl und einen durch sie er­
zeugten Kosmos von Erklärungsphänomenen ISt
eine Situation entstanden, in der die Wissenschaft
scheinbar für alle Facetten menschlicher Interessen
inklusive globaler Uberlebensfragen Lösungen oder
zumindest Lösungswege bereit hält. Dieses Abhän­
gigkeitsverhältnis darf nicht daruber hinweg
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täuschen, daß sich Forschung in welten Bereichen
in einer Konzeptions- und Strukturkrrse befindet.
Trotz enormen Mitteleinsatzes und einer exponenti­
ell wachsenden Publikationsf1ut wird zunehmend
auch unter Wissenschaftlern unsicher, ob die bis­
herigen Mechanismen, mit denen durch For­
schungsmöglichkeiten wissenschaftlicher Output
produziert wird, alle sinnvoll sind oder Überhaupt zu
Ergebnissen führen.

Die vorhandenen Forschungsstrukturen und ihre
Organisationsformen müssen deshalb überdacht
werden, um insbesondere die Lösung als funda­
mental erkannter Fragen zu beschleunigen, For­
schungsbehinderungen auszuräumen und For­
schung finanzierbar zu halten. Dabei ist selbstver­
ständlich, daß Erkenntnis selbst nicht planbar ist
Es gibt jedoch verschiedene Organisationsformen,
deren jeweilige Eignung für spezifische For­
schungsaufgaben das Auftreten von tiefergehen­
den wissenschaftlichen Einsichten unterschiedlich
wahrscheinlich machen und die mit unterschiedli­
cher Effizienz arbeiten können. Weder die Univer­
sität noch eines der bestehenden außeruniversitä­
ren Forschungssysteme kann dabei für sich ein
Monopol zur Lösung aller anstehenden For­
schungsprobleme in Anspruch nehmen. Vielmehr
wird die jeweils beste Lösung nur in einem fairen
und kontinuierlichen Prozeß des kollegialen Wett­
bewerbs der Institute und Institutionen zu finden
sein.

Die Notwendigkeit eines Strukturwandels resultiert
in vielschichtiger Weise aus Problemen, denen Uni­
versitäten und außeruniversitäre Forschungsein­
richtungen in unterschiedlichem Maße ausgesetzt
sind. Die folgende Auswahl ist stark von der Situa­
tion in den Naturwissenschaften geprägt ist

• An vielen Fronten der Forschung besteht ein
Mißverhältnis zwischen geforderter methodi­
scher technologischer Expertise bei Forschern
und der Expertise für wissenschaftliche Proble­
me, auf welche die Methoden angewandt wer­
den sollen. Durch die vielerorts fehlenden Mög­
lichkeiten zur Bildung von Experten-Teams
entsteht leicht ein Übergewicht von methoden­
zentrierter Phänomenologie in der Forschung

• Unverkennbar ist ein Rückgang der Untersu­
chung risikobehafteter Schlüsselprobleme zu­
gunsten der Bearbeitung zweitklassiger Frage­
stellungen mit voraussehbaren Ergebnissen
als Folge von Drittmitteifinanzierungen rillt
kurzfristigem Erfolgszwang

Der ErKerlntnlsgewlnn ur:terllPgt Irltemat'(]r1,

len kompetitiven Mechanismen und Moden dll"
unausweichlich silld An deren Zeltkonstanten
Sind nationale Forscflungsstrukturen Im Hin
blick auf Persona1plallung und FinanZierung
kaurlrl angepaßt DadurCh eTltsteht teilweise



1 Ausgangslage

eine Verzerrung des Wettbewerbs und Vergeu­
dung von Forschungsgeldern.

• Der wissenschaftliche Nachwuchs wird verun­
sichert durch den Verlust von Kriterien für die
Planung von wissenschaftlichen Laufbahnen
und durch wissenschaftsfremde, verzerrte
Stellenbewirtschaftung.

• Zur Herausbildung von effektivem Forschungs­
management fehlen Strukturen und Anreize.

In Natur- und Ingenieurwissenschaften ist der
personelle und technische Aufwand, um zu
wirklich neuen Erkenntnissen zu gelangen,
extrem gestiegen; dies bedingt eine häufig
aussichtslose Situation für Kleingruppen, die in
wenige Forschungsnischen abgedrängt
werden.

Daruber hinaus gibt es eine Reihe gesellschaftlich
besonders relevanter Langzeitaufgaben in der For­
schung, zu der~n umfassender Bearbeitung beson­
dere Strukturen erforderlich sind. Dazu gehören
insbesondere die Bewältigung der Probleme der
Ökologie, Gesundheitsvorsorge, Stadtplanung und
Politikberatung im wirtschaftlichen Bereich.

Komplementär hierzu stellen die Geistes- und Sozi­
alwissenschaften insbesondere reflexives Wissen
zur Verfügung, das für die künftige Entwicklung der
modernen Gesellschaften bedeutsam ist und des­
sen Durchdringung mit den natur- und ingenieur­
wissenschaftlichen Disziplinen weiter gefördert wer­
den muß. Die umfassende Aufarbeitung des hier
erarbeiteten Erkenntnisstands für den öffentlichen
Bedarf und seine Verbreitung bedarf ebenfalls der
besonderen Aufmerksamkeit bei der Entwicklung
der Forschungsstrukturen

1 4 DIE EMPFEHLUNGEN DES
WISSENSCHAFTSRATES

Der Wissenscl"'aftsrat hat sich im Anschluß an die
weitgehend nach seinen Empfehlungen vollzogene
umfassende Neugestaltung der Wissenschaftsland­
schaft in den neuen Landern noch einmal grund­
satziich mit der Blauen liste befaßt und im Herbst
1993 seine Empfehlungen zur Neuordnung der
Blauen Liste veröffentlicht. Der Wissenschaftsrat
würdigt In diesen Empfehlungen ausführlich die Be­
deutung der Einrichtungen der Blauen liste als In­
strument föderaler Forschungspolitik, ihre Bedeu­
tung als potentielle Partner der Universitäten, ihre
Vielfalt und Verschiedenartigkeit, und erörtert ver­
schiedene Ansätze, wie in Zukunft Qualität und Effi­
zienz der Einrichtungen im einzelnen, ihr Zusam­
menWirken Im ganzen und Ihre Bedeutung für die
Gesellschaft weiter gestärkt und sinnvoll erweitert
werden könne. Die Empfehlungen können in weiten
Teilen als eine vorwartsgerichtete Antwort auf die in
12 referierte Kntik an der Blauen liste und als
Handlungsempfehlung fur eine zumindest partielle

Beseitigung der in 1.3 skizzierten Strukturdefizite
des Forschungssystems der Bundesrepublik insge­
samt verstanden werden

Ohne die Einzelheiten hier zu wiederholen seien
die Kernpunkte der Empfehlungen in Erinnerung
gerufen:

• Der Aufbau eines flächendeckenden, in der
Wissenschaftsöffentlichkeit als solches
wahrgenommenes Systems zur Sicherung der
Qualität und Leistungsfähigkeit für alle Einrich­
tungen der Blauen Liste, welches durch exter­
ne Evaluierungen in der Verantwortung des
Wissenschaftsrats eine effiziente, leistungsori­
entierte und flexible Weiterentwicklung des'
Forschungsförderungsinstruments Blaue Liste
erlaubt.

• Der Aufbau einer idenditäts- und synergIestif­
tenden Organisationsstruktur für die Gemein­
schaft der Blaue-liste-Einrichtungen, welche
die Außenwirksamkeit der Einrichtungen insge­
samt erheblich stärken und den Prozeß der
Qualtitätssicherung und Effizienzsteigerung
durch innere, selbstorganisierte Mechanismen
ergänzen sollte. Hierfür wird u.a. empfohlen,

die Einrichtung von maximal vier wissenschaft­
lichen Sektionen als Kernstuck der Zusam­
menarbeit und des Erfahrungsaustauschs ZWI­
schen den Einrichtungen,

die Schaffung einer leistungsfähigen Ge­
schäftsstelle,

eine neue idenditätsstlftende Namenwahl

Mit dem hier vorgelegten Arbeitspapier Wird ver­
sucht, diese Empfehlungen auf die Bedürfnisse und
Besonderheiten der Mltgliedselmichtungen abzubil­
den, ggf. sinnvoll zu modifiZieren und pragmatisch
zu erweitern sowie konkrete Handlungsvorschläge
zur Umsetzung für die zukünftige praktische Arbeit
der Wissenschaftsgemeinschaft Blaue liste (WBL)
zu machen

15 WISSENSCHAFTSGEMEINSCHAFT BLAUE
LISTE ALS ANTWORT

Das berechtigte Interesse von Politik, Wirtschaft
und Öffentlichkeit an effektiver, qualitiätsorientierter
und effizienter Verwendung der staatlichen Forder­
mittel für Wissenschaft und Forschung sowie der
Ruf nach Optimierung und inhaltlicher Konzentratl
on von Forschungsstrukturen setzt naturgemaß zu­
erst an den vielfaltigen, In Ihrer Außenwirkung un
deutlichen Institutionalislerungsfor'~2n an Nicht zu
letzt deshalb Sind die Blaue 1~lste-ElIlrIC!1:,;I-',J'

aber auch die Großforschur',gselllflchtungerl ullter
Kritik geraten Gegen solche Anforderungen kan­

nen sich andere, homogener organiSierte WIssen­
schaftsgesellschaften relatiV leicht unter Verweis
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auf Geschlossenheit, Tradition und langjährige Er­
folge wehren.

Die Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste will in
diesem Zusammenhang einen alternativen Ansatz
zur Wissenschaftsorganisation entwickeln, einen
Mittelweg, der einerseits aufbaut auf einer dezen­
tralisierten Gesamtstruktur und auf Synergieeffek­
ten durch netzartige Selbstorganisation, der ande­
rerseits die notwendige Koordinierung und gemein­
same Interessenartikulation zu leisten erlaubt Fol­
gende Gesichtspunkte sind hierfür wesentlich:

(1) Mit der Etablierung einer verbandsartigen Wis­
senschaftsorganisation werden die gemeinsa­
men Leitideen bzw. Wertbeziehungen, die mit
der Verfaßtheit der Institute verbunden sind, in
angemessener Weise institutionell repräsen­
tiert. Die Pluralität der Wissenschaftsgemein­
schaft Blaue Liste ist dabei als positive Struk­
tureigentümlichkeit zu würdigen und zu nutzen.

(2) Den einzelnen Instituten der WBL ist bewußt,
daß optimale Rahmenbedingungen für effizien­
te und effektive Wissenschaft am besten durch
überschaubare, flexible und leistungsfähige
kleine Einheiten zu schaffen sind. Daher soll
die Gesamtorganisation der WBL nach den be­
währten Prinzipien der wissenschaftlichen
Selbstverwaltung und der Subsidiarität struktu­
riert sein Die primären Akteure sind die einzel­
nen Institute selbst Darüber hinausgreifend
soll es in dem notwendigen Umfang koordinie­
rende und Gesamtinteressen formulierende
Einheiten geben (Sektionen mit Arbeitskreisen,
Präsidium mit Geschäftsstelle).

(3) Aus dieser Konstruktion insgesamt entsteht ein
korporativer Akteur, der strategiefähig organi­
siert ist Dies ist die angemessene Antwort auf
ein insgesamt erkenntnistheoretisch unsiche­
res, technologisches und forschungspoliti­
sches Umfeld Darin drückt sich gleichzeitig
ein allgemeines Merkmal moderner Gesell­
schaften aus, die ihren hohen Differenzie­
rungsgrad gerade nicht durch zentralisierte Or­
ganisationsformen lähmen, sondern durch ver­
netzte, flexible Institutionalisierungen stabilisie­
ren und so erst eigentlich ihr Potential zur Ent­
faltung bringen wollen. Die WBL in neuer Ge­
stalt liefert mit der übergreifenden Gesamtor­
ganisation einen fortschrittlichen Beitrag zur
wissenschaftlichen Selbstorganisation, der
möglicherweise den bisherigen Organisations­
formen in der aun.,~runiversitären Forschung
überlegen ist

(4) Die Zustandigkeiten innerhalb der WBL sollen
neu geordnet werden Schwerpunktmäßig wird
in den kleineren Arbeitskreisen der Sektionen
ein fachwissenschaftlicher Erfahrungsaus­
tausch. verbunden mit partieller Abstimmung
der Arbeitsprogramme stattfinden Die
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Sektionen selbst werden insbesondere mit den
Aufgaben der Sicherung von Qualität und LeI­
stungsfähigkeit, mit der Förderung des wissen­
schaftlichen Nachwuchses und mit der Bünde­
lung der Institutserfahrungen unter wissen­
schaftspolitischen Gesichtspunkten befaßt
sein. Im Präsidium sind die Interessen aus den
Sektionen der WBL zusammenzuführen und
unter wissenschaftspolitischen Gesichtspunk­
ten gegenüber den staatlichen Stellen und der
Öffentlichkeit zu vertreten Die WBL-Organisa­
tion insgesamt folgt dem Prinzip des "Iean
management".

(5) Eine besondere Bedeutung werden in Zukunft
die Evaluierungen der Institute erhalten. Das
Konzept der WBL-Organisation sieht vor, daß
eine sachgerechte Verbindung zwischen exter­
ner und interner Bewertung angestrebt wird.
Die Sektionen werden i" dieser Hinsicht eine
wichtige Rolle übernehmen Der Grund­
satzausschuß vertritt die Meinung, daß eine
Weiterentwicklung und Präzisierung der geeig­
neten Evaluierungsverfahren ebenfalls einen
weiterführenden Beitrag zur reflexiven Steue­
rung wissenschaftlicher Einrichtungen insge­
samt darstellt.

16 EFFIZIENZSTEIGERUI'JG DURCH VERBES­
SERTE RAHMENBEDINGLINGEN

Eine wesentliche Voraussetzung für eine erfolgrei­
che und effiziente Bewältigung der Aufgaben für
die neue Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste
ist die Verbesserung mehrerer Rahmenbedingun­
gen, die ein zukunftsweisendes Forschungsmana­
gement im Sinne einer Überwindung der in 1.2 an­
gesprochenen Forschungshindernisse sehr beför­
dern würde

16.1 Flexibilisierung der
Haushaltsbewirtschaftungsgrunosätze

Als besonders vordringlich gilt es, die sachlich nicht
zu begründende unterschiedliche Behandlung der
einzelnen Iflstitute zu überwinden Besonders will­
kürlich Ist in diesem Zusammenhang die bislang
zT sehr unterschiedliche zuwendungsrechtliche
Behandlung der Institute bei verschiedenen Fach­
ressorts. Bisher lag es vielfach am Verhandlungs­
geschick der Einrichtungen, an der Ressortzustän­
dlgkeit in Bund und Ländern oder der Flexibilität der
zuständigen "Haushälter", ob einzelne Erleichterun­
gen bei der Haushaltsbewirtschaftung gewährt wur­
den oder auch als eine Art Sanktion verwehrt wur­
den Der Grundsatzausschuß vertritt mit Nachdruck
die Auffassung, daß eine Gleichbehandlung aller
Institute In wesentlichen zuwendungsrechtlichen
Fragen erreicht werden muß, unabhängig davon.
bei welchem Ressort die einzelnen Institute ange­
siedelt Sind.
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Ein einheitliches Finanzstatut für alle Einrich­
tungen ist Voraussetzung dafür, daß die Ein­
richtungen hinsichtlich ihrer Leistungsfähigkeit
vergleichbar werden.

Die gegenwärtige Diskussion um die Finanzierung
der Blauen Liste sollte als Chance genutzt werden,
ein modernes Finanzstatut für alle Mitgliedseinrich­
tungen der WBL zu schaffen, das sich an den
Speyerer Empfehlungen zur Flexibilisierung der
Hochschulhaushalte orientiert. Verschiedene be­
reits praktizierte Modellversuche mit Globalhaus­
halten an Hochschulen in Nordrhein-Westfalen,
Schieswig-Hoistein u. a. könnten dabei als Vorbild
dienen. Damit könnte darüber hinaus ein' wichtiger
Beitrag zur Entbürokratisierung geleistet werden.
Der BundestagsausschL1ß für Forschung, Techno­
logie und Technikfolgenabschätzung hatte in der
vergangenen Legislaturperiode für den Bereich der
Großforschungseinrichtungen gefordert, daß die
Bemühungen um Flex,bilisierung und Entbürokrati­
sierung nachdrücklich fortgesetzt werden. Da Flexi­
bilisierung und Entbürokratisierung keine Selbst­
zwecke sind, sondern dadurch betriebliche Kosten
gesenkt, wissenschaftliche und wirtschaftliche Effi­
zienz gesteigert und eine rasche Anpassung an
sich verändernde Forschungsbedingungen ermög­
licht werden, muß diese Forderung auch für die
WBL gelten.

(1) Einnahmen

Die derzeit mehrheitlich praktizierten Regelungen
bestrafen eine strategisch offensive, marktgerechte
Einwerbung von Mitteln aus dritten Quellen und
ganz allgemein ein kostenbewußtes unternehmeri­
sches Handeln der Institutsleitungen, - außerhalb
des öffentlich finanzierten Drittmittelmarkts. Es soll­
te also für die Mitgliedseinrichtungen der Wissen­
schaftsgemeinschaft Blaue Liste keine

• ZuwendungsmindHung durch
Mehreinnahmen,

• Anrechnung zweckfreier Spenden auf die
Zuwendungen,

• Verrechnung von Inzahlungnahmen bei
Geräteerneuerung,

• Zuwendungsminderung bei Einnahmen aus
Leistungen an Dritte,

• Zuwendungsminderung bei Erlösen aus Veröf­
fentlichungen, Sonderveranstaltungen oder gar

• Zuwendungsminderungen bei sogenannten
Rationalisierungsgewinnen

geben Die dabei erwirtschafteten Einsparungen
entlasten den Staat insofern, als auf diese Weise
ein Korrektiv zu den im übrigen stetig steigenden
apparativen und personellen Aufwendungen für
moderne Forschung geschaffen wird

(2) Personalbereich

Im Personalbereich beschränken restriktive Vor­
schriften die Handlungsfähigkeit der Einrichtungen
in besonderem Maße. Das Haupthindernis für ein
modernes Personalmanagement wird auf absehba­
re Zeit nicht zu beseitigen sein. Dennoch muß im­
mer wieder darauf hingewiesen werden, daß der
BAT für die Bedürfnisse eines modernen For­
schungsinstitutes nicht geschaffen und ungeeignet
ist Es wäre zu wünschen, wenn die Tarifvertrags­
parteien sich dieses Themas ernsthaft annehmen
würden.

Jedoch auch innerhalb des bestehender, Systems
müssen die Einrichtungen in die Lage versetzt wer­
den, durch eine Flexibilisierung der PersonalmitteI­
bewirtschaftung ein den Bedürfnissen von For­
schung entsprechendes Personalmanagement zu
betreiben Die Aufhebung bzw. Lockerung der Ver­
bindlichkeit der Stellenpläne sowohl nach Anzahl
als auch nach Wertigkeit würde den Einrichtungen
trotz einer finanzneutralen Finanzierung erhebliche
Spielräume eröffnen, ebenso die Deckungsfähigkeit
von Mittelansätzen verschiedener Hauptgruppen.
Es muß z.B, möglich sein, Abfindungen zur Abwehr
von Arbeitsgerichtsprozessen zu zahlen, wenn dies
betriebswirtschaftlich ökonomischer ist Ebenso
sollten Instrumentarien zur Unterstützung eines
vorgezogenen Ruhestandes bei weniger leistungs­
fähigen, älteren Mitarbeitern gescha'ffen werden.

Die Blaue Liste konkurriert bei der Gewinnung und
der Beschäftigung hochqualifizierter Mitarbeiter mit
den anderen Systemen der Forschungsförderung.
Ihr dürfen daher nicht mit dem Hinweis auf das
Besserstellungsverbot die Mittel versagt werden,
die andere Systeme seit langem erfolgreich einset­
zen. Das Besserstellungsverbot erweist sich sonst
als Schlechtersteilungsgebot Die Blaue Liste (künf­
tig WBL) muß in gleicher Weise wie die MPG, FhG
und GFE die Möglichkeit haben, Zulagen zu ge­
währen, um besonders qualifizierte Mitarbeiter ge­
winnen oder halten zu können oder auch beson­
ders leistungsfähige Mitarbeiter zu belohnen Auch
sollte die Möglichkeit zur bilateralen oder multilate­
ralen Vereinbarung eines zeitlich befristeten Stel­
lentauschs zwischen mehreren Einrichtungen der
Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste, z. B auf
der Ebene der Sektionen, Arbeitskreise oder lokaler
Zusammenarbeiten geschaffen werden

(3) Sachmittel und Investitionen

Im Bereich der Sachmittel wie der Investitionen Sind
sowohl die Deckungsfahlgkelt der Titel unterelnar,­
der als auch die gegenseitige Deckungsfähigkeit
der Hauptgruppen erforderlich, um den sich rasch
ändernden Bedürfnissen eines extrem kompetitiven
Forschungsbetriebes gerecht zu werden Insbeson­
dere müßte Im Haushaltsvollzug eine genehmi-
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gungsfreie Veränderung und Anpassung der verab­
schiedeten Investitionslisten möglich sein Auch für
Baumaßnahmen erfordert ein sachgerechtes, zügi­
ges Reagieren ein flexiblere Handhabung bei der
gegenseitigen Deckungsfähigkeit von Mitteln für
kleine und große Baumaßnahmen.

Von ganz besonderer Bedeutung ist es, daß den
Einrichtungen gestattet wird, Mittel in das kommen­
de Haushaltsjahr zu übertragen und diese auch zu­
satzlich kassenmäßig zur Verfügung gestellt zu
bekommen.

Das begründete Interesse der Zuwendungsgeber
und des Wissenschaftsrates an einer institutionel­
len Konstituierung der Wissenschaftsgemeinschaft
Blaue Liste sollte auch dazu führen, daß sie ihrer­
seits alles tun, um Forschungshindernisse und Re­
striktionen, welche eine effiziente Nutzung der Res­
sourcen verhindern, zu beseitigen.

Erst die Gewährung flexibler organisatorischer,
haushalts- und betriebswirtschaftlicher Spielre­
geln durch die Schaffung eines modernen ein­
heitlichen Finanzstatuts macht die notwendige
Verantwortungsübertragung sinnvoll und den
Gewinn aus der Neuordnung für die Betroffe­
nen unmittelbar einsichtig.

1.62 Gemeinsame Berufungen mit Universitäten

Der Wissenschaftsrat hat in seinen Empfehlungen
das Instrument der gemeinsamen Berufung von
Wissenschaftlern mit Leitungsfunktionen durch die
Einrichtungen der Wissenschaftsgemeinschaft
Blaue Liste und die Universitäten als eines der zen­
tralen Elemente eines Zusammenwirkens von Uni­
versitäten und außeruniversitären Forschungsein­
rIchtungen charakterisiert. Ebenso sind gemeinsa­
me Berufung von erheblicher Bedeutung für die
Gewinnung entsprechend hochkarätiger Wissen­
schaftler. Auch wenn beides möglicherweise nicht
für jede Mitgliedseinrichtung der WBL gilt, so gibt
es doch eine ganze Reihe von Instituten, die dieses
Instrument gerne in Anspruch nehmen würden, es
aber wegen fehlender haushaltsmäßiger Voraus­
setzungen nicht können. Daher wird an die Zuwen­
dungsgeber appelliert, in diesen Fällen entspre­
chende Stellenvoraussetzungen zu schaffen. Dies
kann in der Regel für die Haushalte der Einrichtun­
gen praktisch kostenneutral durch entsprechende
Haushaltsvermerke an den dafür vorgesehenen
Leitungsstellen und geeignete Kooperationsverträ­
ge mit den Hochschulen geschehpn. Die Instru­
mente hierfür sind vielfältig und gut entwickelt Oie
Attraktivität und Leistungsfahlgkelt der neuen WBL
wird sehr davon abhängen, wie welt diese Forde­
rung realisiert werden kann.

Andererseits muß der Gewinn, den die Hochschu­
len aus solchen Kooperationen und insbesondere
aus gemeinsamen Berufungen ziehen konnen
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auch unmittelbar einsichtig werden. Als extrem
nachteilig erweist sich dabei vielerorts die Kapazi­
tätsverordnung (KapVO), die nach wie vor die Stel­
lenzahl einer Hochschule ausschließlich an den
Studentenzahlen mißt und weder die Effizienz der
Studienorganisation, die wachsenden Anforderun­
gen moderner Forschung nach Vertiefung der Leh­
re in ausgewählten Disziplinen, noch die Notwen­
digkeit des vielfach angemahnten stärkeren Praxis­
bezugs der Ausbildung berucksichtigt Gerade in
Hinblick auf diese Aspekte können die WBL-Ein­
richtungen besonders wertvolle Beiträge für die
Ausbildung an Hochschulen leisten. Die KapVO bil­
det also eines der Haupthindernisse für d'le wüne
sehenswerte Intensivierung des Instruments der
gemeinsamen Berufungen, da diese wegen ihrer
Anrechung auf die Lehrkapazität der betroffenen
Fachbereiche als Einschränkung des eigenen
Handlungsspielraums bei Berufungen und bei der
Personal mittel-Bewirtschaftung erlebt werden Ge­
meinsame Berufungen zwischen WBL-Einrichtun­
gen und Universitäten sollten zu einem echten Zu­
satzangebot in der Lehre führen, das die Attraktivi­
tät der Hochschulen erhöht, und das nicht durch
Anrechnung auf die jeweilige Kapazität der Hoch­
schulen zu Kürzungen des Angebots an anderer
Stelle, insbesondere im Bereich des Grund- und
Hauptstudiums führt. Bund und Länder werden
dringend gebeten, sich in verstärktem Maße für ei­
ne entsprechend flexible Auslegung der geltenden
Vorschriften zu engagieren.

1.6.3 Förderprogramme für den
wissenschaftlichen Nachwuchs

Die Grundausstattung der WBL Einrichtungen mit
Mitteln für den wissenschaftlichen Nachwuchs, ins­
besondere für Doktoranden ist in der Regel nicht
ausreichend. Insgesamt sind im der WBL bei weit
über 10 000 Mitarbeitern und fast 5000 Wissen­
schaftlern nur wenig mehr als 800 Doktoranden tä­
tig. Dies entspricht einem Anteil von nur ca 17 %
des wissenschaftlichen Personals, was sich In vie­
len Fällen naturgemäß sehr negativ auf die Flexibili­
tät und Innovationskraft der Institute auswirkt Da
man davon ausgehen muß, daß sich die institutio­
nelle Förderung hierfür nicht wesentlich verbessern
läßt, ist einerseits eine Öffnung der einschlägigen
Programme des Drittmittelmarktes notwendig, zu
denen die außeruniversitäre Forschung bislang nur
beschränkt Zugang hat

Darüberhinaus sei hier unter dem GeSichtspunkt
der Konkurrenzfähigkelt nachdrucklich darauf hin
gewiesen, daß die WBL wie die drei andererl Für
schungsorganisationen ein eigenes, auf Ihre beson­
deren Bedürfnisse zugeschnittenes Doktoranrlen­
und Postdoktorandenprogramm benötigt Mit relatiV
geringem finanziellem Aufwand (ca 35 Mio. DM
pa. also etwas weniger als 3%, des Zuwendungs-
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bedarfs der WBl) ließe sich hier eine Verdopplung
erzielen und ein erheblicher Qualitätssprung durch
kompetitive Belebung und personelle Erneuerung
realisieren. Dies wäre ein besonders wirksames In­
strument zur Verbesserung der leistungsfähigkeit
der WBl und könnte z.B. durch Überleitung eines
Teils des bisherigen Verstärkungsfonds für alle Mit­
glieder der WBl kompetitiv geöffnet werden. Hinzu
müßten Mittel für ein zielgerichtetes Postdoktoran­
denprogramm kommen

Diese Mittel könnten im Prinzip in zusätzlich ge­
winnbringender Weise von der DFG vergeben wer­
de,.... Alternativ dazu wären Vergabeinstrumente auf
der Ebene der Sektionen denkbar, die in jedem Fall
ebenfalls eine kompetitive Auswahl unter den
Nachwuchswissenschaftlern und Projekten beinhal­
ten müßten (weitere Ausführungen zu einem sol­
chen Fonds in Kapitel 4.8).

2. SELBSlVERSTÄNDNIS

2.1 DER STEllENWERT VON
FORSCHUNGSSTRUKTUREN

Forschung wird immer von hervorragenden For­
schern vorangetrieben. Forschung hat jedoch als
'internationales Großunternehmen' zunehmend dE;n
Charakter eines komplexen Systems angenom­
men. Für die Orientierung, Dynamik und letztend­
lich den Erfolg von Forschung an ihren verschiede­
nen Fronten gewinnen daher, neben der zu Recht
immer wieder eingeforderten Freiheit und ange­
messenen Finanzierung, in zunehmendem Maße
Strukturen und Organisationsformen sowie politi­
sche und gesellschaftliche Rahmenbedingungen
eine entscheidende Bedeutung. So ist z.B. der an­
dauernde Erfolg amerikanischer Forschung auf vie­
len Gebieten nur in geringem Maße, wenn über­
haupt, durch bessere Finanzierung oder größte Ori­
ginalität der Forscher erklärbar

Viel zu wenig ist bislang in der [)iskussion über die
Forschungslandschaft in Deutschland beac.ltet
worden, daß Erfolge und Probleme der Forschung
in nahezu symptomatischer Weise von diversen
Struktur- und Organisationsformen der Institutio­
nen abhängen, in welchen Forschung betrieben
wird. Dies scheint unabhängig von der Einordnung
der jeweiligen Forschungsziele in die Kategorien
Grundlagenforschung einerseits und angewandte
Forsd:u'1g andererseits zuzutreffen Solche Kate­
gorien stellen heute ohnehin keine adäquate Be­
schreibungsebene von Forschung mehr dar, sind
sie doch stark vom jeweiligen Betrachtungswinkel
abhängig und die Übergänge ebenso fließend wie
notwendig. Starke Einflüsse auf den Forschungser­
folg in gegebenen Strukturen haben hingegen z B
die Natur des Forschungsgegenstandes die

angemessene Methodologie und der gegenwärtige
Stand der Forschung, die in ganz unterschiedli­
chem Maße z.B. Alleingänge oder Bildung kritischer
personeller Masse, investive Anstrengung, interdis­
ziplinäre Brückenschläge, kurzfristige Abklärungen
oder langfristige risikoreiche Suche erfordern.

Es soll hier nicht im einzelnen erörtert werden, wei­
che Grade von Angepaßtheit der jeweiligen organi­
satorischen Strukturen an die verfolgten For­
schungsgegenstände in den verschiedenen For­
schungssystemen in Deutschland realisiert sind
Doch scheint deutlich, daß z. B. das Harnack-Prin­
zip der Max-Planck-Gesellschaft (Zuschnitt von
Forschungsstrukturen für eine herausragende For­
scherpersönlichkeit), das nach dem fachlichen Di­
versitätsprinzip operierende Arbeitsgruppensystem
der Universitäten, die auftragsorientierte Unterneh­
mensstruktur der Fraunhofer-Gesellschaft oder die
Gruppierung der Großforschungseinrichtungen um
kostspielige aber vielfältig nutzbare Investitionen,
jeweils effektive und ökonomische Struktur- und Or­
ganisationsformen für manche Forschungsfelder
darstellen, aber keineswegs für alle.

Im Lichte dieser Betrachtungen fällt es leicht, die oft
kritisierte Heterogenität der Blauen Liste im Sinne
einer anpassungsfähigen Vielfalt von Strukturen
und Forschungsgegenständen als ihre eigentliche
Stärke zu erkennen. Die in der Rahmenvereinba­
rungen Forschungsförderung und ihrer Ausfüh­
rungsverordnung für die Forschungseinrichtungen
postulierte gesamtstaatliche Aufgabe läßt sich da­
her etwa wie folgt definieren

Eine Einrichtung der Wissenschaftsgemein­
schaft Blaue Liste ist ein relativ selbständiges
mittelgroßes Forschungsunternehmen, welches
mit solider Finanzbasis und großer struktureller
Flexibilität kritische Masse in einem langfristig
aussichtsreichen und für die Gesellschaft wich­
tigen Forschungsfeld bilden und dieses mög­
lichst umfassend besetzen kann.

In der Regel ist hierbei ein hohes Maß an fachüber­
greifender Arbeitsweise verbunden mit fachlicher
Breite und methodischer Tiefe Voraussetzung für
erfolgreiche Arbeit Solche synergieschaffende In­
terdisziplinarität stellt erhebliche Ansprüche an den
Willen zur Kohärenz bei den leitendenden Wissen­
schaftlern und an die langfristige Kooperationsfä­
higkeit jedes einzelnen Wissenschaftlers, neigen
diese doch traditionsgemäß eher zur schöpferi­
schen Individualität als zum gemeinsamen Handeln
im Dienste eines Widmungsauftrags Das so be
gründete Selbstverständnis der WBl und die Ge­
schlossenheit bei der Besetzung eines Themas uno
terscheidet sich im Regelfall grundsatziich von der
Forschungsphilosophie für Institute der Max·
Planck-Gesellschaft und in der erforderlichen per­
sonellen und finanZiellen Größenordnung von der
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Universitätsforschung - auch unter Einschluß von
Sonderforschungsbereichen.

Es ist also nicht primär die Finanzierungsform, wei­
che die Einrichtungen der WBL von anderen For­
schungssystemen unterscheidet, sondern vielmehr
die nur zum Teil davon abhängige Struktur und Or­
ganisationsform, die - gepaart mit neuen Ansätzen
zur Förderung des Zusammenwirkens der Institute
untereinander und zur Sicherung ihrer Leistungsfä­
higkeit und Außenwirksamkeit - eine neue, vielver­
sprechende Qualtität in die Forschungslandschaft
Deutschlands einbringen und diese international
konkurrenzfähiger machefl kann.

2.2 AUFGABENFELDER

Einrichtungen der WBL konzentrieren ihre Arbeit
auf solche Themenfelder, die wegen des damit
verbundenen personellen, finanziellen und/oder
räumlichen Aufwands in dieser Ausprägung an Uni­
versitäten nicht erforscht werden können und de­
ren langfristige, interdisziplinäre Natur und breite
Bedeutung für Wissenschaft, Wirtschaft oder Öf­
fentlichkeit eine nicht an Einzelpersonen gebunde­
ne Bearbeitungskontinuität erfordert. Die so defi­
nierte gesamtstaatliche, überregionale Bedeutung
der Widmungsaufgaben von Einrichtungen der
WBL bedingen gleichzeitig ihr Selbstverständnis als
Partner

• der Universitäten, die von ihnen z.B. durch die
Bereitstellung aufwendiger apparativer Experi­
mentieranlagen bis hin zu Großgeräten und
anderen Forschungsressourcen unterstützt
werden,

• der Wirtschaft, der sie Forschungskapazität
und Know-how im Vorfeld zukünftiger Schlüs­
seltechnologien zur Verfügung stellen,

• der öffentlichen Verwaltung, der politischen
Entscheidungsträger und anderer Träger öf­
fentlicher Belange, welche sie wissenschaftlich
fundiert bei komplexen Entscheidungsprozes­
sen beraten,

• einer breiten informationssuchenden Offent­
llchkelt, der insbesondere die überregionalen
Fachbibliotheken, die Fachinformationszentren
und die Museen aktuelles Wissen und ein le­
bendiges Bild von Wissenschaft und For­
schung vermitteln

Während z B die Max-Planck-Gesellschaft sich
uberwlegend der zweckfreien reinen Grundlagen­
forschung verpflichtet fühlt. und die Fraunhofer-Ge­
seilschaft der angewandten, industrIenahen For­
schung dient. wobei sich belde als zentral organi­
sierte bundesweite operiaende Gesellschaften
prasentleren, sieht die WIssenschaftsgemeinschaft
Blaue Liste ihre Stärke gerade In der Verbindung
und ganzheitlichen Bearbeitung belder Aspekte und
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in der Vermittlung und Verbreitung der Ergebnisse
und greift hierfür das föderale Prinzip ihrer For­
schungsförderung konstruktiv auf

2.3 AUSDRUCK FÖDERALER
FORSCHUNGSPOLITIK

Differenzierte politische Betrachtungen der jüngsten
Zeit zum Thema 'Vollendung der deutschen Ein­
heit' haben deutlich gemacht, daß es entscheidend
ist, Einheit als Vielfalt zu sehen, und sich darüber
bewußt zu werden, daß diese Einheit in Vielfalt kein
statischer Zustand, sondern ein dynamischer Vor­
gang ist und damit eine Aufgabe, an der wir dauere
haft zu arbeiten haben. Dies gilt unzweifelhaft auch
für die Gestaltung der Forschungslandschaft im
vereinten Deutschland.

Wissenschaft und Forschung sind in besonderem
Maße auf ein ausgewogenes Verhältnis zwischen
der kultur- und wissenschaftspolitischen Kompe­
tenz der Länder einerseits und der Wahrnehmung
gesamtstaatlicher Aufgaben durch den Bund ande­
rerseits angewiesen Die lange, wechselvolle Ge­
schichte der deutschen Kleinstaatlichkeit und des
deutschen Zentralismus' zeigt, daß es immer ein
Problem staatlicher Verfaßtheit des deutschen Vol­
kes war, ein stabiles Gleichgewicht zwischen Ein­
heit und Vielfalt zu finden. Als besonderer Glücks­
fall der Geschichte nach dem zweiten Weltkrieg ist
die in der Bundesrepublik Deutschland gewachse­
ne lebendige bundesstaatliehe Ordnung zu sehen,
die aber der kontinuierlichen Pflege und dauernden
Erneuerung bedarf. Es ist eine der entscheidenden
Langzeitaufgaben der Politik aber auch Aufgabe al­
ler im weitesten Sinne öffentliche Verantwortung
Tragenden, dabei die Balance zwischen Einheit
und Vielfalt zu wahren und das Bewährte stets mit
neuem Leben zu füllen. Gerade auch vor dem Hin­
tergrund der gesamteuropäischen Entwicklung muß
diese bundesstaatliehe Ordnung so weiterentwlk­
kelt werden, daß sie nicht einel seits in einen neuen
bürokratischen, womöglich supranationalen Zentra­
lismus steuern, andererseits aber auch nicht in ei­
nen Separatismus übertriebener Egoismen der ver­
schieden Bundesländer verfallen kann

Diese politische Aufgabe spiegelt sich in der For­
schungslandschaft wieder Gerade die jüngste De­
batte um die Weiterführung der gemeinsamen For­
schungsförderung von Bund- und Ländern und die
KündigungsabsIchten verschiedener Länder zei­
gen. daß die skizzierten Gefahren durchaus gege­
ben sind, und engagiertes Eintreten für die Sollda
r1tät unter den Landern dringend geboten ist Die
WIssenschaftsgemeinschaft Blaue Liste fUhlt sich
hier In besonderer Welse angesprochen und
herausgefordert

Ihre MItgliedseinrichtungen Slfld gemeinsam
von ßund und Ländern geforderte



2 Selbstverständnis

außeruniversitäre Forschungs- und Dienstlei­
stungseinrichtungen. Ihre rechtliche Grundlage
bilden die Rahmenvereinbarungen zwischen
Bund und Ländern über die gemeinsame För­
derung der Forschung nach Artikel 91 b des
Grundgesetzes (RV-Fo) und die entsprechen­
de Ausführungsvereinbarullg Forschungsein­
richtungen (AV-FE) in ihrer Fassung vom
17./21. Dezember 1990.

• Gemeinsames Charakteristikum aller Einrich­
tungen des Wissenschaftsgemeinschaft Blaue
Liste ist ihre überregionale Bedeutung und das
gesamtstaatliche wissenschaftspolitische Inter­
esse bei institutioneller Selbständigkeit, getra­
gen von einem spezifischen Forschungsinter­
esse des jeweiligen Sitzlandes.

Sie sind somit ein entscheidender Ausdruck der fö­
deral gegliederten Forschungslandschaft in der
Bundesrepublik Deutschland, und bieten optimale
Voraussetzungen für 'ein rasches, flexibles Aufgrei­
fen des aktuellen Forschungsbedarfs. Sie reflektie­
ren die bewährte dezentrale Arbeitsteiligkeit und
breitgefächerte Verantwortlichkeit, die unser Ge­
sellschafts- und Wirtschaftssystem auszeichnet und
erfolgreich macht. Ein zentrales Anliegen der hier
vorgestellten Arbeitsgrundsätze und der geplanten
Organisationsform ist es gerade, die Balance zwi­
schen Vielfalt und Einheit, zwischen Eigenständig­
keit der Mitglieder und gemeinsamem Handeln,
zwischen regionalen Bezügen und gesamtstaatli­
cher Verantwortung, zwischen fachlicher Speziali­
sierung und Unterschiedlichkeit der Einrichtungs­
typen .zu gewährleisten, und die sich daraus erge­
benden Synergien zu erschließen

Im Wissenschaftsbereich ist die jüngste deutsche
Geschichte nicht zuletzt auch ein Stück Geschichte
der Blauen Liste. Die Wissenschaftsgemeinschaft
Blaue Liste kann daher, wie keine andere der gro­
ßen Wissenschaftsorganisationen, daraus Gewinn
ziehen, daß diese Vielfalt jetzt durch die Einheit mit
den neuen Bundesländern bereichert wird, und daß
wir uns auch in der wissenschaftlichen Arbeit wie­
der gegenseitig erfahren können. Daß diese Erfahr­
barkeit keineswegs ein selbstverständlicher, ja häu­
fig sogar ein schmerzhafter Prozeß ist, der uns
zwingt, von eingefahrenen Denkweisen und Vorur­
teilen Abschied zu nehmen, steht dem nicht entge­
gen, im Gegenteil: die Möglichkeit voneinander ler­
nen zu können und die Erfahrungen des jeweils an­
deren als valide und bedenkenswert zu erleben, ist
ein Gewinn der Einhei~ Auch dies ist ein Stück
Programm bei der Ortsbestimmung im Gefüge der
deutschen WIssenschaftssysteme, In welchem Sich
die WBL mit ihrer föderalen, kooperativen Struktur
der kollegialen Konkurrenz stellen möchte

2.4 ZUR NAMENGEBUNG

Namensfragen Sind letztlich Geschmacksfragen,
haben aber auch langfristig strategische Bedeu­
tung. Eine einleuchtende, überzeugende Namens­
gebung signalisiert deutlicher und einer breiten Öf­
fentlichkeit gegenüber sichtbarer als alle Papiere
den notwendigen Neubeginn, sofern sie von inhaltli­
chen Klarsteilungen, wirkungsvollen Regeln für die
Sicherung der Qualität und organisatorischer Straf­
fung begleitet ist

Auf der Basis der Mitgliederumfrage wurden neben
anderen Vorschlägen, die nur geringeres Ir.teresse
fanden, schließlich folgende Namen vorgeschlagen:

(1) Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste
eV (WBL)

(2) Wissenschaftsbund Leibniz e V (WBL)

(3) Wissenschaftsgemeinschaft Bund-Länder
Institute eV (WGBL)

(4) Deutscher Wissenschaftsverbund eV
(DWV)

(5) Wissenschaftsgemeinschaft des Bundes
und der Länder eV (WGBL).

Alle Optionen drücken Stabilität bei gleichzeitiger
Dynamik aus, bezeichnen also etwas Definiertes,
nicht ins Belieben Gestelltes, signalisieren aber
auch Flexibilität, Eigenständigkeit der Teilnehmer
und Offenheit für die, die draußen stehen, im Unter­
schied zur (losen) 'Arbeitsgemeinschaft' auf der ei­
nen und zur (geschlossenen) 'Gesellschaft' auf der
anderen Seite.

Von vielen Mitgliedseinrichtungen wurde der Begriff
Blaue Liste als bewährter 'Markenname' engagiert
verteidigt Der Namenszusatz einer 'Forscherper­
sönlichkeit' könnte leicht einen etwas künstlichen,
aufgesetzten Eindruck vermitteln, eine nicht histo­
risch gewachsene Nachahmung der beiden ande­
ren Gesellschaften.

Der Grundsatzausschuß hatte zunächst, nach sehr
ausführlicher, durchaus kontroverser Diskussion
den Vorschlag (3) favorisiert Dieser Vorschlag hät­
te Inhalt, ZU3tändigkeit, Finanzierungs\age und das
föderale Element in schlichter Weise deutlich zum
Ausdruck gebracht In Gesprächen mit der Bund­
Länder-Kommission (BLK) und verantwortlichen
Repräsentanten der Zuwendungsgeber wurde aber

I deutlich darauf hingewiesen. daß die Vorschläge
(3) - (5) aus formalen Grunden nicht ak7eptabel
selen

Der Grundsatzausschuß hat daher der Mitglieder
versammlung am 30 /31 3 1995 als Alternative die
Vorschläge (1) und (2) vorgetragen, ggf mit Klam
merzusatz des Jeweils anderen Namens, In belden
Fallen mit der Abkurzung WBL Drei 8uchstaben

1

1

als Abkurzung empfahlen sich nachdrücklich we­
gell Ihler leichten Merkbarkelt und Snrechbarkelt



2 Selbstverstandnis

Die Mitgliederversammlung der AG-Bl hat am
31.3.1995 in mehreren Abstimmungsgängen mit
deutlicher Mehrheit den Vorschlag (1) ohne weite­
ren Klammerzusatz als ihren zukünftigen Namen
besch lossen.

25 AUFGABENVIElFAlT UND SYNERGIEN

25.1 Die WBl als Partner der Universitäten

Die eingangs erörterten Strukturprobleme In der
Wissenschaft betreffen partiell alle in Deutschland
vorhandenen Forschungsorganisationen, doch in
besonderer Weise die Universitäten Es entsteht
also voraussehbar eine Gefahr der zunehmenden
Schwächung der Universitätsforschung, für die lö­
sungen gefunden werden müssen. Die häufig ver­
tretenen These, daß die außeruniversitären For­
schungsorganisationen und im besonderen die
Blaue Liste im Prinzip diese Schwächung bewirken,
Ist kurzsichtig und geht an der Sache vorbei. Auch
der Ruf nach 'Rückführung' der Grundlagenfor­
schung aus der Blauen liste an die Universitäten
Die Forderung etwa, zumindest Institute von der
Größenordnung eines mittleren Sonderfors~hung­

bereichs (also etwa 2 Mio. DM pro Jahr) sollten in
Universitäten eingegliedert werden, sofern sie nicht
DIenstleistungsaufgaben erbrächten, geht völlig am
'Problem' vorbei: Selbst bei einer Finanzierungs­
grenze von 5 Mio. DM pro Jahr fallen in diese Kate­
gorie weniger als 10 Einrichtungen (von den 82 der­
zeit finanzierten) und würden ein Gesamtfinanzvo­
lumen von ca. 40 Mio DM (aus insgesamt 1'230
MIO DM) ausmachen, welches zu 50% vom Bund
finanziert wird. Etwa die Hälfte gerade dieser Ein­
richtungen gehört überdies zu den wissenschaftli­
chen Serviceeinrichtungen.

Im Gegenteil Die Universitäten sollten gemeinsam
mit den Einrichtungen der WBl nach Wegen su­
chen, das vorhandene Potential für die Hochschul­
forscr,mg effizient nutzbar zu machen. Die Institute
der WBl können für verschiedene Arten der Ko­
operation Ressourcen bereitstellen, die für Univer­
Sitäten aufgrund Ihrer FInanzierungsart und Aufga­
bensteilungen nicht zugänglich sind, die Ihnen aber
In Kooperation mit der Einrichtungen der WBl zu­
ganglich werden. Dazu soll zunächst die besondere
Ausgangssituation der Universitäten beleuchtet
werden

Die Universitäten in Deutschland kommen heute
zWischen ihrem eigenen Selbstverständnis, von
außen gesetzten Rahmenbedingungen und den
Erwartungen der Gesellschaft zunehmend In Be­
drangnls Ohne hier zu erörtern, warum die Einheit
von Forschung und lehre als universelles Konzept
von MassenuniversItäten in Gefahr Ist, besteht
Konsens, daß der Forschungsbedarf der Gesell­
schaft quantitativ nicht mehr allein von den

Universitäten abgedeckt werden kann. Diesem Ge­
samtbedarf würde weder die Zahl von Forschern an
Universitäten in Deutschland, die an Studentenzah­
len gekoppelt Ist, gerecht, noch die weitgehend an
Curricula gebundene Zusammensetzung von Fach­
bereichen. Diese Bedingungen der universitären
Organisation haben über die Frage der quantitati­
ven leistungsfähigkeit von Forschung hinaus aber
auch Folgen im Hinblick auf die eingangs geschil­
derte Strukturkrise moderner Forschung

Die PrinZipien universitärer Lehre sind (1) Vertre­
tung durch Professoren, die selbst den wissen­
schaftliche'l Fortschritt Ihres Fachs mittragen (Pro­
fessionalität) und (2) Zusammensetzung des lehr~

körpers durch eine minimale Zahl von Spezialisten,
die die Breite eines Fachs in Anpassung an diverse
Berufsfelder abdecken können (Diversifikation)
Diese Konzeption garantiert eine evolutive lehre,
die aus den Quellen des wissenschaftlichen Fort­
schritts jedes Fachs schöpft Gleichzeitig vird je­
doch durch die notwendige Diversifikation die Bil­
dung von kritischer Masse für die Forschung In be­
stimmten Bereichen behindert. Fachberelc1le kon­
nen nur bis zu einem bestimmten Grad In der Zu­
sammensetzung und damit in ihrer Forschung kon­
vergieren, ohne in die Gefahr einseitiger Ausbil­
dung zu geraten Sie werden weiterhin in ihren For­
schungskonzeptionen behindert durch mangelnde
Flexibilität in der Besetzung von Mitarbeitersteilen
und durch Abhängigkeit von Drittmitteln

Diese und eine Reihe weiterer Probleme unlverslta­
rer Forschungsstrukturen erfordern komplexe Kom­
pensationsmaßnahmen, für die es kein Patentre­
zept gibt, insbesondere da Forschungsfelder fach­
spezifische und aufgabenorientierte Akzentsetzu n­
gen erfordern. Es erscheint deshalb besonders viel­
versprechend, Konzentrationen In der Forschungs­
landschaft der Universitäten durch lokale Zusam­
menarbeit mit außerunlversltaren Forschungsein­
richtungen vorzunehmen Dafur sind In Deutsch
land im PrinZip durch die Max-Planck-Gesellschaft.
die Fraunhofer-Gesellschaft, Großforschungsein­
richtungen, aber insbesondere heute durch die
WIssenschaftsgemeinschaft Blaue Liste gute Vor­
aussetzungen gegeben. Neben der Verfolgung
spezifischer Ziele muß es ein zentrales Anliegen al­
ler außeruniversitären Organisationen sein, die
zentrale Rolle der Unlversltaten als Treibhaus fur
wissenschaftliche Innovation durch forschungsorI­
entierte Ausbildung des Nachwuchses zu erhalten
und zu starken Dazu mussen die außerunlverslta­
ren Forschungse,,:richtungen Ihr Verha',tnls zu dei'
Universitäten durch eigene StrukturClr[',lc;c~unw'll

verbessern Dieses VerhältniS ISt nlJl 0:1"'-, ~"u~~cv

wogen. wenn es neben der ubllcherl /\tJI'=,nllW ,,:
nes Teils des wissenschaftlichen NacrlwIJ'I,SPs dir

Unlversltaten dabei unterstutzl. forsC!l cil1gsnahf::­
AusblldlJrlC] zu betreiben und dpl IlIlJCrSltarCl1
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Forschung Möglichkeiten bietet. durch Kooperatio­
nen die kritische Schwelle der Schwerpunktbildung
auch in aufwendigen Spezialdisziplinen zu errei­
chen. Dazu ist die Wissenschaftsgemeinschaft
Blaue Liste vorzüglich geeignet.

Einrichtungen der Wissenschaftsgemeinschaft
Blaue Liste haben die strukturelle und finanzielle
Unabhängigkeit, sich flexibel an die Bedürfnisse ei­
ner Forschungskooperation anzupassen. Dies be­
trifft nicht nur den Bereich von Drittmittelprojekten,
sondern im besonderen Maße auch den institutio­
nellen Bereich. Durch Verlegung personeller
Schwerpunkte und durch Beteiligung an Großgerä­
ten und Serviceeinrichtungen können WBL-Institute
universitäre Kooperationspartner entscheidend
stärken. Durch ein Entwicklungspotential im institu­
tionellen Bereich, das risikobehaftete Langzeitpro­
jekte unabhängig von der Kurzatmigkeit der mei­
sten Drittmittelvorhaben erlaubt, sind Einrichtungen
der Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste des­
halb die Partner, die eine neue Qualität in die Zu­
sammenarbeit mit Universitäten einbringen können
und z.B. das für die Einwerbung größerer Drittmit­
teiprojekte erforderliche, innerhalb der Universitäten
oft nicht verfügbare Potential sinnvoll ergänzen. In
diesem letzten Zusammenhang können sie Keim­
zellen sein für die Bildung von Sonderforschungs­
bereichen durch Einbringen von hochwertiger
Grundausstattung und anderer Forschungskon­
stanten.

Durch die direkte Länderbeteiligung an den Institu­
ten der WBL sowie durch gemeinsame Berufungen
und Kooperationsverträge ist stärker als bei der
Max-Planck-Gesellschaft, der Fraunhofer-Gesell­
schaft oder den Großforschungseinrichtungen ge­
währleistet, daß sich lokale Koalitionen zwischen
WBL-Instituten und Universitäten bilden. Letztlich
können und wollen die Mitglieder der Wissen­
schaftsgemeinschaft Blaue Liste durch ihre Spezia­
lisierung Eleme:lte in die Lehre der Universitäten
einbringen, die stärker von der Forschungspraxis
getragen sind als es in Pflichtveranstaltungen der
Universitäten immer möglich ist.

2.52 Grundlagenforschung, Anwendungsbezug
und Industriepartnerschaft

Die fortschreitende Erkenntnistiefe in der For­
schung führt zunehmend zur Spezialisierung Der
Festkörperphysiker John Ziman, der sich mit der
Bewältigung der daraus resultierenden Problematik
befaßt, nennt den Zustand überspitzt Kllowing
everything about nothing Diese Entwicklung er­
schwert zunehmend die Forschung und den Er­
kenntnisfortschritt. weil dem einzelnen Forscher zu­
nehmend die Informatlons- und Aufnahmekapazitat
fehlt. Wissensgebiete zu überblicken und zu be­
herrschen, die potentiell für sein eignes For­
schungsgebiet relevant und förderlich sind Dies

trifft gleichermaßen für rein erkenntnisorientierte
wie für anwendungsorientierte Forschung zu

Neue Formen der wissenschaftlichen Zusammen­
arbeit und Organisationsstruktur sind deshalb erfor­
derlich, um die negativen Folgen der Spezialisie­
rung zu überwinden. Dazu gehört auch die Ände­
rung von Einstellungen, um Einsicht und Bereit­
schaft zu entwickeln, über Fachgebietsgrenzen hin­
weg zu kooperieren Die Notwendigkeit dazu be­
steht sowohl für den 'horizontalen' Verbund zwi­
schen verschiedenen Fachdisziplinen als auch für
den 'vertikalen' Verbund von erkenntnis- und
anwendungsorientierten Forschern untereinander
und mit den Forschern und Entwicklern .der
Industrie.

Die Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste, insbe­
sondere in ihrer Sektion Mathematik, Natur- und In­
genieurwissenschaften, bietet für diese notwendi­
gen Veränderungen in der Forschungslandschaft
günstige Voraussetzungen. Die Institute und Ser­
viceeinrichtungen dieser Sektion kooperieren schon
heute im Mittel mit fast 20% ihres Potentials mit der
Industrie (die der anderen Sektionen zu 3-5%). Be­
sonders in den neuen Bundesländern haben sich
aufgrund der AufgabensteIlung der Vorgän­
gereinrichtungen viele Institute dieser Herausforde­
rung in besonderem Maße angenommen. Gerade
wo technische Fragestellungen an physikalische
oder chemische Grenzen stoßen oder einen kom­
plexen interdisziplinären Lösungsansatz erfordern,
sind hier zweckmäßige Arbeitsweisen bekannt und
erprobt.

In der gegenwärtigen, wenig fruchtbaren Debatte
über die jeweilige Bedeutung der erkenntnls- und
anwendungsorientierten Forschung, ihr Gewicht in
der Forschungsförderung und ihre womöglich strik­
te Trennung stellt sich die Wissenschaftsgemein­
schaft Blaue Liste bewußt der Herausforderung.
dem Wcmdel in rier Struktur der Wissenschaften
durch rlexible und zweckrr.äßige Strukturen Rech­
nung zu tragen und nach Wegen zu suchen. wie
das viel besch.vorene 'Umsetzungsdefizit' von wis­
senschaftlichen Erkenntnissen i'l die industrielle
Praxis überwunden werden kann Partnerschaft mit
der Industrie ist dabei ein zentrales Anliegen, wei­
ches in Zukunft noch stärker als in der Vergangen­
heit auf allen Hierarchieebenen der Firmen und der
Institute aufgegriffen werden sollte: nicht nur durch
verstärkte Verbund- und Auftragsforschung son­
dern zB auch beim Austausch von Personal und
methodischem Wissen, durch regelmäßige gegen
seltige Information über aktuelle Erkenntnisse und
Erfordernisse der Jeweiligen Arbeitswelten wie auch
durch Konsu!tat!on bel der zukcJnftlgen GestalturlC]
von Forscnungs- und Entwicklungsprogrammen

Gerade die Breite und Verschiedenartigkelt der In
der Wlssenscnaftsgemelnschaft Blaue liste
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zusammengeschlossenen Einrichtungen vom über­
wiegend erkenntnisonentiert arbeitenden Grundla­
geninstitut über den entwicklungsnahen For­
schungsbetrieb bis hin zum Informationsanbieter
begründet hierfür die besten Voraussetzungen. Lei­
stungsfähige Sektionen sowie disziplinäre und in­
terdisziplinäre Arbeitskreise können ein breites
Synergiepotential aktivieren. Auf diese Weise kann
gerade die WBL eine gesellschaftliche Aufgabe
wahrnehmen, von deren Erfüllung die Konkurrenz­
fähigkeit des 'Standorts DE':utschland' in den kom­
menden Jahrzehnten abhängen wird

2.5.3 Grundlagenforschung und
wissenschaftliche Politikberatung

Wissenschaft und Politik haben die Aufgabe, .ge­
sellschaftliche Herausforderungen anzunehmen
und sich zukunftsorientiert mit ihnen zu befassen.
Eine ex-post Betrachtung zeigt enorme Defizite in
der Zusammenarbeit von Wissenschaft und Politik.
Exemplarisch sei erwähnt, daß die wissenschaftli­
chen Erkenntnisse und Mahnungen zu den Ursa­
chen und Folgen des drohenden Treibhauseffekts
sehr frühzeitig erfolgten. Darin eingeschlossen wa­
ren die Empfehlungen, die reaktive nachsorgende
Umweltpolitik durch Vorsorge abzulösen

Grundsätzlich gilt es zu fragen, ob es den vielfälti­
gen Wissenschaftsdisziplinen möglich ist, die ge­
sellschaftliche Entwicklung in handelnder und nicht­
handelnder Perspektive vorauszusagen und so dar­
zustellen, daß die Politik dies Ergebnisse nutzen
kann. Die Politik der hochindustrialisIerten Lander
sieht sich heute mit sehr komplexen Fragestellun­
gen konfrontiert. Das gilt nahezu für alle Wissen­
schaftsbereiche, aber in besonderem Maße für die
Wirtschafts-; Sozial- und Raumwissenschaft. Die
folgenden Ausführungen sollen zunächst 'am Bei­
spiel der politikrelevanten Wirtschaftsforschung die
Interdependenzen von Wissenschaft und Politik
skizzieren

Die industnelle Arbeitsteilung hat im nationalen wie
im internationalen Rahmen ein Ausmaß erreicht,
das eine hohe Anpassungsflexibilität auf den Güter­
märkten, den Arbeitsmärkten und den Kapitalmärk­
ten erfordert; wenn größere konjunkturelle und
strukturelle Friktionen vermieden werden sollen.
Die Politik muß hierfür geeignete Rahmenbedin­
gungen schaffen und darauf achten, daß die staatli­
che Wirtschaftsaktivität, die in vielen Ländern be­
reits mehr als 40 % der gesamten Leistung gemes­
sen am Bruttosozialprodukt ausmacht. den Anpas­
sungsprozeß befördert, statt ihn zu behindern

Um diesen Anforderungen gerecht zu werden. be­
darf die Politik sorgfaltiger Analysen der sozialen
I,md wirtschaftlichen Situation, der zu erwartenden
Veränderungen und der möglichen Wirkungen wirt­
schaftspolitischer Maßnahmen In allen hoch-
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industrialisierten Ländern sind daher Forschungs­
kapazitäten aufgebaut worden, die diese Aufgaben
wahrnehmen. Die Organisation und Institutionalisie­
rung der Forschung variiert von Land zu Land In
einigen Ländern ist sie Teil der staatlichen Admini­
stration, in anderen ist sie als unabhängige For­
schung etabliert, derer sich der Staat durch grundfi­
nanzierte Daueraufträge und/oder Einzelaufträge
bedient Der letztere Fall trifft für die Bundesrepu­
blik zu

Die Analyse sozial- und wirtschaftspolitischer Fra­
gen erfolgt in den wirtschafts- und sozialwissen­
schaftlichen Instituten der Wissenschaftsgemein,­
schaft Blaue Liste parallel zu einer überwiegend
empirischen Grundlagenforschung sowie der
Sammlung und Aufbereitung großer Datenbestän­
de. Die Stärke der Institute liegt nicht nur im Vorhal­
ten umfassender und weit in die Vergangenheit zu­
rückreichender Datensätze, sondern auch in einem
großen Erfahrungswissen der Mitarbeiter, wie es in
den Universität mit verhältnismäßig kurzzeitigen
Beschäftigungsmöglichkeiten außerhalb der Pro­
fessorenschaft nicht erreicht werden ~ann. Außer­
dem liegt enormes Wissen über die öffentlichkeits­
gerechte Darstellung von Ergebnissen vor.

Eine Besonderheit der deutschen polrtlkrelevanten
Sozial- und Wirtschaftsforschung besteht darin,
daß die Aufträge in der Regel im Wettbewerb der
Institute untereinander erteilt werden Damit wird
bereits auf der Stufe des ProJektantrags ein hohes
lVIaß an Sorgfalt und Rücksichtnahme darauf, was
an anderer Stelle erforscht wird, verlangt. Aber
auch die Ergebnisse, die grundsatziich publiziert
werden müssen, sind permanent der Kritik der kon­
kurrierenden Institute, aber auch der Offentlichkeit
ausgesetzt Das wirkt sich zweifellos leistungsstei­
gernd auf die Forschungstätigkeit aus

Die deutsche wettbewerbsorientierte Forschung hat
große Vorteile gegenüber einer reinen Regierungs­
forschung, die immer stark von politischen Vorga­
ben geprägt ist, aber auch gegenüber einer indu­
stnefmanzierten Forschung, die den Jeweiligen In­
dustrieinteressen Rechnung tragen muß In
Deutschland hat sich eine Forderungskultur Im
Rahmen der bisherigen Blauen Liste herausgebil­
det, die politische Vorgaben und Abhangigkeit von
Industrieinteressen weitgehend ausschließt. Dies
ist auch von internationalen Beobachtern immer
wieder anerkannt worden So schreibt beispielswei­
se die führende internationale Wirtschaftszeitung
"Financlal Times" am 2302 19 :::.~ "Ir) Germany the
government funds SIX research Institutions to [11()­

duce rlch and detailed economlc arlalyses' und t,':
klagt gleichzeitig die finanZielle Austrocknung ont­
sprechender Einrichtungen Irl GIOßbrltannlen

Nach der vom Grundsatzausschul<' Initiierten Fra­
gebogenaktion zur Neuordnung der Blauen Liste Ist
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Dienstleistungseinrichtungen , Bibliotheken,
Museen

OFFENTLICHKEITSBEZUG

2.5.4

Wahrend die Grundlagen-Institute sowie die Institu­
te der angewandten Forschung wissenserweiternde
Forschung betreiben, haben die Serviceeinrichtun­
gen der Blauen Liste die Aufgabe, diese For­
schungsergebnisse im volkswirtschaftlichen und
politischen Zusammenhang zu erfassen und in ei­
ner Form aufzuarbeiten, die es ermöglicht, sie der
breiten interessierten Öffentlichkeit zugänglich zu
machen. Dadurch soll auch für die Akzeptanz der
Forschung in der politischen Diskussion geworben
werden

Die von diesen Instituten betriebene Grundlagenfor­
schung geht deshalb in eine Richtung, die den In­
formationstransfer erleichtert und möglichst allen
interessierten Bevölkerungsgruppen gleichgewich­
tig den Zugang zur Information ermöglicht.

Die Aufgabe der Serviq institute werden unter an­
derem auch wesentlich durch die Ziele der Politik
formuliert, wie besonders an der Gründung der
Fachinformationszentren vor ca. 15 Jahren erkenn­
bar. Heute kann Informationstransfer ohne Bezug­
nahme auch auf die aktuelle politische Diskussion
nicht erfolgreich durchgeführt werden Deshalb sind
die Serviceinstitute in einer, verglichen mit den In­
stituten der Grundlagenforschung und angewand­
ten Forschung, völlig anderen Situation. Während
der starke Bezug auf die Allgemeinheit und politi­
sche Trends bei forschenden Instituten keine
grundsätzliche Bedeutung haben darf, da darunter
der konzentrierte Bezug auf die Aufgabe und die
wissenschaftliche Unabhanglgkelt bel ihrer Lösung
leiden würde, ist gerade dieser Bezug die Basis der
Serviceinstitute

Noch einen Schritt weiter in ihrer Offentlichkeitsnä­
he gehen die forschenden Museen Diesen Aspekt
für die WBL insgesamt konstruktiv zu nutzen wird in
Zukunft eine \vlchtlge Aufgabe cer Sektionen sein,
in welche diese Einrichtungen eingebunden sein
werden. Im folgenden Abschnitt soll dieser Aspekt
noch etwas naher erlautert werden

ein beachtliches Potential für gegenwärtig noch
brachliegende Interaktionsmöglichkeiten zu erken­
nen. Damit können Berührungsängste innerhalb der
Wissenschaftsdisziplinen abgebaut und die
notwendige stärkere Verzahnung von wissenschaft­
licher Beratung und politischer Umsetzung vorge­
nommen werden.

Auch hinsichtlich der Raumordnung, der städti­
schen und ländlichen Entwicklung sowie der vor­
sorgenden Umweltgestaltung bedarf die Politik ge­
nauer Analysen der vorhandenen Situation und der
erkennbaren Veränderungen. Seit 1992 sind daher
auch im Rahmen der Blauen Liste entsprechende
Forschungskapazitäten aufgebaut worden (teilwei­
se fortgesetzt aus den ehemaligen Instituten der
Bauakademie und aus der Landwirtschaftsakade­
mie). .Hierbei geht es allerdings weniger um die Auf­
bereitung großer Datenbestände - dafür bestehen
Bundesforschungsanstalten - , als vielmehr um pro­
blemorientierte Analysen neuralgischer Entwicklun­
gen sowie um die Erarbeitung fachwissenschaftlieh
begründeter Handlungskonzepte.

Im Gegensatz zur Ressorttorschung sind die Insti­
tute der Blauen Liste in der Lage, diesen anwen­
dungsorientierten Forschungs- und Beratungsbe­
darf aufzugreifen und gleichwohl in kritischer Di­
stanz eigenständige Positionen zu formulieren. Ein
besonderer Beitrag der Institute besteht auch in der
Beobachtung und vergleichenden Analyse der in­
ternationalen Entwicklungen in diesem Forschungs­
feld. Die Erfahrung zeigt, daß die Ministerien und
andere Verwaltungseinheiten eme Politikberatung
durch fachwissenschaftlich abgesicherte EinzeI­
oder Vergleichsstudien, durch die Erarbeitung von
Planungsgrundlagen sowie durch konzeptue\\e Vor­
schläge erwarten und in einem gewissen Umfang
auch durch Auftragserteilung zusätzlich finanzieren.

Politikberatung ist heute nicht bloße Transferlei­
stung der wissenschaftlichen Ergebnisse in einseiti­
ger Richtung hin zu den politisch-administrativen
Akteuren. Denn auch in den Verwaltungen sitzen
Praktiker mit wissenschaftlicher Ausbildung und ho­
her fachlicher Kompetenz Es setzt sich daher die
Auffassung durch, daß zwischen Politik und Wis­
senschaft eine besondere Form der wechselseiti- 2.6
gen Kommunikation zu pflegen ist, die das jeweils Wenn auch die primäre Zielsetzung von Elnrichtun­
eigene "Sprachspiel" der beiden Sphären aner- gen der WissenschaftsgemeInschaft Bund-Länder­
kennt So haben beispielsweise die raumwissen- Institute durch hohe Qualität von Forschung oder
schaftlichen Institute inzwischen Erfahrungen damit wissenschaftlichen Dienstleistungen fur die Jewelll
gesammelt, als Moderator aufzutreten, um bei der gen Adressaten definiert wird. so gehort es doch
Suche nach übergreifenden Strategien trotz Indivi- : ganz wesentlich zum Selbstverständnis Jedes WBl
dualistischer Neigungen der einzelnen Akteurgrup- Instituts und der WBL als ganzer, diese Oualltat der
pen behilflich zu sein. Arbeit fDr die Öffentlichkeit uberzeugend darzustel

len. ihre Bedeutung zu erlautern umJ I::::rgebnlsse pi

flzlent zuganglich ZlJ machen Diese fLl' die offen!
Ilch finanZierte Forschung heute fast selostver·
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ständliche Forderung, trifft auf die Institute der WBL
aus zwei Gründen in besonderem Maße zu:

• Zum einen befaßt sich eine große Gruppe ihrer
Institute mit besonders öffentlichkeitswirksa­
men und gesellschaftspolitisch diskutierten
Problemfeldern, wie Umweltschutz, Gesund­
heitsvorsorge, Politikberatung , Stadtentwick­
lung und Landschaftsplanung gewidmet sind.

Zum anderen ist der Dialog mit der Öffentlich­
keit bei einer Reihe von Instituten, wje den for­
schenden Museen und den wissenschaftlichen
Serviceeinrichtungen bereits institutionell
verwirklicht.

Aber auch die anders orientierten Institute müssen
neben der weltweiten Fachöffentlichkeit, die sich
primär über einschlägige Publikationen in Fachzeit­
schriften oder auf Konferenzen informiert, einem
breiten Publikum gegenüber deutlich machen, daß
man es als Adressaten der eigenen Arbeit ernst
nimmt und seine ,)robleme, wenn sie lösbar sind,
aufzugreifen bereit ist. Publikum bzw. Öffentlichkeit
In diesem Sinne sind die Bürger, Wirtschaftsunter­
nehmen, die Medien, Verlage, Buchautoren, öffent­
liche Verwaltungen und - von ganz besonderer Be­
deutung - Lehrer des sekundären, aber auch des
primären und tertiären Bildungsbereichs Nur über
solch einen permanenten Dialog der Wissenschaft
mit den Burgern, den Meinungsbildnern und den
Entscheidungsträgern kann ein Umfeld für die je­
weilige Einrichtung und für Forschung und Wissen­
schaft insgesamt geschaffen werden, das langfristi­
ge Stabilität garantiert Für Einrichtungen, wie die
Institute der WBL ist dies besonders wichtig, weil
Burgern und Politikern die gesell schaftspol itische
Rolle solcher außeruniversitären Einrichtung weni­
ger leicht vermittelbar ist, als die der Ausbildung
wahrnehmenden Universitäten

Dazu kommt, daß viele Forschungsaktivitäten, die
in Einrichtungen der WBL gepflegt werden, wie zB
epidemiuloglsche und sozialwissenschaftliche Un­
tersuchungen oder solche zum aktuellen Sprachge­
bl'auch auf die lVIitwirkung der Sürger angewiesen
sind Die Erfahrung lehrt, daß die Mitwirkung breiter
Kreise der Bevölkerung dann eher zu erreichen ist,
wenn sie von einem Institut ausgehen, das sich in
der Offentllchkeit positiv darstellt. Noch viel bnsan­
ter wird ein positives Umfeld dann, wenn es zu sol­
chen gesellschaftspolitisch kontroversen Themen ­
wie biomedizinisch notwendigen Tierversuchen,
Anwendungen der Gentechnik oder der Kernener­
gie etc - kommt. Dan.iber hinaus Ist die Arbeit an
einem positiven Image einer Institution ein wichti­
ges Mittel der Personalfuhrung, weil die Mitarbeit in
einem Institut mit hoher öffentlicher Akzeptanz mo­
tivatlonsstelgend Wirkt.

Der Offentllchkeitsbezug bildet somit ein eigenstän­
diges. bedeutsames Merkmal der Lelstungsfahlg-

keit jeder einzelnen Mitgliedseinrichtungen für sich
und der WBL als ganzer in ihrem Zusammenwir­
ken Sie ist eine ihrer besonderen Starke, die sie
von den Universitäten und den Instituten anderer
Forschungsorganisationen unterscheidet und eine
spezifische Konkretisierung von Anwendungsorien­
tierung darstellt. Dieser Herausforderung stellen
sich auch diejenigen Institute der WBL, die primär
der erkenntnisorientierten Grundlagenforschung
gewidmet sind Neben der auch In anderen For­
schungssytemen üblichen allgemeinen Öffentlich­
keitsarbeit kann die WBL viele Möglichkeiten nut­
zen, welche sich auf diesem Sektor aus ihrer Viel­
falt ergeben Dies kann insbesondere in einer en~

gen Zusammenarbeit mit den Service-Institutionen,
den wissenschaftlichen Fachbibliotheken und Fach­
informationszentren und den forschenden Museen
realisiert werden. Zum einen werden durch deren
Arbeit Ergebnisse der Wissenschaft für eine effizi­
ente Nutzung in Lehre, Forschung, Entwicklung
und Technik aufbereitet, zum anderen aber auch
der allgemein interessierten Öffentlichkeit zugäng­
lich gemacht und finden so einen direkten Bezug zu
einem breiten Publikum.

Wirksame Mittel der Öffentlichkeitsarbeit sind ins­
besondere eine gute Pressepolitik, welche den
Kontakt zu den einschlägigen Redaktionen der gro­
ßen deutschen Tages- und Wochenzeitungen in­
tensiv pflegt, die Betreuung von ratsuchenden Bür­
gern und Unternehmen sowie die Selbstdarstellung
in den Medien. Im akademischen Bereich können
Fortbildungsveranstaltungen oder "Summer
schools" angeboten werden. Auch eine offensive
Strategie bei der Vermittlung eines verbesserten
Verständnisses von Wissenschaft und Forschung
bei den Schulen und Schülern sollte In Angriff ge­
nommen werden, insbesondere über die Fachleiter
an Gymnasien Viele Institute der WBL haben be­
reits ein hohes Maß an Perfektion bei der Öffent­
lichkeitsarbeit erreicht Es werden Vielfältige Veran­
staltungsformen (Kolloquien, Symposien, Podiums­
und Hintergrundgespräche uä) angeboten, es
werden über Referenten- und Moderatorentatigkeit
Vermittlungsleistungen erbracht, und es werden an­
gesichts der fachwissenschaftlichen Pluralität und
der Interessenkonflikte mögliche Formen der Me­
diation erprobt. Die WBL sollte, wie schon in der
Vergangenheit von der AG-BL begonnen, diese Ar~

der Öffentlichkeitsarbeit auch In Ihrer Gesamtheit
zur Ausprägung bringen

Das Im vergangenen Jahr probewelsP begonnene
"Blaue Liste Journal" sollte welterge;_,I,rt werderl

die erste Nummer ist Ende Marz d J erschlc-nE:r~

Wir greifen hier einen Vorschlag ries Presserefr
, renten des DlfE auf, das Journal BI/wes JourtJ,;!

(Untertitel Zeitschrift eier Wlssen.c;c)laftsgcl77clli­

schaft Blaue Liste)' zu nennen Die Mltglledervel­
sammiung sollte daruber entscllcklcn 1I1ld langer
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dene staatlich finanzierte, außeruniversitäre For­
schungssysteme, deren Kosten sich Bund und Län­
der nach unterschiedlichen Schlüsseln teilen Im
einzelnen sind dies3

• die Max-Planck-Gesellschaft (Gemeinsame
Grundfinanzierung Bund/Länder 1.157 Mio
DM)4

die vorwiegend (aber keineswegs ausschließlich)
der Grundlagenforschung gewidmet ist und nach
wie vor das Harnack-Prinzip als Leitlinie bewahrt,

• die Fraunhofer-Gesellschaft (Gemeinsame in­
stitutionelle Förderung Bund/Umder 433 Mio
DM)', .

welche der angewandten, in der Regel industriena­
hen Forschung dient und auf unternehmerische Or­
ganisation setzt,

• die Großforschungseinrichtungen (Institutionel-
le Förderung Bund/Länder 3,061 Mio. DM)4,

die verschiedene Aufgaben, insbesondere die Be­
reitstellung von allgemein verfLjgbaren Großgerä­
ten, wahrnehmen und durch die besondere Größe
der Aufgaben und die Höhe des Mitteleinsatzes be­
dingt sind, und

• die Wissenschaftsgemeinschaft Blaue' Liste
(Institutionelle Förderung Bund/Länder
1,23 Mio. DM)5

als vierte Säule im Gefüge der aUßeruniversitären
Forschungssysteme, mit einer spezifischen, flexI­
blen und am föderalen Prinzip orientierten Organi­
sationsstruktur, für die langfristige Bearbeitung
fruchtbnngender, meist interdisziplinär angelegter
Forschungsfelder von besonderer gesamtstaatlI­
cher Bedeutung. Die spezifischen Stärken der For­
schungsorganisation der WBL werden sich langfn­
stig bewähren und für die in den vorangehenden
Abschnitten charakterisierten Aufgaben als beson­
ders geeignet erweisen. Die in der Vergangenheit
häufig geäußerte Forderung nach LJberfür"ung von
Teilen der Blauen Liste in die Hochschulen erweist
sich schon allein anhand der hier aufgeführten Da­
ten als unrealistisch und für keine der beiden Sehn
als Gewinn versprechend. Eine wohlausgewogene
Pluralität der Forschungssysteme, die sich in einem
produktiven Wettbewerb befinden, ist die beste Ga­
rantie für eine optimale Leistungsfähigkeit der deut­
schen Forschungslandschaft insgesamt.

Der Wissenschaftsrat hat wiederholt die Öffnung
und Durchlässigkeit der Forschungssysteme

fristige Richtlmien über die Gestaltung vorbereiten.
Ein Redaktionsausschuß sollte für die folgende or­
dentliche Mitgliederversammlung weitere Perspekti­
ven erarbeiten.

Das bewährte Jahrbuch der bisherigen AG-BL mit
allgemeinen Auskünften zu den Mitgliedseinrichtun­
gen wird auch in Zukunft herauszugeben sein. In
Hinblick auf die Evaluierungen durch den Wissen­
schaftsrat wird diese an eine breite Öffentlichkeit
gerichtete Broschüre durch einen ausführlicheren,
statistischen Teil ergänzt werden müssen, der eine
umfassende Dokumentation über Leistungen und
Leistungsfähigkeit der Mitgliedseinrichtungen bein­
haltet, wie dies vom Wissenschaftsrat erwartel
wird.

2.7 DIE WBL IM GEFÜGE DER FORSCHUNGS­
SYSTEME UND FÖRDERVERFAHREN

2.7.1 Die Forschungsorganisationen

Im Zentrum des Forschungssystems der Bundes­
republik Deutschland steht unangefochten die

• Forschung an den Hochschulen (Ausgaben für
FuE insgesamt 11.170 Mio. DM alte Länder +
1.560 Mio. DM neue Länder) 1

welche sich durch die Einheit von Forschung und
Lehre definiert und praktisch alle wissenschaftli­
chen Disziplinen und methodischen Ausprägungen
umfaßt. Für die Durchführung dieser Forschungs­
aufgaben werden den Hochschulen notwendigen
Personal- und Sachmittel als Grundausstattung
durch die jeweiligen Länder zur VerfLJgung gestellt
Forschung an den Hochschulen auf hohem interna­
tionalen Niveau wird heute aber vielfach erst durch
die Einwerbung von Drittmitteln ermöglicht. Der pn­
märe Drittmittelgeber der Hochschulen ist im Be­
reich der Grundlagenforschung

• die Deutsche Forschungsgemeinschaft Uährli-
che Bewilligungen 1541 Mio DM)2

Sie wird von Bund und Ländern gemeinsam finan­
ziert Sie unterhält keine eigenen Forschungsein­
richtungen, sondern fordert Forschung in verschie-
denen Programmen (lnsbes Normalverfahren,
Schwerpunktverfahren und Sonderforschungs-
bereiche).

Wie an anderer Stelle erläutert, kann der For­
schungsbedarf insgesamt durch die Hochschulfor­
schung keineswegs vollständig gedeckt werden
Daher bestehen neben den Hochschulen verschie-

für 1992 laut Bundesforschungsbericht 1994 (nach pauschalen Richtzahlen aus Gesamthaushalt der
Hochschulen ermittelt)
fur 1993 laut DFG Jahresbencht 1993
hier nicht aufgeführt sind die forschenden Bundes- und Landeranstalten die uberwlegend hoheltllr:~w

Aufgaben wahrnehmen, sowie Einrichtungen der Ressor1forschung ~n Bund und Landern
fur 1992 laut Bundesfoffichungbericht 1994
laut BLK Ubersicht für 1994

2~
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gefordert, die den Wechsel einzelner Einrichtungen
oder von Teilen von Einrichtungen ermöglicht,
wenn eine andere Fbrderungsform aus inhaltlichen
oder wlssenschaftspolitschen Gesichtspunkten als
angemessener erscheint. Der Grundsatzausschuß
schließt sich dieser Forderung ausdrücklich an,
sieht aber im Rahmen der gegenwärtigen Organi­
sations- und Finanzierungsstrukturen hierfür kaum
Spielraum.

Die Präsidenten bzw Repräsentanten aller oben
genannten Forschungssysteme der Bundesrepublik
Deutschland, bis auf die Wissenschaftsgemein­
schaft Blaue Liste, haben sich mit dem Wissen­
schaftsrat zur gemeinsamen Wahrnehmung der In­
teressen von Wissenschaft und Forschung formlos
in der sogenannten 'Allianz' zusammengeschlos­
sen.

Die WBL bekundet hiermit ausdrücklich ihre Be­
reitschaft und ihren Wunsch, nach der jetzt er­
folgter Neuorganisation in de; 'Allianz' mitzuar­
beiten.

2.7.2 Die Bedeutung der Drittmitteleinwerbung

Die Einwerbung von Drittmitteln hat sich in den ver­
gangenen Jahrzehnten als eines der wichtigsten
Elemente der Sicherung und Bewertung der Quali­
tat von Forschung an bundesdeutschen Hochschu­
len bewährt. In einem kompetitiven, durch Peer
Review gesteuerten, eng bemessenen öffentlich fi­
nanzierten Markt, so die Prämisse, setzt sich der
tüchtigste, erfolgreichste Forscher am besten
durch. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft
(DFG) ist dabei die für Grundlagenforschung wich­
tigste Förderinstitution und hat hierfür hohe Quali­
tatsstandards und ein differenziertes Förderinstru­
mentarium entwickelt. Analoge Verbindlichkeit wird
auch von anderen Drittmittelgebern erwartet, insbe­
sondere auch von Partnern aus der Wirtschaft, die
Ja möglichst nur das fördern wollen, 'was wirk/ich
gebraucht wird' Aucr. wenn man bezwt.:ifeln kann,
ob dies in allen Fällen zutrifft und langfristig optima­
le Forschungsergebnisse einbringt und stets zur In­
novationsfähigkeit der deutschen Wirtschaft bei­
tragt, so muß doch festgestellt werden, daß die
Drittmittelforschung ein wesentliches, nicht wegzu­
denkendes Element zur Bewahrung der Flexibilität
und Leistungsfähigkeit institutionell geforderter For­
schungspotentiale darstellt. Daher hat der WIssen­
schaftsrat bei verschiedenen Anlässen für die neu
gegrundeten, aber auch für die Mehrzahl der alten
Blaue-1jste-lnstitute gefordert, daß die Drlttmit­
teleinv\'2rbung bel ihnen eine starke Rolle spielen
solle und die großen Drittmittelgeber sich dieser
Aufgabe stellen mögen

Zweckmaßig ist diese Art der Forschungsflnanzle·
rung und Qualitatsbewertung freilich nur wenn die
Grundausstattung einen hinreichenden Spielraum

2f3

auch für die längerfristig angelegte, prospektive
Forschung garantiert und Flexibilität vor allem im
Personalbereich ermöglicht. Bei den Universitäten
ist dies in weiten Bereichen nicht mehr der Fall. Die
außeruniversitare Forschung und insbesondere die
WBL-Einrichtungen können, wie oben dargelegt, an
dieser Stelle stabilisierend Hilfe leisten. Dies setzt
voraus, daß die derzeitige Grundausstattungsbasis
insgesamt langfristig erhalten bleibt und fortge­
schrieben wird - bei durchaus denkbaren Verlage­
rungen im einzelnen - und nicht, wie ver­
schiedentlich vorgeschlagen, auf Kernbereiche der
institutionellen Finanzierung abgeschmolzen wird
Im Gegenteil, viele der in den neuen BU'ldeslän-'
dem nat;h der Wende gegründeten Institute leiden
unter einer mangelnden Grundausstattung im per­
sonellen Bereich, die ihnen geradezu als Geburts­
fehler mitgegeben wurde. Besonders problematisch
wirkt sich inzwischen die irrige, in der Gründungs­
phase vom Wissenschaftsrat beförderte Idee aus,
man könne mit Hilfe eines mittelfnstig auslaufenden
Verstärkungsfonds als Anlauffinanzierung die Ein­
werbung erheblicher Prozentsätze der Perso­
nalausstattung auf einem In dieser Größenordnung
gar nicht existierenden Drittmittelmarkt erwirken.

Die mangelhafte Grundausstattung im Bereich des
wissenschaftlichen Nachwuchses, die häufig zu
entscheidenden Wettbewerbsnachteilen von Ein­
richtungen der WBL führt, wurde bereits in 163 er­
örtert. Eine Anpassung der Situation in der WBL an
die Bedingungen der anderen Wissenschaftssyste­
me erfordert eine gezielte Erhöhung der Grundaus­
stattung fUr diesen Aufgabenkomplex, die mittelfri­
stig nur aus realen Zuwächsen im Gesamtplafonds
für die WBL erreicht werden kann. Nur so kann die
Voraussetzung fur eine noch stärke Beteiligung der
WBL-Institute an speziellen Förderprogrammen ge­
schaffen werden, was aber gleichzeitig auch eine
verstärkte Öffnung des einschlägigen DrittmItteI­
marktes erfordert Schon jetzt WIrd ein großer Teil
des gesamten, nicht dauerbeschaftlgten wissen­
schaftlichen Personals der WBL-Einnchtungen über
Drittmittel finanziert Insgesamt sind In Einrichtun­
gen der WBL ca 42% ihrer Wissenschaft/er (ge­
messen an der Gesamtzahl von Planstellen. An­
nexpersonal und Drittmittelsteilen) auf befristeten
Stellen beschaftlgt, eine Quote. die den Empfehlun­
gen Wissenschaftsrats entspricht, wenn man sie
auf die insgesamt beschaftlge Wissenschaftierzahl
bezieht Die Erhaltung der dies unterstützenden
Dnttmlttelquellen ISt dnngend geboten Allerdings
Ist die Forderung des WIssenschaftsrats, eine Quo­
te von 30-50% der etatiSierten Wissenschaftlerstei­
len befristet zu besetzten allenfalls bel einzelnen
Einrichtungen der WBL. keinesfalls insgesamt. rea­
liSierbar. JCi angeSichts der vIelfaltigen Daueraufga­
ben der WBL auch nur In Ausnahmefallen Sinnvoll
Nicht zuletzt ISt es Ja gerade die uber Haushalts­
steilen geslcher1e Langzeltkontlnultat des Erfah-



2. Selbstverständnis

rungspotentials der Institute, die eine entsprechen­
de Drittmitteleinwerbung überhaupt erst möglich
macht

2.7.3 Die Einrichtungen der WBL als Antrag-
steller und Partner der DFG

Die DFG war schon bisher einer der wichtigsten
Partner der Einrichtungen der Wissenschaftsge­
meinschaft Blaue Liste. Sie wird dies in Zukunft in
noch verstarktem Maße sein müssen, wenn sie ih­
rer wichtigen Aufgabe der Sicherung der Qualität
und Innovationsförderung in der deutschen For­
schung voll gerecht werden will. Aufgrund einer
schwierigen Finanzlage bei stetig wachsenden Auf­
gabenfülle tendiert die DFG freilich dazu, ihre För­
deraufgabe sehr stark zu Gunsten der Hochschulen
und somit zu Lasten der außeruniversitären For­
schung zu interpretieren. Die Rahmenvereinbarung
Forschungsförderung und die Ausführungsbestim­
murigen (RV-Fo und AV-DFG,) sehen jedoch ein
viel breiteres Aufgabenspektrum der DFG vor,
nämlich

(1) fachliche Schwerpunkte, auch unter Berück­
sichtigung regionaler Gesichtspunkte zu ent­
wickeln und die hierzu notwendige Zusammen­
fassung von Personal und Sachmitteln zu
bewirken,

(2) die Zusammenarbeit in der Forschung zwi­
schen Hochschulen sowie zwischen Hoch­
schulen, anderen Forschungseinrichtungen
und Einrichtungen der überregionalen For­
schungsplanung und Forschungsförderung zu
verstärken

Fur die Bewältigung dieser nationalen Aufgabe der
DFG will die WBL konstruktiver Partner der DFG
sein

• Die Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste
wird daher den Antrag auf Mitgliedschaft in
der Deutschen Forschungsgemeinschaft
stellen

Der Grundsatzausschuß ist davon überzeugt, daß
die Möglichkeiter., welche die Mitgliedseinrichtun­
gen des WBL zu bieten haben, Wichtige Bausteine
für die effiziente, leistungsfähige Neugestaltung der
Forschungslandschaft in Deutschland sind. Ver­
schiedene Gespräche mit Repräsentanten der DFG
haben den Grundsatzausschuß In der Einschät­
zung bestärkt, daß die DFG bereit iSt, die WBL als
Partner in der Forschungslandschaft der neuen,
größeren Bundesrepublik anzuerkennen und über
ergänzende Moglichkeiten der Einbindung dieses
Potentials auch in ihre Förderverfahren zu spre­
chen Die DFG hat in der Vergangenheit aber auch
nach der Wiedervereinigung mit innovativen Neu­
ansätzen eine Pionierrolle bei der Gestaltung der
Forschungslandschaft übernommen Die quali­
tatsorientierte Förderung der außerunlversitaren

Forschung und die Schaffung neuer Instrumente
zur Stimulierung eines komplementären und Wirk­
lich greifenden Zusammenwirkens von Hochschul­
forschung, außeruniversitärer Forschung und
grundlagennaher Industrieforschung wären eine
konsequente Weiterentwicklung.

Mit solchen Neuansätzen sollten sich auch neue Fi­
nanzierungsinstrumente, z. B. durch sinnvolle Um­
schichtungen innerhalb des neuen großen BMBF,
gewinnen lassen. Die WBL schlägt als erste, rasch
umsetzbare Maßnahmen vor,

• die gleichberechtigte Berücksichtigung von
Wissenschaftlern aus WBL-Einrichtungen bei
der Besetzung von Gremien und Gutachter~

ausschüssen der DFG vorzusehen,

• spezielle Förderprogramme für die regionale
und überregionale Zusammenarbeit zwischen
außeruniversitären Forschungseinrichtungen
und Hochschulen zu entwickeln, die über die
bisherigen relativ starren Regeln für SFBe und
Schwerpunkte hinausgehen, und z.B.

eine offenere Auslegung des Ortsprinzips bei
SFBen erlauben,

- geZielt Möglichkeiten für die Nutzung der von
WBL-Instituten angebotenen Infrastruktur und
apparativen Kapazität durch die Hochschulen
eröffnen,

- die verstärkte Einbeziehung von Wirtschafts­
unternehmen in grundlagennahe gemeinsame
Forschungsprojekte mit universitären und au­
ßeruniversitären Forschergruppen
ermöglichen,

• für WBL-Einrichtungen die Möglichkeit zu eröff­
nen, bei der Beantragung von Sonderfor­
schungsbereichen, Graduiertenkollegs und In­
novationskollegs selbst initiativ zu werden,
und ihnen so zu gestatten, ihre oft flexibleren
Handlungsspielräume auch zu Gunsten von
HochschulwIssenschaftlern einzubnngen,

• spezielle Gasteprogramme für einzelne oder
Gruppen von Hochschulwissenschaftlern an
außeruniversitären Forschungsinstituten (und
umgekehrt) zu entwickeln, die wiederholte
Kurzaufenthalte aber auch längere For­
schungsaufenthalte zur Durchführung gemein­
samer Forschungsvorhaben ermöglichen

Mittelfristig sollte die WBL gemeinsam mit der DFG
um die Erschließung neuer Fmanzierungsmöglrch­
keiten kämpfen, z.B. zur verstarkten Forderung von
Doktoranden und N3criwuchswissenschaftiern
Dies ist. angesichts anhaltend hoher Arbeitslosig­
keit von hochqualifizierten und motivierten Jungen
Akademikern und vor dem Hintergrund eines fur
den Anfang des nachsten Jahr7ehnts absehbaren
Nachwuchsmangels an den Hochschulen, auch un­
ter arbeits- und SOZialpolitischen Gesichtspunkten

27
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eine außerordentlich wichtige Aufgabe. Die Institute
der WBl können hierfür die notwendige Infrastruk­
tur und apparative Ausstattung in entsprechend
ausgewiesenen Arbeitsgruppen bereitstellen und
den Nachwuchs mit der Bearbeitung solcher The­
men betrauen, die mit großer Wahrscheinlichkeit
eine gewichtige Rolle bei der zukünftigen Sicherung
des Standorts Deutschland spielen werden. Der
Übergang zu Hochschule oder Industrie wird daher
angesichts der von dort zu erwartenden, zeitlich
versetzt einsetzenden Nachfrage besonders gut
möglich sein Die Einrichtungen der WBl sind in
diesem Zusammenhang auch besonders offen für
neue Förderinstrumente, die diesen Übergang flexi­
bel und gleitend zu regeln versuchen (z.B. Talentsi­
cherungsprogramm des BMBF) Hierzu sind aber
zunächst Anlauffinanzierungen über 'normale' Dok­
toranden- und Postdoktoranden-Programme erfor­
derlich

Der beste Weg für die leistungsg =rechte Verwal­
tung und Vergabe solcher speziellen Fonds, die
z.B. auch die Bereitstellung von Komplementärmit­
teln für Einrichtungen der WBl bei der Beteiligung
an Sonderforschungsbereichen umfassen können,
muß in Zukunft gemeinsam mit der DFG beraten
werden. Insgesamt ist der Grundsatzausschuß der
Überzeugung, daß die DFG sich der wichtigen Auf­
gabe, einer konstru,ktiven Zusammenführung der
außeruniversitären und der universitären For­
schung, wie auch des Zusammenwirkens mit der
Wirtschaft, bei Wahrung der jeweiligen Stärken be­
sonders annehmen sollte. Zumindest eine Art Pa­
tenschaft sollte die DFG für die Anlaufphase der
neuen Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste als
Partner der Universitäten übernehmen, um ihre
Kompetenz und langjährige Erfahrung In diesen
notwendigen und unvermeidlichen Prozeß bei der
Setzung. von Qualitäts- und leistungsstandards
einzubringen (s auch Abschnitt 48)
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Wirtschaftlicher Erfolg international konkUrrierender
Unternehmen beruht technisch auf Produktinnova­
tionen und Kostensenkungsinnovationen Zu bei­
den Erfolgsfaktoren kann anwendungsorientierte
Forschung beitragen

In ihrer Grundausrichtung stellen viele Einrichtun­
gen der WBl, besonders die der mathematisch-na­
tur- und ingenleurwissenschaftlichen Sektion, ein­
zeln und Im Verbund, ein Forschungspotential be­
reit, das ;;lr Anforderungen aktueller, oft Systemlo­
sungen erfordernder Innovationsaufgaben in vielfäl­
tiger Weise Expertise und Kooperationsbereitschaft
bietet So kooperieren z B. die meisten der Einrich­
tungen aus dieser Sektion mit der Industne und
wenden dafur, je nach den in ihrer Widmungsaufga­
be angelegten Zielen, zwischen 4 und 50 % Ihrer
Kapazitat auf, im Mittel 18 %
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Es kann nicht AUfgabe staatlicher Forschungsfor­
derung sein, industrielle Entwicklungsaufgaben zu
übernehmen, welche in Reaktion auf Kostendruck
aus der Wirtschaft ausgelagert werden Anderer­
seits werden die gesellschaftlichen Aufgaben öf­
fentlich finanzierter Forschungseinrichtungen for­
schungs- und förderpolitisch zunehmend stärker als
in der Vergangenheit in einem ausgewogenen Ver­
hältnis von erkenntnisorientierter und anwendungs­
onentierter Forschung gesehen Konkret wird er­
wartet, daß die Forschungseinrichtungen Indirekt
oder direkt zur Stärkung der nationalen und euro­
päischen Wettbewerbsfähigkeit beitragen

Die Wirtschaft hat die in dieser Nutzung öffentlicher
Forschungsressourcen liegenden Chancen teils
schon in ihre F&E-Konzepte einbezogen, teils aber
noch nicht in vollem Maße erkannt und deshalb
auch nicht konsequent in ihre Innovationsstrategien
eingebunden. Noch herrschen häufig Vertraulich­
keitssorgen und Kommunikationsprobleme vor
Auch können unterschiedliche Auffassungen über
Zeitabsprachen und Effektivitätsmaßstabe die Zu­
sammenarbeit erschweren. Bislang ist es in den
meisten Branchen noch ungewöhnlich, daß Indu­
strieunternehmen bezahlte Forschungsauftrage in
wissenschaftliche Einrichtungen geben von denen
eher eine strategische Innovation als eine unmittel­
bare Umsetzung in marktfähige Produkte erwartet
wirsJ.

Andererseits herrscht in Teilen der Industrie ver­
stärkt die Tendenz vor, insbesondere bel als lan­
gerfristig eingeschätzten Vorhaben, möglichst eine
100%ige öffentliche Förderung zu erreichen. ua
durch konsultative Industriebeteiligung als soge­
nannte Nullprojektpartner in Verbundprojekten. Die­
se Entwicklung führt langfristig zwangslauflg zu ei­
nem Kompetenzabbau in den Industrielaboratorien
und damit zur Unfähigkeit, Innovationen aufzuneh­
men und fachlich gesichert umzusetzen

Der Ausweg aus dieser Situation liegt In einer Initia­
tive neuer Aufgeschlossenheit und fleXibler Koope­
rationsbereitschaft, die allen Selten Chancen fur
wissenschaftlich ergiebige wie auch gesellschaftlich
und wirtschaftlich relevante Aufgabenteiligkeit bie­
tet längst ist bei Hochschulen und außerunIversI­
tären Forschungseinrichtungen die Zelt der Vorur­
teile und Abgrenzungsbestrebungen überwunden
Der Wunsch nach Industnekooperatlonen Ist groß.
sofern sich damit langfristige forschungsstrategI­
sche Aufgaben erschließen lassen Auch auf die­
sem Sektor kann die WBl eine PIonierrolle uber
nehmen Zum einen vereint sie In Ihren Einrichtun­
gen die ganze Palette von erkenntnisorientierter
Grundlagenforschung uber anwendungsbezogerlc
prospektive Forschung biS hin zu Industrienahen
entwicklungsbezogenen Arbeiten Ihre erlgcn Be­
Ziehungen zu den Unlversitaten verstarkt dieses
Potential Zum anderen ergibt Sich aus der
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Situation einer neuen Strukturbildung, wie sie die
Gründung der WBl impliziert, - im ostdeutschen
Raum besonders auch aufgrund der vielfach mobili­
sierenden Ergebnisse nach der Evaluation durch
den Wissenschaftsrat in den Jahren 1991/92- , eine
fokussierte Arbeitsweise, die Anwendungsorientie­
rung als eine wichtige Zielrichtung von staatlich ge­
förderter Forschung ausdrücklich vorsieht

Allerdings kann und will die WBl auf diesem Sektor
z.B. nicht mit der Fraunhofer-Gesellschaft konkur­
rieren, deren Hauptaufgabe direkte Forschung und
Entwicklung für die industrielle Nutzung ist Die
WBl wird aber in solchen Bereichen besondere ei­
gene Beiträge leisten können, die eine enge Ver­
bindung von Grundlagenforschung und angewand­
ter Forschung erfordern, und die innerhalb einzel­
ner Institute oder in einer Gruppe von Instituten der
WBL durchgeführt werden können. Auch da, wo die
Industrie besonderen Bedarf an der Bearbeitung
grundleUender wissenschaftlicher Fragestellungen
im Vorfeld von Schlüsseltechnologien hat, wird sich
die flexible Struktur der WBl bewähren.

Der Grundsatzausschuß warnt aber ausdrücklich
vor überzogenen Erwartungen an eine flächendek­
kende Einwerbung von Industrieaufträgen durch ei­
ne größere Zahl von Einrichtungen der WBL Die
Erfahrung zeigt, daß die Industrie schon beim Ein­
bringen eigener finanzieller Beiträge in die staatlich
geförderte Verbundforschung zurückhaltend ist
Darüber hinausgehende, direkt von der Wirtschaft
geförderte Aufträge sind angesichts des Kosten­
drucks in den Unternehmen nur in beschränktem
Umfang zu erwarten. Es sei auch nochmals darauf
hingewiesen, daß dieser Art von industrieller
Grundlagenforschung keineswegs die Mehrheit der
Einrichtungen der WBl gewidmet ist

Entscheidend für den Erfolg der Bemühungen um
eine Zusammenarbeit zwischen WBl Einrichtungen
und Indllstrie wird weniger die als Summe beziffer­
bare direkte Beteiligung der Industrie an den finan­
ziellen Aufwendungen für die Institute sein, als viel­
mehr die Schaffung einer wirksamen multilateralen
Forschungspartnerschaft, die neben der Projektar­
beit eine Vielzahl von Transferinstrumenten umfaßt,
vom regelmäßigen Erfahrungsaustausch über
wechselseitige Beratungsfunktionen, gegenseitige
Weiterbildung von Wissenschaftlern und Führungs­
kräften bis hin zum Personaltransfer und zur Aus­
gründung von Innovativen Unternehmen aus den
Instituten Dieses auf Gegenseitigkeit beruhende
Zusammenwirken von Wissenschaft und Wirtschaft
sollte auch von den staatlichen Zuwendungsgebern
aktiV unterstützt werden

Eine ei'lseltige Steuerung der öffentlich finanzierten
Forschungsaktivitäten durch die Industrie, wie sie
verschiedentlich in der aktuellen forschungspoliti­
schen Debatte der Bundesrepublik gefordert Wird.

wäre ein untaugliches Mittel, die Kreativität der For­
schung zu wecken und fruchtbringend zu kanalisie­
ren. Hingegen könnten die von Seiten der Industrie
immer wieder geforderten, verstärkten Möglichkei­
ten zur steuerlichen Berücksichtigung von For­
schungsaufwendungen ein hilfreiches Instrument
bilden, wenn man sie an die Kooperation mit staat­
lich geförderten, außeruniversitären und universitä­
ren Forschungseinrichtungen binden würde.

2.75 Andere Drittmittel- und Auftraggeber

Die wohl wichtigste Drittmittelquelle neben der DFG
ist für die meisten Einrichtungen der WBl die .Re­
sortforschung der Bundes- und zT der ländermi­
nisterien, insbesondere im Rahmen von
Verbundforschungsprojekten. Auch bei der Euro­
päischen Union werben viele Institute umfangreiche
Mittel ein. Daneben spielen fast alle in der Bundes­
republik zugänglichen Forschungsförderungsinstru­
mente eine wichtige Rolle, von den großen Stiftun­
gen über die Arbeitsgemeinschaft industrieller För­
derverbände (AIF) bis hin zu den verschiedenen
Programmen des internationalen Wissenschaftler­
austauschs.

Eine quantitative Analyse dieser Förderung inner­
halb der WBl und ihre zukünftigen Entwicklungs­
möglichkeiten würde den Rahmen dieses Grund­
satzpapiers sprengen. Es wird eine wichtige Auf­
gabe der neuen Geschäftsstelle de·r WBl sein, sol­
che Analysen durchzuführen. Da die anstehenden
Evaluierungsverfahren nach bisherigen Erfahru n­
gen oft massive Verweise auf den Drittmittelmarkt
beinhalten, sollte entsprechendes, auf das jeweilige
Fachgebiet bezogene Hintergrundmaterial bereitge­
stellt werden, welches Insbesondere eine Basis
schafft, um die Chancen einer verstärkten Drittmit­
teleinwerbung durch die betroffenen Institute der
WBl 4;U bewerten, und in der Übersicht Vergleiche
innerhalb und außerhalb der WBl zu ermöglichen

3. GLIEDERUNG UND ORGANISATION

31 VORBEMERKUNGEN

31 1 Ubersicht

Angesichts der Fülle der Aufgaben, welche die Wis­
senschaftsgemeinschaft Blaue liste In Zukunft Wird
erledigen müssen. braucht sie eine leistungsfähige
Organisationsstruktur im R::"hmen eines eingetrage
nen Vereins Neben der SI:;;nalwlrkung die von ei­

ner solchen Gründung und dem durch sie garar,­
tlerten größeren Handlungsspielraum ausgeht, 151

die Rechtsfahlgkelt schon deshalb erforderlich, um
eine effiZiente Geschaftsstelle zu betreiben, welcne
sich In ihrer finanZiellen und personalrechtlichen
Ausgestaltung nicht nlehr als Annex zu einer
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bestehenden Einrichtung unterhalten laßt. Daneben
spielen auch Haftungsfragen eine Rolle

Leitgedanke beim Aufbau von übergreifenden
Strukturen muß aber das Prinzip der Subsidiarität
sein. Die Eigenständigkeit und rechtliche Unabhän­
gigkeit der Mitgliedseinrichtungen muß gewahrt
bleiben. Die neu zu formierenden Sektionen wer­
den dabei in ihrem disziplinären Bezug das Herz­
stuck der gemeinsamen Arbeit bilden. In ihnen soll
die Wissenschaft leben und Synergien entfalten.
Dies wird zwangslaufig zu einer starken Reprä­
sentanz der Wissenschaftlichen Leiter der Ein.­
richungen der WBL führen, wie dies für eine Wis­
senschaftsorganisation angemessen ist.

Die in der Vergangenheit bewährte, über weite
Strecken die bisherige Arbeitsgemeinschaft der
Blauen Liste tragende Kraft der Administrativen Lei­
ter muß auch weiterhin für die Entwicklung der
WBL erhalten bleiben. Die neue Satzung der WBL.
sieht daher einen Verwaltungsausschuß vor, in'
dem diese Kompetenz fokussiert wirken kann. Es
soll sich also ein sinnvolles Zusammenwirken der
wissenschaftlichen Belange (Sektionskonferenzen )
und des administrativen Aspekts (Verwaltungsaus­
schuß) ergeben. Aus beiden Bereichen rekrutieren
sich die Mitglieder des Präsidiums.

Der Präsident der WBL soll auf Vorschlag einer Fin­
dungskommission von der Mitgliederversammlung
aus dem Kreis der leitenden Wissenschaftler aller
Mitgliedseinrichtungen gewählt werden.

Die Mitgliederversammlung. der je Institut ein WIS­
senschaftlicher oder adminstrativer Leiter mit Stim­
me angehört, ist das oberste Entscheidungsorgan
der Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste

Die Geschäftsstelle, geleitet von einem hauptamtli­
chen Geschäftsführer, muß den neuen Aufgaben
entsprechend angemessen ausgestattet sein

Die nachstehende schematische Darstellung gibt
eine Ubersicht über die neue Organisation

312 Repräsentanz

Die Frage der Reprasentanz Im Rahmen des zu
grundenden eingetragenen Vereins hat zwei
Aspekte

Wer vertritt die einzelnen Mitgli'?dseinrichtun­
gen in den Arbeits- und Entscheidungsgremien
der WBL, und

wer vertritt die WBL als ganze nach außen?

Der damit verbundene fOI male Aspekt ISt am ein­
fachsten zu lösen Die gewollte Eigenstcindigkelt al­
I<':r Einrichtungen der WBL legt es nahe, daß aus­
schließlich die in der AusfOlJrungsverelfJbarung zur
F(alJmenvereinbarung ForsclJungsforderung uber
die gemeinsame Förderung von ForschungselfJrJclJ
lungen (AV-FE) des Bundes und der Lander (In

der jeweils gültigen Fassung) genannten Einrich­
tungen Mitglied werden können und somit auch nUT
diese Entscheidungen fur die WBL als ganze tref­
fen oder ggf. delegieren können. Die Mitgliedschaft
wird von den jeweils rechtlich verantwortlichen Ge­
schäftsleitungen beantragt, wobei Trägerorganisa­
tionen, die mehrere Institute vertreten, für jedes der
Institute die Mitgliedschaft beantragen können. Die­
se Rechtskonstruktion eines eingetragenen Ver­
eins, der ausschließlich aus Juristischen Personen
besteht, unterscheidet sich grundlegend z.B von
der Max-Planck-Gesellschaft, welche sich uberwie­
gend aus persönlichen, wissenschaftlichen Mitglie­
der,l zusammensetzt, und bringt das entscheiden.~

de Organisationsprinzip deutlich zum Ausdruck

Wichtige Aufgaben der Mitgliederversammlung wer­
den Grundsatzfragen und Satzungsänderungen so­
wie die Wahl des Prasidenten sein. Hier soll das
bewährte Prinzip der Vertretung Jeder Mitgliedsein­
richtung durch eine Stimme beibehalten bleiben,
wobei jeder Einrichtung freigestellt bleiben muß, ob
sie sich dabei durch ihren wissenschaftlichen oder
kaufmännischen (administrativen) Leiter vertreten
lassen möchte.

Inhaltlich muß sichergestellt werden, daß sich die
neue Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste als
Wissenschaftsorganisation versteht und darstellt
Dies bedingt ein hohes Engagement der leiten­
den Wissenschaftler, das nicht auf eine
Vertretungsebene delegierbar sein darf. Die Er­
fahrungen der Vergangenheit zeigen, daß gerade
die Vertretbarkeit der leitenden Wissenschaftler von
vielen M,itgliedern, aber auch von kritischen, außen­
stehenden Beobachtern der Blauen Liste als ent­
scheidendes Defizit der AG-BL empfunden wurde.

Mit der Neuordnung muß sich die Repräsentanz
der leitenden Wissensch'aftler in den Organen der
WBL deutlich verbessern Ohne zusätzliche Rege­
lungen wird dies in dem Maße gelingen, wie die Be­
deuturig der Organe fur lebenSWichtige Fragen der
Einrichtungen steigt. Die Beteiligung leitender WIS­
senschaftle~ ist vor allem auf der Ebene der Sektio­
nen und ArbE"'itskrelse wichtig, denn dort wird die
Zustcindigkeit fLir die zentralen Fragen der Quall
tatssIcherung und der Erschließung von wissen­
schaftlicher Synergien liegen. Auch werden die
Sektionen eine wesentliche Rolle bei der Bestellung
von Funktionstragern fur die WBL als ganze haben

AngeSichts eines Potentials von über 275 leitenden
Wissenschaftlern In hochschullehrer-aqulvalenter
Posltio"n, welches bel der Umfrage von den IrlstltlJ
ten genannt wurde (vermutlich Ist das Potenl:31 so
gar noch höher wenn man alle mit Hochschull",i'
rern besetzten Abtellungslelterposltlonell elnbr
Zieht). stellt Sich die Frage. wie der KreiS der lelte rl

den Wissenschaftler zu definieren, 991 elnzu
schranken 1St. In welchem Umfang Ihle MIl'NlrkuniJ
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Organisation der WBl

Präsidium
Präsident

Sektionssprecher
(davon 1 wiss. Vizepräsident)

2 Mitglieder Verwaltungsausschuß
(davon 1admin. Vizepräsident)

(Serviceeinrichtungen, beratend)
(Geschäftsführer beratend)

.....---I~ Geschäftsstelle
Geschäftsführer

+ Fachreferenten
+ Verwaltungsangestellte

82 Administratoren

Verwaltungsausschuß
Math. Nat.

Ing.
22 Einncht.

Lebenswiss.

24 Einricht.

Mitgliederversamm lung
je ein stimmberechtigter Vertreter pro Einrichtung

(wissenschaftliche oder administrative Leiter)

Wirtsch, So.
Raum, Umw.
20 Einricht.

A
Geist- Erzieh.

Museen
16 Einricht.

Findungs­
kommission

macht Vorschläge
aus Kreis der leiten- ...

den Wissensch. •

Sektionen leitende Wissenschaftler CAusschuß serviceeinrichtungen]

+ n disziplinäre und interdisziplinäre Arbeitskreise

82 eigenständige wissenschaftliche Einrichtungen

31



3 Gliederung und Organisation

in den Sektionen und Arbeitskreisen gewünscht
und notwendig Ist und wie die Stimmberechtigung
geregelt werden soll,

Zu lösen ist dabei der Widerspruch zWIschen dem I
berechtigten Anspruch auf eine möglichst umfas­
sende Reprasentanz der leitenden Wissenschaftler
sowie dem Wunsch, Ihr breites Erfahrungs- und
Wissenspotential fiJr die WBl nutzbar zu machen
einerseits und andererseits der Notwendigkeit. die
Größe von Gremien dISkussions- und arbeitsf~hig

zu halten. Der Grundsatzausschuß hat dIese Fra­
gen eIngehend und teIlweise kontrovers diskutiert
und Insbesondere auch die Frage der Stimmenzahl
In Relation zur Größe der Mitgliedseinnchtungen
erörtert, Dabei spielte nicht nur die Sorge großer
bzw. kleiner Elnnchtungen betm Jeweils anderen
Reprasentatlonsmodus Liberstlmmt zu werden, eine
Rolle, sondern auch die grunds~tzljche Uberlegung,
daß Jede MitgliedselOrIchtung unabh.3ngig von Ihrer
Größe ein eigenes, unverwechselbares Spezialfach
bzw. Aufgabenprofil vertrete. welches nicht gegen­
uber personell oder finanziell umfangreicher ausge­
statteten Einnchtungen benachteiligt werdendurfe.

Der Ausschuß ist schließlich mit großer Mehrheit zu
der Uberzeugung gelangt, es sei am sachgerechte­
sten, die persönliche Mitgliedschaft in den Sekti­
onskonferenzen breiter zu regeln, aber dennoch je­
dem Mltgltedslnstltut dabei nur eine Stimme zuk.om­
men zu lassen In diesem Sinne sind 'Wissen­
schaftliche Mitglieder' der Sektionen und damit re­
de- und antragsberechtigt in den Sektionskonfe­
renzen

(1) die wissenschaftlichen oder fachlich verant­
wortlIchen Leiter der MItgliedseinrichtungen

(2) Im Falle von satzungsgemaß vorgesehenen
kollegIalen wissenschaftlichen Leitungsorga­
nen alle Mitglieder dieser Organe,

(3) weitere herausragende Wissenschaftlerper­
~önlichkeJ!en, welche von den Sektionskonf~­

renzen zu Wissenschaftlichen Mitgliedern der
Sektion berufen werden

Auf diese Welse durfte es Sich einspielen, daß grö­
ßere Elnnchtungen zwanglos ein größeres argu~

mentatlves Gewicht In den Sektionskonferenzen er­
halten, dieses aber durch das Prinzip 'Ein Institut ­
eIne Stimme' nicht zu einer Benachteiligung kleine­
rer Einrichtungen bel kontroversen Abstimmungen
fuhren kann. Eine Vertretungsmöglichkeit der wis­
senschafthellen Mitglieder In den Sek:lonskonferen­
zen sollte nicht möglich sem, oa s ~ dem Geiste der
angestrebten wissenschaftlichen Repri'iS2ntan7­
wIdersprache

Es wird Aufgabe der Sektionen sein, das Vorliegen
der Voraussetzungen nach (2) formell zu überpru­
fen und zu bestätigen. sOWie Verfahrenswelsen und
Knterien zu erarbeiten, welche zur Berufung von
wissenschaftlichen Mitgliedern nach (3) führen'.

Der Grundsatzausschuß hat auch die Frage der
Beteiligung weiterer Wissenschaftler in den Gremi­
en der WBl ausführlich diskutiert Es war einstim­
mige Meinung des Ausschusses, daß eine Beteili­
gung dieses Wichtigen Personenkreises 3m wtr­
kungsvollsten und sachgerechtesten In den ArbeIts­
kreisen erfolgen kann. wo konkrete Detailarbeit zu
leisten 1St, die spezifische SachkenntniS erfordert,
Diese Arbeitskreise sollten von den mteressierten
MitglJedseinrichtungen problemorientiert besetzt
werden, wobei zwanglos wissenschaftliche Mitar­
beiter aller Hierarch,eebenen beteiligt werden kön­
nen. Dagegen würde eine Vertretung in den Orga­
nen der Seklionen zu außerordentlich aufwendigen
Vertah. en unter Beteiligung mehrerer tausend Mit­
arbeiter fuhren, die schlIeßlich eine nur wenig re­
präsentative Vertretung des Mittelbaus und des
wissenschaftlichen Nachwuchses zur F'olge haben
könnte.

3.2 MITGLIEDFRVERSAMMLUNG

Die Mitgilederversammlung Ist das oberste Fnt­
scheidungsorgan der WBl Die MitgiledseInrtchtun­
gen werden in Ihr ausschließlich durch einen ver­
antwortlichen wIssenschaftlichen oder kaufmänni­
schen (adm:nistratlven) leiter vertreten Eine Mlt­
gliedseinrIchtung kann ihr Stimmrecht fallweise auf
ein anderes Mitglied delegieren Zu den Aufgaben
der MItgliedsversammlung gehbren insbesondere

Entscheidung uber alle Fragen von
grundsätzlicher Bedeutung fur die WBl als
ganze

W.:3hl des PrCisidenten auf Vorschlag der
Filldungs"')mmlssion

Wahl des wissenschaftlichen und admmlstralJ­
ven Vizeprasldenten

• Entgegennahme des Jahresbenchts und Entla­
stung des Prasidlums

Sektionsgliederung und Zuordnung von Institu­
ten zu Sektionen

Sauungsanderungen

3.3 SEKTIONEN

3 3 1 Allgemeine Gesichtspunkte

Eine Gesamtorganisation muß Sich auf die notwen·
dlgen Funktionen der Koordmlerung ubergreifende(

Dabei Wird auch zu klaren sein. nach welchen Kritenen man ggf die In größeren WBl-Elnrlchtungen
Verantwortung tragenden Leiter von Tellmstituten in dte Sektionsarheil einbinden kann. auch wenn die­
se keine satz.ungsgemaße kollegiale Leitung bilden
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Aspekte nach innen und der Repräsentanz nach
außen beschränken Die zu bildenden Sektionen
sollen Träger wesentlicher übergreifender Funktio­
nen im Zusammenwirken der einzelnen Mitgliedsin­
stitute werden. Es ist insbesondere ihre Aufgabe,
bei voller Aufrechterhaltung der Differenzierung
zwischen den Instituten in bestimmten Einzelfragen
zu verbindlichen Entscheidungen bzw. Empfehlun­
gen zu gelangen. Dabei ist klar, daß bei einer nied­
rigen Anzahl von Sektionen die interne Vielfalt nicht
beseitigt werden kann. Diese Ausgangslage zwingt
dazu, die Sektionsarbeit auf geeignete übergreifen­
de Aspekte zu konzentrieren und dabei insbeson­
dere auf starre Programmansprüche oder auf ein
hohes Maß an interner Integration zu verzichten.
Soweit intensivere Kooperationen gewünscht wer­
den, sind sie in der Regel in kleineren Einheiten
(Arbeitskreise der Sektionen bzw. interdisziplinäre
Arbeitskreise) zu verwirklichen.

Die Funktionen der künftigen Sektionen betreffen
zum einen Regelungs- und Entscheidungsvorgän­
ge, die mit der wechselseitigen internen Bezogen­
heit zu tun haben: unterschiedliche bzw. vergleich­
bare wissenschaftspolitische Positionen und Reprä­
sentationsinteressen, Konkurrenzen und Zusam­
menwirken bei der Einwerbung von Forschungsför­
derungsmitteln, Erweiterung des wissenschaftli­
chen Erfahrungshorizonts über die eigene Speziali­
sierung hinaus, Anregung zu neuen methodischen
Erfahrungen, neuen Aufgabenfeldern und Verbrei­
terung der disziplinären und interdisziplinären Basis
fur DIenstleistungsangebote bis hin zur möglichen
Abstimmung von verwandten Forschungsvorhaben
ua.

Zum anderen geht es auch - und in Zukunft wohl
vermehrt - um gegenseitige externe Abhängigkeiten
zwischen den WBL-Einrichtungen und den wissen­
schaftspolitischen Akteuren: Empfehlungen und
Kommentierungen von Stellungnahmen des Wis­
senschaftsrats zur Si.:herung der Quall~jt und Lei­
stungsfähigkeit allgemein, Kriterien für die Aufnah­
me bzw Ausschließung von Instituten oder Institut­
steilen, Kriterien der Mittelumschichtung, Qualitäts­
kritenen in Verbindung mit den Evaluationsverfah­
ren, Stellungnahmen zu gesamtstaatlichen wissen­
schaftspolitischen Fragen.

3 32 Vorschlag zur Gliederung aufgrund der
Mitgliederumfrage Dezember 1994

Die Auswertung der Umfrageergebnisse unter den
Mitgll': Iselnrichtungen der AG-BL legt eine Gliede­
rung In vier Sektionen nahe Zwar gibt es Grenzfäl­
le bel der Festlegung der Einordnung, doch fuhren
In der überwiegenden Zahl der Fälle die genannten
Bezuge zu anderen Einrichtungen sowohl die eige­
ne Einschätzung als auch die Fremdeinschätzung
zur gleichen Zuordnung Die von den Befragten fur
Sinnvoll gehaltenen WechselbeZiehungen unter

schiedlicher Prägung lassen ein hohes Potential für
noch nicht erschlossene Interaktionsmöglichkeiten
erkennen. Dies läßt eine dynamische Entwicklung
der zu entdeckenden Gemeinsamkeiten und Be­
zugspunkte im Rahmen der zukünftigen Sektions­
arbeit erwarten. Es besteht daher aller Grund zu
hoffen, daß auch diejenigen Einrichtungen, die zur
Zeit nur wenig Bezüge sehen, durch konkrete per­
sönliche Erfahrungen in den Sektionen wissen­
schaftlichen Ertrag verbuchen werden können

Mit gewissen, bei gutem Willen aber lösbaren Pro­
blemen, scheint allenfalls die Einordnung einiger
(keinesfalls aller) Einrichtungen mit Servicefunktion
verbunden zu sein. Von einzelnen Informationsan­
bietern und Bibliotheken wurde der dringende
Wunsch nach einer eigenen Sektion geäußert. Dies
scheint freilich dem oben geschilderten Selbstver­
ständnis entgegenzulaufen. Wissenschaftlicher Ge­
winn sollte sich ja gerade aus disziplinären und we­
niger aus strukturellen Bezügen ergeben. Das di­
rekte Zusammentreffen einer Fachbibliothek mit
den Forschungsinstituten der jeweiligen Disziplin
oder die Wechselwirkung eines forschenden Muse­
ums mit nahestehenden Fachwissenschaftlern so­
wie der dadurch eröffnete, erweiterte Erfahrungsho­
rizont, sollte sich langfristig ebenso wie der sich
daraus eröffnende Zugang zu einer breiteren Of­
fentlichkeit, als eine besondere Stärke der WBL er­
weisen. Die Erschließung dieses wesentlichen
Synergiepotentials muß auf der noch gut über­
schaubaren Ebene der Sektionen geleistet werden
Demgegenüber sollten methodische oder organisa­
torische Bedürfnisse bei der Bildung der Sektionen
zurück treten. Dies schließt andererseits keines­
wegs aus, ja legt es sogar nahe, daß unter speziel­
len Aspekten Arbeitskreise innerhalb oder zwischen
den Sektionen als sinnvolle Ergänzung zur eher
großflächigen Arbeit der Sektionen gebildet werden
können, die gerade solchen Bedarf nach eher tech­
nischer Abstimmung oder Interdisziplinärem Erfah­
rungsaustausch entsprechen können

Der hier vorgelegte, ':Jus der Umfrage zwanglos ab­
geleitete Gliederungsvorschlag impliziert lediglich
hinsichtlich der Serviceinrichtungen eine zusätzli­
che Vorgabe Er ordnet einige wenige, nach der
Umfrage ambivalente Serviceeinrichtungen / Biblio­
theken bzw. Museen den jeweils fachnächsten
Sektionen zu

Der Gliederungsvorschlag des Grundsatzaus­
schusses umfaßt daher 4 Sektionen mit vergleich­
barer Mitgliederzahl, 'wenn auch unterschiedlichen
durch Personalzahlen und Haushaltsdaten gegebe­
nen GeWichten Mitgeteilt werden hier die Jeweilige
Anzahl der beteiligten Einrichtungen die Zahl der
etatisierten HaushaltsteIlen und der Zuwendun~s

bedarf (Stand 1994) Die Angaben beziehen sicn
auf die vollständige 'Blaue Liste' mit 82 Einheiten
laut derzeit gultlger AV-FE Weitere Einzelheiten
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• Mitwirkung bei der Durchführung von Program­
men zur Förderung des wissenschaftlichen
Nachwuchses

• Gegenseitige Information über die Berufung
leitender Wissenschaftler

• auf Wunsch der betroffenen Institute Mitwir­
kung in Berufungskommissionen

• Stellungnahmen im Zusammenhang mit der
externen Evaluierung durch den
Wissenschaftsrat

• Entwicklung von Kriterien fur die Aufnahme
bzw. Umwidmung von Instituten

Erarbeitung von Stellungnahmen zu gesamt­
staatlichen wissenschaftspolitischen Fragen in
den Forschungsfeldern der Sektion.

Einige dieser Aufgaben werden gewiß nicht einfach
zu bewältigen sein und kontroverse Diskussionen
erfordern Man muß sich dabei aber bewußt ma­
chen, daß diL Alternative eines ausschliel~lich auf
Außenstehenrle bauenden Wahrheitsfindungspro­
zesses mit fremd bestimmten Kriterien und Beurtei­
lungsaspektefl keineswegs zwangsläufig zu unkon­
traversen, sachgerechten Entscheidungen führt.
Man wird die Wirksamkeit der WBL als ganzes
langfristig daran messen, wie sie sich diesen Fra­
gen konstruktiv stellt und ihre eigenen Geschicke
selbst mitgestaltet

Natürlich muß dabei beachtet werden, daß Be­
schlüsse der Sektionen, welche einzelne Mitglied­
seinrichtungen betreffen stets nur empfehlenden
Charakter haben können Die Verantwortung für die
Umsetzung solcher Empfehlungen liegt ausschließ­
lich bei den betroffenen Mitgliedseinrichtungen, Ih­
ren AufsIchtsorganen und Zuwendungsgebern.

3.34 Arbeitsweise und Organisation der
Sektionen

Mitglieder der Sektionen sind die Im Anhang aufge­
fullrten Einrichtungen, soweit sie der WBL beigetre­
ten Sind Oie Mitgliedsell,richtungen können nur mit
Zustimmung der MitgliederJersammlung ihre Sektl­
onsmilglledschaft wechseln f iierzu bedarf es eines
vorherigen, rechtzeitigen schriftlichen Antrags an
das Präsidium Die Voten der betroffenen Sektion
sind hierzu zu hören Das gleiche gilt für die Auf­
nahme neuer Mitgliedseinrichtungen

Die Organe der Sektion Sind die Sektionskonferenz
und der Sprecher Die Mltgiiedselllrichtungen

Der Grundsatzausschuß hat auch C 1 Vorschlag ellliger gelstes-, erzlehungs- und sozIalwIssen­
schaftlicher Einrichtungen ZUI Auftellung In nur 3 Sektionen gepruft aber verworfen Die von diesen
vorgeschlagene Gliederung In (A) Gelstes-, SOZial· und WirtschaftSWissenschaften (B) LebenswIssen
sr.haften, Raum- und Umweltplanung und (C) rvlathenlatlK. Natur- und Ingenieurwlssenschaft2n wurde
wesentliche Kooperatlonswunscrle, die Sich aus der Umfrage ergeben haben, unberuckslchtlgt lasseil
(Insbesonder zwischen den politikberatenden !nstltuten der von uns vorgeschlagenen Sektion B) und
statt dessen Bezuge schaffen. die die gelungene 'Blockdlagonallslerung' der KorrelationsmatrIx teilwei­
se aufheben

Sektionsgliederung

Nr. Bezeichnung
I An- Plan- Mio
zahl stel- DM
Insti- len p.a.
tute

A Geistes- und Erziehungswis- 16 1 526 134
sensehaften, Museen

B Wlrtschafts- und Sozialwis- 20 2063 231
sensehaften, Raum- und
Umweltwissenschaften

C Lebenswissenschaften 24 2817 437

0 Mathematik, Natur- und 22 2632 430
Ingenieurwlssenschaften

,

Gesamt 'I 82 9038 1 232

sind aus den in der Anlage beigefügten Tabellen
zu entnehmen.'

333 Die Aufgaben der Sektionen

Die Sektionen haben die Aufgabe, im Erfahrungs­
und Beurteilungsaustausch der beteiligten Institute
über wesentliche interne wie externe f()chwissen­
schaftliche Fragen zu beraten und zu beschließen
Nach den Vorstellungen des Grundsatzausschus­
ses sollten sie insbesondere folgende /\ufgaben
wahrnehmell

• Allgemelfler wissenschaftlicher Erfahrungsaus­
tausch zWischen den Mitgliedselnrichiungen

Entwicklung lind Fortschreibung von Qualitäts­
krIterIen und Verfahrensvorschlagen fur die
Evaluierungsverfahren

Entsendung von Berichterstattern in c1ell Eva­
luatlonsausschuß des Wissenschaftsrats

Die Mitgliederversammlung in Göttingen hat diesen
Gliederungsvorschlag kritisch diskutiert. Insbeson­
dere aus dem Kreis der Wirtschaftswissenschaften
wurde z. T eine stärkere Differenzierung gefordert.
Auch eine starkere Ausprägung der Umweltwissen­
schaften wurde vorgeschlagen Für die Klärung die­
ser Fragen wurde eine kleiner Arbeitskreis einge­
setzt, welcher bis zur nächsten Mitgliederversamm­
lung 9ine endgültige Klärung auf der Basis von bis
7U maximal 6 Sektionen herbeiführen soll.

34



3. Gliederung und Organisation

werden in den Sektionskonferenzen durch die nach
3.1.2 definierten 'Wissenschaftlichen Mitglieder'
vertreten. Hierdurch werden die Sektionskonferen­
zen in der Praxis zwischen 25 und maximal 50 Mit­
glieder haben. Jedes Mitgliedsinstitut hat nur eine
Stimme. Sie kann bei Verhinderung auf ein anderes
Mitglied übertragen werden. Bei Stellungnahmen
und Beschlüssen zu Evaluierungsverfahren und de­
ren Ergebnissen, haben Mitglieder der jeweils be­
troffenen Einrichtung kein Stimmrecht. Bei kontro­
versen Beschlüssen von grundsätzlicher Bedeu­
tung kann eine Gruppe von Mitgliedern ein Minder­
heitenvotum einbringen, welches dem Beschluß
beizufügen ist.

Die Sektionskonferenzen sollen mindestens einmal
jährlich tagen. Sie wählen aus ihrer Mitte einen
Sprecher und einen stellvertretenden Sprecher. Der
Sprecher kann bei Bedarf zu zusätzlichen Sek­
tionskonferenzen einladen.

3.4 ARBEITSKREISE, AUSSCHÜSSE

3.4.1 Arbeitskreise der Sektionen

Die Sektionen können für besondere, ständige
Aufgaben Arbeitskreise einrichten. Die Mitgliedsin­
stitute entsenden jeweils geeignete Vertreter in die­
se Arbeitskreise.

Der Sprecher des Arbeitskreises lädt bei Bedarf zu
Arbeitssitzungen ein. In Ergänzung zur Arbeit der
Sektionen insgesamt sollen die Arbeitskreise fol­
gende Aufgaben wahrnehmen

• wissenschaftlicher und administrativer Erfah­
rungsaustausch sowie gegenseitige Abstim­
mung und Kooperation (gemeinsame
Forschungsinteressen)

• Austausch von Arbeitsprogrammen und
Tätig keitsberichten

• Mitwirkung an der Erarbeitung von Kriterienka­
talogen für die Evaluierung

• Durchführung gemeinsamer Kolloquien, Sym­
posien uä.

342 Sektionsübergreifende Arbeitskreise

Ständige Arbp.itskreise kÖ'lnen auch sektionsüber­
greifend gebildet 'NArden. Ein besonderer Bedarf für
solche Arbeitskreise besteht immer dann, wenn
spezielle Arbeitsweisen, Strukturmerkmale oder
Adressaten~rei~ die Zusammenarbeit) mehrerer
MItgliedseinrichtungen, die verschiedenen Sektio­
nen angehören, als sinnvoll erscheinen lassen Sie
können auf Initiative einer Gruppe von Mitgliedsein-

richtungen mit Zustimmung der betroffenen
Sektionssprecher gebildet werden 1

343 Der Ausschuß der Seviceelnrichtungen

Einen solchen Arbeitskreis sollten z. B die Dienst­
leistungs-Einrichtungen im Bereich des Informati­
ons- und Bibliothekswesens bilden Dieser Arbeits­
kreis, welcher Institute mit ähnlichem Aufgabenpro­
fil aber unterschiedlicher fachlicher Zuordnung aus
verschiedenen Sektionen zusammenführt, wird ge­
meinsame Grundproblematlken zu diskutieren und
zu klären haben. Gleichzeitig wird er die Aufgabe
haben, auch die strukturellen und wirtschaftlichen
Interessen dieser Dienstleistungseinrichtungen 'ge­
genüber den Zuwendungsgebern einheitlich zu ver­
treten. Er wird ein Beispiel dafür sein, wie sich sol­
che interdisziplinären Arbeitskreise zu einer star­
ken Gemeinschaft entwickeln können, in der Grup­
pen gleichen Interesses ihren übergreifenden Auf­
gaben gemäß zusammenwirken können Auch die
Erarbeitung spezifischer Evaluierungskriterien und
Verfahren wird dabei eine wichtige Rolle spielen, so
daß die Besonderheiten dieser Einrichtungen ge­
genüber anderen Instituten ihrer jeweiligen Sektio­
nen deutlich gemacht werden können

Während innerhalb der Sektionen durch inhaltliches
Zusammenwirken dieser Informations- und Dienst­
lei$tungseinrichtungen mit den Instituten der
Grundlagenforschung und der angewandten For­
schung spezifische, originäre Beitrage der WBL bei
der Weiterentwicklung der Wissenschaft erwachsen
und neue Impulse zur Verbreitung von Forschungs­
ergebnissen entstehen können, wird dieser Arbeits­
kreis u.a. die gemeinsamen Außeninteressen die­
ser Gruppe vertreten und so die Arbeit der Sektio­
nen In Sinnvoller Weise erganzen,

Die Mitgliederversammlung in Göttingen hat be­
schlossen, diesen Ausschuß der Serv/ceetnrichtun­
gen in der Satzung zu verankern Der besonderen
Bedeutung dieses Ausschusses wegen soll sem
Sprecher als ständigen Gast an den Siitzungen des
Präsidiums teilnehmen

344 Weitere Ausschüsse

Für spezielle Aufgaben von begrenzter Dauer kön­
nen die Sektionskonferenzen, das PräSidium oder
die MItgliederversammlung spezielle Auss.,shüsse
mit Empfehlungs- oder Beschlußkompetenz In ihrer
jeweiligen Zuständigkeit einsetzen

35 VERWALTLiNGSAUSSCHur~

Der Verwaltungsausschuß repraserltler1 den kauf
mannlschell und adminlsltratlven Sac~lVerstand (Je:'

WBL Er besteht aus den verarltwor1llchen

Dies schließt Informelle Zusammenschlusse, DiskussIonsgruppen und Kooperationen von Mitglied
seinrichtungen ohne ausdrückliche Bestatigung als 'Arbertskreis der WBl' naturllch keinesfalls aus
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kaufmännischen Geschäftsführern oder leitenden
Adminsitratoren der Mitgliedsinstitute, die in dieser
Funktion jeweils ein Mitglied des Verwaltungsaus­
schusses stellen

Der Verwaltungsausschuß nimmt vielfältige Aufga­
ben des administrativen Erfahrungsaustauschs zwi­
schen den Mitgliedseinrichtungen wahr und erarbei­
tet Empfehlungen zu verschiedenen, ggf. alle Ein­
richtungen betreffenden Finanz- und Haushaltsfra­
gen Es schließt an die gute Tradition des Aus­
schusses 'Personal und Finanzen' der Arbeitsge­
meinschaft Blaue Liste an, ein Arbeits-, Diskussi­
ons- und Informationsgremium, welches in der Ver­
gangenheit besonders intensives Interesse und En­
gagement bei den Mitgliedern der AG-Bl gefunden
hat. Der VeN.'altungsausschuß ist als administrativ
kaufmännisches Gegenstück zu den Sektionskon­
feren:2n zu sehen Er sollte wie die Sektionskonfe­
renZ211 mindestens einmal jährlich tagen und einen
Sprecher sowie zwei stellvertretende Sprecher
wählen. Zwei V1itglieder des Verwaltungsausschus­
ses sollen dem Präsidium angehören, davon einer
als Administrativer Vizepräsident, der auf Vor­
~chlao des 'ferwaltL'nosausschus3es von der Mit­
gliederversCllnmlung gewählt wird.

Um den SC'lchverstand der Administratoren stärker
zu bendein und ihn fur die WBl als ganze nutzbar
zu machen, erscheint es angesichts der Größe des
Verwaltungsausschusses (82 Mitglieder) sinnvoll,
:<Ieines, rasch entscheidungs- und handlungsfähige
AI'bel,sgruppe,l zu ollden, die insbesondere folgen­
rje ALJfgaben wahrnehmen

Erarbeitung von Stellungnahmen der WBl zu
kaufmännischen, administrativen, rechtlichen
und finanztechnischen Fragen, welche die
VVBL als ganze sowie einzelne Sektionen oder
Arbeitskreise betreffen

88ratung jes Präsidiums in allen dIesbezugli­
ehen Frzogen

<> V(1r;)er2it IJng und ggf Mitwirkung bel Verhand­
11),1gen mit Vcrw31tungen und Haushältern von
Rund wn) L'i,ldern

t:,arbeitung 'jr'll \.'orschlagen fur die Besetzung
der Stelle des ~auptamtllchenGeschafts­
flJllrers

Der Vf'f'N2Itl mgsdLlsschuß trägt dem berechtiqtell
.~\;os;J:urh ,:c',' .',eJ, 'inistratoren nach verantwortli
':02r h~itge~~;-)Itung eier WBl Rechnung, während
dl2 ~;ek~lonen Sich auf die fachspezifischen, wis-

" sc;nsLh2r:i';~211 ,6.dgdben konzentrieren könnell

36 ?RASII)[:'NT. VllEPRASIDENTEN UND
PRASlllllj!'v1

Der P'3sident reprasentlert die WBl Er sollte ein
erfahrene, national und International angesehene/r
[eltende Wissenschaftler sein Der Prasldent Wird

JG

von der Mitgliederversammlung für die Dauer von
zwei Jahren geWählt, wobei Wiederwahl zulässig
sein sollte. Zwei Vizepräsidenten, ebenfalls von der
Mitgliederversammlung gewählt, unterstützen und
vertreten ihn: ein Wissenschaftlicher Vizepräsident
aus dem Kreis der Sektionssprecher, der den Pra­
sidenten im Verhinderungsfall schwerpunktmäßig in
allen Fragen vertritt, welche das wissenschaftliche
Selbstverständnis der WBl betreffen, und ein Ad­
ministrativer Vizepräsident. der den Präsidenten im
Verhinderungsfalle in allen administrativen und fi­
nanztechnischen Fragen vertritt.

Der Grundsatzausschuß hat das Verhaltnis von
Wissenschaftlern zu Administratoren im Präsidium
unter verschiedenen Gesichtspunkten beraten und
war sich dabei einig, daß das Primat der Wissen­
schaft hier in besonderem Maße deutlich werden
3011e. Dem Präsidium sollen daher (einschließlich
der Vizepräsidenten) daher die (derzeit vier) Spre·
cher der Sektionen und Lwr,i Vertreter des Verwal­
tungsausschusses angehören

Zu den wichtigsten Aufgalen von Prasident und
PräsidiUlIl sollten nach den Vorstellungen des
Grundsatzausschusses gehören:

• Vertretung der gemeinsamen Interessen der
Mitgliedseinrir:htungen gegenüber anderen
Wissenschaftsorganisationen. Bund und län­
dern sowie der Öffen~ichkeit

Mitwirkung in nationalen und Interr,ationalen
wissen3shaftspolitischell Gremien und
Strategiekreis2n

• Initiativen 'Zur Erschließung von Synergiepoten­
tialen über die einzelnen Sektionen hinaus

Benennung der Vertreter der WBL für den Eva­
luierungsausschuß des Wissenschaftrates auf
Vorschlag der Sektionen

Stellungnahme zu den Evalulerungsverfahren
des ''Vissenschaftsrclts. sofern sie die WB Lais
Qam:e ""<le::8n

c3estellung je:.; f13uptamtlichen C;,-schäf:sfuh
;ers de' ;0esc:l3ftsstelle und Ausübu:lq der
~ntspr2,;.12nti<;11Auf::: ichtsfullktioil

Vorberdt,1ng und leitung der Mitgllederver­
sammlL:rlg sowie Durcllführung Ihrer
Besch'usse

NAf Il r)~:~ ~\t~~lf~ÄSr=:.NTMJTE::N.

FINDU\JGSKOMMISSION

, v1ltglie, i erversammlung sollte den Prasldentc.
-:3LJI Vorschl:lg der Findullgskommlsslon aus der,'.
:<:,'els der :2Itellc1en Wissenschaftler der WßL wah
len ~3ch Mogllchkelt sollen mehrere l<andldatc:'1
Z~JI Wahl gestellt werden Die Flr1dungskommlssir:'~

I'::r"rnlert die MltgiiederverS3mnliung rechzeltltj
uber Ihre Vorschlage durch Vita. Schrifterwpr
"I,lcc,niS Ullrl~\c,t ?'Ilent d0r 1\2110id;"tC,1
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Die Findungskommission besteht aus 5 Mitgliedern.
Sie wird rechtzeitig vor einer anstehenden Präsi­
dentenwahl gebildet. Hierfür benennen die Sektio­
nen jeweils einen Vertreter.

Die Sektionen und der Verwaltungsausschuß kön­
nen sich entsprechende Regelungen für ihre Spre­
cher geben. Die ins Auge gefaßten Kandidaten soll­
ten erklaren, ob sie bereit sind, auch für das Amt
eines Vizepräsidenten zu kandidieren In diesem
Falle sollten die Unterlagen in Zukunft ebenfalls der
Mitgliederversammlung rechtzeitig zur Verfügung
gestellt werden.

Eine enge Abstimmung zur Vermeidung von Dop­
pelkandidaturen (Präsident und Sektionssprecher)
mit der Findungskommission ist erforderlich.

Von herausragender Bedeutung ist auch die Aufga­
be der Vertreter der WBL im Evaluierungsaus­
schuß des Wis:3enschaftsrats. Hierfür sollten die
Sektionen jeweils bis zu 5 leitende Wissenschaftler
(wiederum unter Vorlage von Vita und Schriftenver­
zeichnis) aus den Mitgliet.lsinstituten benennen
Hieraus erstellt das Präsidium eine gemeinsame
Vorschlagsliste und leitet sie dem Wissenschafts­
rat und ggf. anderen, Mitglieder des Ausschusses
benennenden Organisationen zu

3.8 GESCHÄFTSSTELLE

3.8.1 Aufgaben

Die wichtigsten Aufgaben der neuen Geschäftsteile
werden die in Zukunft zu leistende administrative
Begleitung und Mitwirkung an der organisatori­
schen Vorbereitung der externen Evaluierung durch
den Wissenschaftsrat betreffen. Vertreter des Wis­
senschaftsrats und der BLK haben bei den ver­
schiedenen Gesprächen dem Grundsatzausschuß
sehr deutlich gemacht, daß sie auf eine leistungsfä­
hige GeschäftsteIle der WBL setzen, um ihre eige­
r,2 Ameit effizient durchführen zu khnner,. Der
Grundsatzausschuß hat nach gründlicher Erwa­
gung der zu erwartenden Aufgaben. eine Zahl 'Jon
10 Mitarbeitern einschließlich eines haupt3mtlichen
Geschaftsführers für sinnvoll gehalten und dies der
Mitglip.derversammlung in GöttIngen vOlgeschla­
gen Eine solch9 Zahl wurde auch von '/ertretern
des Geschäftsstelle des Wissenschattsrates und
der BI_K abPr <luch bei den V8rl,andl';~9~n zum
Wirtschaftsplcln i 996 der derze:,igen Gec"J,aftsstel­
le, langfristig als ein Minimum angeset1en ohne
welches man statt dessen d:--s bereits Im Vorield
aus dem 'Plafonds' de( BlauL., -Liste fur den WIS­
senschaftsrat abgezogene Personal entsprechend
verstärken müsse. Dabei wurde mehrföch auf die
Geschäftsstelle 'der ArbeitsgemeinschcJf1 der Groß­
forschungseinrichtungen (AGF) verwiesen (8 Mit­
arbeiter und Geschäftsführer, bel gleidlzeltlger
Möglichkeit die administrative KCliJJZ:t3t der

Mitgliedseinrichtungen für Spezialaufgaben in An­
spruch zu nehmen

Die Aufgaben werden sich umfangreich und vielfal­
tig entwickeln. Hier seien nur einige vorhersehbare
Themen genannt, die keineswegs eine abschlie­
ßende Liste darstellen

• Sammeln und Aufbereiten von statistischen
Daten, Jahresberichten, Publikationsverzeich­
nissen und sonstigen Unterlagen der Mitglied­
seinrichtungen in Vorbereitung der Bewer­
tungsverfahren durch den Wissenschaftsrat,

Unterstützung der Mitglieder im Ausschuß
Blaue Liste des Wissenschaftsrats une des
Präsidiums bei der Zusammenarbeit mit dem
Ausschuß,

• Zusammenarbeit mit der Geschäftsstelle des
Wissenschaftsrats bei der organisatorischen
Gestaltung der Evaluierungsverfahren sowie
Dokumentation der Kriterien, Verfahren und Er­
gebnisse und der damit verbundener Be­
schlüsse in den Ausschüssen der
Bund-Länder-Kommission

• Information des Präsidiums, der Sektionen und
Mitgliedsinstitute über die Verfahren und Er­
gebnisse von Evaluierungen sowie administra­
tive Unterstützung der evaluierungsbezogenen
Arbeit von Organen der WBL.

Daneben sind die 'klassischen' Aufgaben einer Wis­
senschaftsorganisation abzudecken, wie sie z.T
schon von der Arbeitsgemeinschaft Blaue Liste
wahrgenommen wurden:

• Büro des Präsidenten, Im wesentlichen Korre­
spondenz, Einladungen usw

• SItzungsvorbereitungen, Einladungen, Proto­
kolle, Schriftwechsel von Organen und
Ausschüssen

Terminplanung

.. Rund r , hreiben an die MitgliedsInstitute, Inf,x
matione" an die Gremien der WBL
(ca 8 - 10 Rundschreiben pro Jahr)

• Bearbeitung "on Anfragen oder Mitteilungen
der Institute zu allen Fachbereichen der Ver­
waltung und / oder Organisation

• Beratung der Institute in Fragen der Geschäfts­
abwIcklung telefonisch, schriftlich und vor Ort,
ebenso in juristischen AngelegE-'nheiten

• Beantwortung und Schriftwechsel von Anfra­
gen an die WBL national und International

!\nnahme ggfs Bearbeitung uno WerterlertUf1c:
von Informationen, Mitteilungen u a m dei
bundes-und Landermlnlsterlen, der Bund-LeW
der-KommiSSion. des WIssenschaftsrates su
wie anderer offentllchc r Ufld privater
Flnrlchtungcn

" (
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Investitionen

Erstaustattung Geschäftsstelle 40 TOM

Somit werden fur das Haushaltsjahr 1996 fur die

Geschäftsstelle mindestens benotigt

Gesamtkosten von ca. 888 TOM

Aus mittleren Kostenrichtwerten ergeben sich unter.

Berücksichtigur,g von Sozialkosten und Lohnko­

stensteigerungen ergeben sich Personalkosten von

ca. 578 TOM

Sachkosten

Für Geschäftsbedarf, Porto, Telefonkosten, klei­

nere I-\nschaffungen, Aus- und Fortbildung (Semi­

nare), Mieten , Reis,~kosten, Verfügun9smittel, Ver­

öffentlichungen und Dokumentationen, Kosten der

Organe, Ausgaben für EDV ur.d Vermischte Ausga­

ben ergeben .:;ich ca 270 TOM

BAT I

BATlla/lb

BAT lIa/lb

BAT VcNb

BAT Vb/lVb

Personal

Geschäftsführer

Sektionsreferent A, B

zugleich Recht, Organisation, Statistik

Sektionsreferent C, 0

zugleich Öffentlichkeitsarbeit

Sekretariat von Präsident und Gf

Verwaltungsangestellte

Vermischte Aufwendungen

DiE; '':;e';Jr8':,i: ;:;es GIlJildsatzausschusses mit der
BU~ habeIl j,.;';';C::l erkennen lassen, daß dort eine
deutliche Pr3f2renz fur diP Finanzierung uber Mrt­
glledsbpitr'1~lP fJ,,-w eJr,e direkte Umlage unter derl
MItgi:" 'S2:'.:,~ " _ilgen besteht. da Bund uno LeW

der es ausurucl--ilch ablehnen. einer: neuen Zllwerl
dungserY'pfanger zu etablieren. eJer die bekallntf?r-,
Probleme hel der E:tatlslerung von Personalsteilen
etc aufwerfell w:Jrde f\ußerdem. so wurde In dei
Bl_K betofll halte Illan es aus C:;runden der

383 Finanzierungsmodalltaten

Ursprünglich hatte der Grundsatzausschuß vorge­
schlag2n, die ,-lilanZlerung über eine Vnrabkürzung
des Gesamtpldk:nds cJer Blauen-Liste zu realiSie­
ren, wie dies ')ei der Ausstattung des Wissen­
schaft:;rats tUI ,-jen Ausschuß Blaue-Liste erfolgte
Dieser Gedcm'<~ so!lte \elileswegs aufgeben wer­
den unu be; 'Nelieren Verhandlungen als Option ge­
genüber <Jen 7uwendungsgebern beibehalten
werden

• Erstellung und Verhandlung des Wirtschafts­
planes der GeschäftsteIle

• Statistiken, Soli-list-Vergleiche und deren Ver­
sand an die Mitglieder, Erstellung des Ge­
schäftsberichtes zur Mitgliederversammlung

Aufbau und Pflege von Kontakten zu Institutio­
nen und Personen in den für die WBL wesentli­
chen öffentlichen Einrichtungen

• Teilnahme an Sitzungen und Arbeitsgesprä­
chen in Ministerien, BLK, DFG

Organisation, Betreuung und Abwicklung des
Seminarprogramms
- pro Jahr werden i.d R. 12 externe Seminare
veranstaltet
- Betreuung des Dozentenkreises (Einladung,
Abstimmung, etc)

• Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
- Erstellung der jährlichen bzw. zweijahrlichen
Gesamtdokumentation
- Informationszeitschrift, wie schon von der
AG-BL vorbereitet

• gesamte Rechnungsabwicklung, Buchhaltung,
Monats- und Jahresabschluß,
Prüfungswesen der Geschäftsteije.

Nach den Vorschlägen des Grundsatzausschusse
sollte jede Sektion von einem Referenten betreut
werden, welcher gleichzeitig auch als standige
Kontaktperson zur Geschaftstelle des Wissen­
schaftsrats für die entsprechenden Fachgebiete
fungieren soll Daneben wären die 'klassischen'
Aufgaben Recht, Öffentlichkeitsarbeit, Organisation
und Statistik abzudecken. Die Referenten sollten
jeweils von einer Verwaltungskraft unterstützt wer­
den. Ein hauptamtlicher Geschäftsführer sollte die
Geschäftsteile leiten

Oie Mitgliederversammlung in Göttingen hat emp­
fohlen, die GeschäftsteIle schrittweise und bedarfs­
gerecht aufzubauen und dabei die konkreten Anfor­
derung insbesondere aus den EvalUierungsverfah­
ren des Wissenschaftsrates zu berücksichtigen
Dem PräSIdium wurde ein Mandat erteilt, mit der
BLK unu den Zuwendungsgebern über die Realisie­
rung ei'7er Zahl von zunächst 5 MitarbeItern ein­
schließlich eines hauptamtlichen Geschaftsfuhrers
zu verhandeln und der ordentlichen Mitgliederver­
sammlung einen entsprechenden Haushaltsplan für
die L ,,:/t ab 1996 im Herbst 1995 zur Beschlußfas
sung vorzulegen

3 8 2 Personelle Lnd sachliche Ausstattung

Eine solche I'Vllillmalausstattung konnte etwa zu fol­
gender Aufgabengliederung und Kosten fuhren
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Transparenz für sinnvoll, die Betroffenen auf direk­
te Weise an der Finanzierung zu beteiligen.

Die o.g. unverzichtbare Minimalausstattung der Ge­
schäftsstelle würde sich auf etwa 0,073 % bezogen
auf den derzeitgen Gesamtplafonds von 1,23 Mrd.
DM für alle Institute der gemeinsamen Finanzierung
(Stand 1994) für belaufen. Oder etwas präziser
ausgedrückt: Zur Finanzierung der Geschäftsstelle
wird jedes Mitgliedsinstitut einen Beitrag von ca
0071 % seines Gesamthaushaltes beitragen müs­
sen. Bei der konkreten Bemessung der Finanzie­
rungsumlage für die Geschäftsstelle wird man sinn­
vollerweise die u. LI stärkeren Schwankungen aus­
gesetzten Investitionstitel herausnehmen und als
Bereqhnungsgrundlage den gesamten Betriebs­
haushalt (Gruppe 4 und Gruppe 5) zur Grundlage
nehmen, was im Mittel aber auf die gleichen L1mla­
gebeiträge hinausläuft

Die neue Geschäftsstelle muß spätestens im Jahr
1996 funktionsfähig sein, da dann die Evaluierungs­
arbeit in großem Stil beginnen wird, nachdem noch
im Jahr 1995 erste Pilotverfahren anlaufen. Die Mit­
gliedseinrichtungen werden daher gebeten, diese
Beiträge in die Wirtschaftspläne einzubringen (Titel­
gruppe Gruppe 6) oder sofern es hierfür schon zu
spät ist, eine entsprechende Umwidmung von Mit­
teln zu beantragen

Die Realisierung und Finanzierung dieser Ge­
schäftsstelle wird noch eine Reihe von Abstimmun­
gen und Verhandlungen mit den Zuwendungsge­
bern und der BLK erfordern Dies wird eine der vor­
dringlichen Aufgaben des in Göttingen gewählten
Präsidiums sein. Die Gründungsversammlung hat
hierzu grundlegende Zielvorgaben gemacht. Es
wird angestrebt, eine endgültige Klärung bis zur
nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung der
WBL im Herbst 1995 herbeizuführen, auf welcher
dann der Haushaltsplan für 1996 verabschiedet
und für 1997 vorbereitet werden könnte

4. SICHERUNG DER QUALITÄT UND
LEISTUNGSFÄHIGKEIT

4 1 VORBEMERKUNGEN, DEFINITIONEN

In der Forderung nach hohen Qualitätsmaßstjben
und bestmöglichem Erfolg der deutschen Wissen­
schaft und Forschung im internationalen Vergleich
sind sich Politik, Öffentlichkeit, Wissenschaftsver­
treter und praktizierende Forscher nlg. Es gibt
auch keinen Dissens darüber, daß exzellente Qua­
Iltltat und angemessene Quantität der Forschung
Grundvoraussetzung für die langfristige Sicherung
des materiellen und geistigen Wohlstands unserer
Gesellschaft darstellt. Allgemeiner Konsens
herrscht wohl auch darüber, daß sowohl die

Schaffung von wirtschaftlich technischem Innovati­
onspotential, wie auch allgemeiner Erkenntnisge­
winn und die Vermittlung von beidem an die inter­
essierte Fachwelt, Öffentlichkeit, Wirtschaft, Politik
und Verwaltung wesentliche Bezugsgrößen für die
Bemessung von Effizienz und Effektivität der staat­
lichen Aufwendungen in Wissenschaft und For­
schung sein müssen. Darüber aber, wie und mit
welchen Maßstäben Qualität von Forschung und
Quantität des Aufwands und Outputs zu messen,
Effizienz zu sichern (Minimierung des Aufwands für
die Erreichung wissenschaftsimmanenter Ziele)
und Effektivität zu bewerten und ggf. zu verbessern
sei (Optimierung des Nutzens für die Gesellsch,aft),
gehen die Auffassungen je nach Interessen lage
und Betroffensein weit auseinander. Zur Zeit wird
hierüber in der Bundesrepublik eine breit angelegte
Debatte geführt, die in ihrer Wirkung keineswegs
ausschließlich der Beförderung von Qualitität,
Effizienz und Effektivität in Wissenschaft und For­
schung oient.

• Die Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste
begrüßt nachdrücklich den pragmatischen An­
satz, mit welchem der Wissensch;;:lftsrat eine
externe Begutachtung der Einrichtungen der
WBL angestoßen hat und sieht in der jetzt be­
ginnenden konkreten Evaluierungsarbeit einen
wichtigen Beitrag zur Sicherung und weiteren
Steigerung der Qualität, Effizier)z und Effektivi­
tät der Forschung in der Bundesrepublik
Deutschland

• Die WBL geht davon aus, daß das hier erst­
mals zu entwickelnde und zu praktizierende
Modell.einer externen Qualtitätsbewertung bei
Bewährung zukunftsweisend für die gesamte
Forschungslandschaft der Bundesrepublik
Deutschland werden wird, und daß die ande­
ren großen Wissenschaftsorganisationen In
Zukunft mit vergleichbaren Maßstäben und
Verf('hren gemessen werden.

Die WBL hält es für'erforderlich, das Evaluierungs­
verfahren in die auf bewährte Prinzipien der WIS­
senschaftlichen Selbst\'2rwaltung und des Peer Re­
view setzende Forschungslandschaft der Bundes­
republik Deutschland sinnvoll einzubinden H;erbel
war es bislang geübte Praxis, daß Mitglieder aus
der Gemeinschaft der zu Beurteilenden in kritisch
konstruktiver Weise einen entscheidenden, in der
Regel dominierenden Einfluß auf die Steuerung des
Gesamtverfahrens hatte (so zB durch die 1m we­
sentlichen aus Universitätsprofessoren bestehen
den Gremien der DFG bei der Begutachtung von
Sonderforschungsbereichen der Universltaten oder
durch die aus den wissenschaftlichen Mitgliedern
der MPG bestehenden Sektionen bei der Bewer­
tung von Berichten der Fachbeiräte über die rv'Ilt­
gliedsinstitute etc) Dabei ISt natürlich im einzelnen
eine strikte Distanz der evaluierenden Gutachter·
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gruppen von den zu begutachtenden Einrichtungen
zu wahren.

Die WBl sieht in der jetzt ins Auge gefaßten Wei­
terentwicklung des Prinzips unabhängiger Be­
gutachtungsverfahren grundsätzlich einen erfolg­
versprechenden Ansatz. Sie hält aber eine enge
Rückkopplung des Gesamtverfahrens mit dem Sy­
stem. dessen Qualität es zu bewerten und ggf zu
verbessern gilt, im Geiste der Kooperation und Auf­
gabenteilung für unabdingbar. wenn der Prozeß zu
sachgerechten Bewertungen und Entscheidungen
führen soll:

• Jede Qualtitätsbewertung von Forschungsein­
richtungen bedarf, sofern sie nicht an allge­
mein akzeptierten Normen und Regeln festge­
macht werden kann, des kritischen Vergleichs
mit ähnlich gearteten, in ihrem Auftrag und ih­
rer Struktur verwandter Einrichtungen inner­
halb eines Gesamtkontextes einschließlich de­
rer die ggf eine Aufnahme in die geförderte
Organisation anstreben. Dieser Vergleich kann
nur unter Berücksichtigung der Struktur, Zu­
sammenhänge und Aufgabenteilung innerhalb
des jeweiligen Wissenschaftssystems gesche­
hen und bedarf daher im Falle der WBl der
konstruktiven Mitwirkung der Sektionen.

Evaluierungen haben grundsätzlich zwei kom­
plementäre Funktionen: Zum einen sollen sie
'heilen' zum anderen 'vorbeugen'. Im ersten
Falle geht es darum, Fehlentwicklungen, die
möglicherweise stattgefunden haben, zu korri­
gieren und Ertragarmes gegen Vielverspre­
chendes auszutauschen. Zum anderen haben
anstehende Begutachtungsverfahren erfah­
rungsgemäß die Eigenschaft, durch antizipato­
fische Berücksichtigung von Zielvorgaben bei
den zu Beurteilenden schon im Vorfeld wichti­
ge Kurskorrekturen, verstärkte Erschließung
ansonsten nicht genutzter Synergiepotentiale
unrl Clft erhebliche leistungssteigerungen zu
bewirken.

Beide Aspekte bedingen eine intensive Rückkopp­
lung mit der ~esamten betroffenen Gruppe, die im
Falle der WBl nur effizient gestaltet wird, wenn die
Sektionen in den gesamten externen Evaluierungs­
prozeß eingebunden werden. Schließlich müssen
die Ergebnisse und Erfahrungen aus den Einzele­
vallli~rungen über den zuständigen Ausschuß des
Wissenschaftsrats zuruck in die jeweils betroffenen
Sektionen portiert werden, die Ihrerseits wiederum
nur dann sachbezogen da..,u Stellung nehmen kön­
nen, wenn ihnen der Vergleich In voller Breite mög­
lich Ist

Zu regeln ist ebenfalls eine sinnvolle Abstimmung
und Verkopplung der externen Evaluierung mit der
Tatigkelt der wissenschaftlichen Beiräte Zum einen
scheint evident. daß die externe Evaluierung sich
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des hier versammelten Sachverstands und der
über einen längeren Zeitraum hinweg gesammelten
Kenntnis der Einrichtung und ihres Umfelds In sinn­
voller Weise bedienen sollte, nicht zuletzt auch um
die Verfügbarkeit von oft nur wenigen geeigneten,
sachkundigen Gutachtern nicht unbillig zu überbe­
anspruchen. Zum anderen ist es hochkarätigen
Beiräten, denen häufig die besten Wissenschaftler
ihrer Fachdisziplin aus In- und Ausland angehören,
schlechterdings nicht zuzumuten, eine seriöse Be­
wertung der Arbeit der ihnen anvertrauten Institute
durchzuführen, um sodann ggf. erleben zu müssen,
daß Ihre Voten nachträglich und ohne Rückkopp­
lung 'extern' korrigiert werden. In jedem Falle soll.~

ten Doppelungen von Evaluierungsprozessen
durch verschiedene Gremien vermieden und eine
kontinuierliche wissenschaftliche Arbeit der Institute
unter definierten Randbedingungen ermöglicht
werden.

42 INTERNE ERGEBNISBEWERTUNG

Die primäre Verantwortung für die wissenschaftli­
che Qualität der Arbeit der Wissenschaftsgemein­
schaft Blaue Liste und jeder ihrer Mitgliedseinrich­
tungen liegt weiterhin bei der jeweils verantwortli­
chen wissenschaftlichen leitung der Einrichtungen,
dh beim wissenschaftlichen Direktor, Präsidenten
bzw bei einem kollegialen leitungsorgan. Es ist
deren Aufgabe, regelmäßig interne wissenschaftli­
che Ergebnisbewertungen in geeigneter Form
durchzuführen, die sich an den gleichen Kriterien
orientieren sollten, welche auch für die Arbeit der
wissenschaftlichen Beräte und die externe Evaluie­
rung durch den Wissenschaftsrat dienen. Zwischen
den wissenschaftlichen leitern der Einrichtungen,
dem wissenschaftlichen Beirat und den für die ex­
terne Evaluierung zuständigen Gutachergruppen
sollte ein vertrauensvolles Verhältnis geschaffen
werden, welches es gestattet, auf pragmatische
Weise Gutachterempfehlungen UMzusetzer. und
ohne burokratischen Aufwand eine Effizienzsteige­
rung zu erreichen

43 OIE AUFGABE DER
WISSENSCHAFTLICHEN BEIRÄTE

In aller Regel bestehen bei den Einrichtungen der
WBl wissenschaftliche Beiräte, die aus fachkundi­
gen Experten aus Wissenschaft und Wirtschaft
bzw Verwaltung oder öffentlichkeit bestehen. In
der Regel unter Beteiligung ausländischer Exper­
ten Zur Vermeldu ,'1 von Funktionsuberschneldun­
gen sollten sie von den eigentlichen Aufstchtsgre
mlen (Kuratorium. AufSichtsrat etc) getrennt selrl
Der WIssenschaftsrat hat fur alle Einrichtungen WIS

senschaftliche Beirate gefordert und auch die Ar
beitsgruppe Blaue Liste und luD-Angelegenheiten
der Bund-lander-Kommlsslon hat Sich am 17 Ja
nuar 1995 CI'W'ut f13chdruckllch dafur ausge
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sprochen, daß 'alle Einrichtungen der Blauen Liste
Wissenschaftliche Beiräte auf der Grundlage ein­
heitlicher Regelungen für die Errichtung, Zusam­
mensetzung und AufgabensteIlung einrichten'.

Nach der Auffassung des Grundsatzausschusses
haben wissenschaftliche Beiräte die Aufgabe, die
wissenschaftliche Arbeit der Einrichtungen bera­
tend zu begleiten und durch fachliche Hinweise
bzw. Empfehlungen an Institutsleitung , Zuwen­
dungsgeber und Aufsichtsgremien zur Stärkung der
Effizienz- und Qualität der Einrichtungen beizutra­
gen. Sie stützen sich dabei auf eine kritische Be­
wertung der Arbeit insbesondere im Rahmen von
regelmäßigen Begehungen der Einrichtung. Die
vom wissenschaftlichen Beirat zu bewertenden
Themenkomplexe umfassen sowohl die wissen­
schaftliche Leistung als auch die Bedeutung der Ar­
beit für den primären Adressatenkreis der Arbeit
der Einrichtung. Als Hilfe für diese zentrale Aufga­
be des wissenschaftlichen Beirats ist in Abschnitt
4.5 ein typischer Fragenkatalog (am Beispiel eines
grundlagenorientierten naturwissenschaftlichen In­
stituts) wiedergegeben. Die künftigen Sektionen
werden es als eine ihrer wesentlichen Aufgaben se­
hen, solche Kriterienkataloge zu verbessern und in­
dividuell an die Aufgabenstruktur ihrer Mitgliedsein­
richtungen anzupassen.

Als wesentliches Element ist dabei der Bericht des
Wissenschaftlichen Beirates zu sehen, der alsbald
nach einer Begehung erstellt werden sollte. Adres­
saten dieses Berichts sind primär die Institutsleitun­
gen, Aufsichtsgremien und die Zuwendungsgeber.
Aber auch für die Vorbereitung der externen Evalu­
ierungsarbeit des Wissenschaftsrats ist eine voll­
ständige Zusammenstellung aller Berichte des wis­
senschaftlichen Beirats und ggf. sonstiger Gutach­
tergruppen für den vergangenen Evaluierungszeit­
raum von großer Bedeutung und sollte dem WR
Ausschuß frühzeitig übersandt werden.

44 ZUSAMMENWIRKEN MIT DEM WISSEN­
SCHAFTSRAT BEI DER EXTERN EN
EVALUIERUNG

Zur Gestaltung eines Evaluierungsverfahrens in ei­
nem kooperativen Geist, das zwischen Wissen­
schaftsrat, Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste
(insbes den Sektionen) und wissenschaftlichen
Beiräten der Einrichtungen sinnvoll und problemlos
abgestimmt werden kann, macht der Grund­
satzausschuß fOlgende langfristig orientierte Vor­
schlage, wohl wissend, daß diese zZt im ,r;issen­
schaftsrat noch nicht in allen Punkten mehrheitsfa­
hig Sind

Der vom Wissenschaftsrat für die verantwortli­
che Gestaltung und Durchführung des Verfah­
rens einzusetzende Ausschuß (im folgenden
WR-Ausschuß genannt) sollte neben einer

Mehrheit von Vertretern anderer Wissen­
schaftsorganisationen und den Reprasentan­
ten des Wissenschaftsrats wenigsten 4 leiten­
de Wissenschaftler aus den Mitgliedseinrich­
tungen der WBL umfassen

• Das Verfahren sollte sich im übrigen eng an
dem bewährten Vorgehen bei der BegutaCh­
tung von Sonderforschungsbereichen der
Deutschen Forschungsgemeinschaft orientie­
ren, wobei der Abstand zweier aufeinander fol­
gender Evaluierung hier 5 statt 3 Jahre beträgt

• Die externe Evaluierung sollte dann in der Re­
gel im Rahmen einer zweitägigen Begehung
der Einrichtung durch eine ad hoc vom WR­
Ausschuß einzusetzende Gutachtergruppe
erfolgen

• Die Gruppe umfaßt typischerweise 10 Fach­
gutachter (5 Spezialisten, 5 Generalisten) so­
wie einen faehnahen und einen fachfernen Be­
richterstattt~. Der fachferne Berichterstatter
wird vom Ausschuß des Wissenschaftsrats ge­
steilt, der fachnahe Berichterstatter sollte der
jeweiligen Sektion der WBL angehören Er darf
nicht vom gleichen Standort wie die evaluierte
Einrichtung kommen.

• Der wissenschaftliche Beirat und die Leitung
der zu evaluierenden Einrichtung können Gut­
achtervorsehläge machen. Dies kann über die
Sektionen und die Mitglieder der WBL im WR­
Ausschuß erfolgen Mindestens zwei Mitglieder
des wissenschaftlichen Beirats sollten der ad­
hoe-Gutachtergruppe angehören

• In Analogie zum SFB-Verfahren wird die Evalu­
ierung administrativ unterstützt von einem Re­
ferenten des WR-Ausschusses und dem jewei­
ligen Sektionsreferenten der Geschäftsteile der
WBL sowie von einem Protokollführer (WR­
Ausschuß) Diese arbeiten eng bei der Vorbe­
reitung und Auswertung der Evaluierung
Lusammen

• Die zu evaluierende Einrichtung legt minde­
stens C Wochen vor der Evaluierung detailier1e
Unterlagen über ihre bisheriJe und die in Zu­
kunft geplante Arbeit (Arbeitsbericht, Publikati­
onsverzeichnisse und Publikationen, Berichte
des wissenschaftlichen Beirats ete) sowie
über die personellen und finanziellen Rahmen­
bedingungen vor Die Geschaftsstelle der WBL
ergänzt diese Unterlagen durch entsprechende
statistische Vergleichsdaten der Sektion und
übermittelt ggf von der Sektion erarbel,ete Kr'­
terienkCltaloge sowie aktuelle Daten zur ge­
samten Wissenschaftsgemetnschaft Blaue
Liste

Den wisserschattilcherl ßelraten wlr,j empfo~­

len, In dell Jahreil 111 dellen eine externe eva
luatlon stattflnrlet all! Ihre Plgene Bcgutach-
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tung zu verzichten oder diese unmittelbar vor
der Begehung durch die Gutachtergruppe des
Wissenschaftsrats durchzuführen und ihren
Bericht mündlich oder schriftlich in die externe
Evaluierung einzubringen, um Doppelungen zu
vermeiden.

• Die Begehung könnte etwa folgenden Ablauf
haben:

(1) Vormittag des ersten Tages (Leitung fachna­
her Berichterstatter) Vorstellung der Einrich­
tung durch Wissenschaftler der Einrichtung in
Postersitzung und/oder Vortragen

(2) Nachmittag: Begehung der Arbeitsplätze durch
die Gutachtergruppe

(3) Abends: Vorbesprechung der Gutachter (Lei­
tung der Sektionsreferent der WBL)

(4) Vormittag des zweiten Tages: Befragung der
Einrichtung (Leitung: fachferner Berichterstat­
ter )

(5) Danach Gutachterklausur (Leitung: Referent
des WR-Ausschusses) mit weiteren Teilneh­
mern Vertreter der Zuwendungsgeber, evtl.
der Aufsichtsgremien der Einrichtung, ggf. wei­
tere Mitglieder des Ausschusses des Wissen­
schaftsrats, der Vorsitzende des Wissen­
schaftlichen Beirats, sofern nicht bereits Mit­
glied der Gutachtergruppe.

• Die Gutachter erarbeiten noch in der Klausur
ihre abschließende Empfehlung, die von den
Referenten des WR-Ausschusses protokolliert
wird Das Protokoll wir danach alsbald in enger
Abstimmung zwischen WR-Ausschuß und Ge­
schäftsstelle der WBL fertiggestellt und an die
Berichterstatter zur Zustimmung verschickt
Danach erhalten Zuwendungsgeber und WR­
Ausschuß das Protokoll der Evaluierung

• Der fachnahe Berichterstatter berichtet (unter
Wahrung der Vertraulichkeit von Einzelvoten)
über di~ grundsatzlichen Ergebnisse und Auf­
lagen der Evaluierung in der Sektion, die hier­
zu eine Stellungnahme erarbeitet

• Im WR-Aus::-shuß berichtet der fachferne Be­
richterstatter uber die Ergebnisse der Evalule­
rurn Die Voten des fachnahen, der WBL an­
gehörenden Berichterstatters und die Stellung­
nahmen der Sektion sowie ggf des Präsidiums
Jes WBL sollen dabei gehört werden, Der WR­
Ausschuß beschließt daraufhin seine
Empfehlungen

Die Verantwortung fUr die sachgerechte Um­
setzung oder Modifikation der Empfehlung liegt
bel den jeweils zuständigen Aufsichtsgremien
der evaluierten Einrichtungen und bel den
Zuwendungsgebern
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4,5 ENTWICKLUNG Val\! KRITERIEN ZUR
BEURTEILUNG VON WBL-INSTITUTEN

4.5,1 Allgemeine Uberlegungen

Die Bewertungsmaßstäbe der Arbeit von Einrich­
tungen der Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste
können nicht auf schematische, durchgehend ein­
heitliche Weise für alle WBL-Einrichtungen festge­
legt werden, sondern müssen der Vielfalt und Kom­
pleXität des Spektrums der WBL gerecht werden
Um dennoch em Mindestmaß an Vergleichbarkeit
der Qualität der Einzeleinrichtungen zu ermögli­
chen, bedarf es flexibler Krlterlen- und ggf Fragen,
kataloge, die in jedem Einzelfall den Inhärenten Ge­
gebenheiten und Aufgaben der Einrichtung anzu­
passen sind. Forschungsinstitute, Dienstleistungs­
einrichtungen, Bibliotheken und Museen müssen
jeweils im Kontext ihres widmungsgemäßen Hand­
lungsrahmens und ihres eigenen Selbstverständ­
nisses bewertet werden. Besondere Beachtung er­
fordert dabei der jeweilige Bezug zum primären
Adressaten- und Parnterkrels der Einrichtung Die
Entwicklung von Kriterien und die Erstellung von
Kriterienkatalogen wird eine wesentliche Aufgabe
der einzurichtenden Sektionen und Arbeitskreise
sem,

Ein wichtiger, noch genauer auszuarbeitender Ge­
sichtspunkt sollte dabei eme qualitative Bewertung
der Erfüllung des jeweiligen wissenschafts- und ge­
seil schaftspolitischen Auftrags und die Bedeutung
der Arbeit fUr die angesprochenen Zielgruppen
sein, (Zu den verschiedenen Adressatenkreisen
von WBL Einrichtungen s AusfUhrung in Abschnitt
25)

Neben den Kriterien, die Sich aus Erfahrungen und
Maßstäben anderer Forschungssysterne und Insbe­
sonder der Universitäten ergeben, sollte em Wichti­
ges Element der Beurteilung der Effektivltat sein,
Inwieweit es den Instituten gelingt ihre Arbeit el'ler
breiten Öffentlichkeit zuganglich zu machen Die
Wirksamkeit der Institute gegenuber der Öffentllcn­
keit sollte daher neben den Fachpublikationen auerl
die Öffentlichkeits- bzw Pressearbeit der Institute,
Ihre Informationspolitik (z B durch regelmaßlge In­
formationsblätter) sowie allgemein Ihre Beitrage zur
Mitgestaltung der öffentlichen Diskussion bel aktu­
ellen Fragen umfassen Für einen Teil der Institute
ist dabei insbesondere auch die Akzeptanz in Wirt­
schaft, Verwaltung und Politik bedeutsam. wie
ebenfalls In Kapitel 2 erlautert

Die rnterdiszipllnare 'Jsamrnenarbelt. die an ver
sdlledenen Stellen dlskutlcrt wurde kann et'confa1lc:
ein Wichtiges Element bel dCI Bl?Werturlg cJer InS!1
tutsarbeit selll Sie stellt eine erhebliche Herausfu:
derung an die Führungskraft der leltendenderl W:~)

senschaftier der WBL und an die EinSicht Jedes
einzelnen Wissenschaftlers de:!' neigen diese doc rl
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traditionsgemäß eher zur schöpferischen Indivi­
dualität als zum gemeinsamen Handeln im Dienste
eines Widmungsauftrags.

4.5.2 Besonderheiten der Dienstleistungs-
einrichtungen und Bibliotheken

Eine Evaluierung eines Serviceinstitutes kann nicht
nur davon ausgehen, ob in dem Institut wissen­
schaftliche Forschungsergebnisse vorgelegt wer­
den können, sondern es muß gefragt werden, wie
nach betriebswirtschaftlichen Kriterien das jeweilige
Institut seine institutionelle Aufgabe, Mittler zwi­
schen Wissenschaft und Öffentlichkeit zu sein,
erfü 111.

Hierfür ist es von wesentlicher Bedeutung, wie der
neueste Stand der Informationstechnik eingesetzt
werden kann, um dem sich verändernden Informati­
onsbedürfnis unter Marktgegebenheiten zu ent­
sprechen und um die politische Meinungsbildung
aktiv zu unterstützen.

Die Institute, die wissenschaftliche Dienstleistung
betreiben, befürchten, daß sie nicht ihren Aufgaben
entsprechend eingeschätzt werden, wenn sie nach
den gleichen Kriterien wie die forschenden Institute
der WBL beurteilt werden. Dieser Sorge müssen
sich die betroffenen Sektionen, aber auch der Aus­
schUß des Wissenschaftsrates in besonderer Wei­
se annehmen. Dem Ausschuß der Serviceeinrich­
tungen wird in diesem Prozeß eine entscheidene
Schlüsselrolle zukommen

Andererseits könnte das Maß an Erschließung neu­
er Formen der Zusammenarbeit, welche durch die
Eingliederung der Serviceeinrichtungen in die je­
weils fachnahesten Sektionen ermöglicht werden.
ein interessantes Beispiel für Kriterien bieten, nach
denen auch die Arbeit der Wissenschaftsgemein­
schaft Blaue Liste als ganze gewürdigt werden
sollte.

45.3 Muster für Kriterienkataloge

Als spezifischer Diskussionsbeitrag soll hier ein,
noch keinesfalls vollständiger, anderereits aber
durchaus umfangreicher Fragenkatalog skizziert
werden, der zB. als Empfehlung für die Vorberei­
tung der Arbeit der externen Evaluierungsgruppen
durch den Wissenschaftsrat nützlich sein kann. Er­
fahrungsgemäß sind solche Kataloge eine hilfreiche
Stütze zur Strukturierung der Arbeit von Gutachter­
gruppen und erleichtern den notwendigen Vergleich
der Urteile verschiedener Gutachtergruppen n~ch

einer Serie von Evaluationen, auch wenn wegen
des Umfangs in der Regel nicht alle einzelnen Fra­
gen 'abgearbeitet' werden können Es wäre aber
durchaus Sinnvoll, solche Hilfen auch für die Arbeit
der Wissenschaftlichen Beiräte der Einrichtungen
zur Verfügung zu stellen, wobei dann freilich nur die
Teilkomplexe II und III in etwa jährlichem Turnus zu

bewerten wären. Das hier gegebene Beispiel orien­
tiert sich am Profil eines typischen natur- oder le­
benswissenschaftlichen, grundlagenorientierten
Forschungsinstituts und muß für andere Diszipli­
nen, Aufgabenschwerpunkte und Einrichtungstypen
entsprechend modifiziert werden

I. Fragen zur Stellung der Einrichtung der
WBL in ihrem weiteren Forschungsgebiet

(1) Wie beurteilen Sie die Entwicklung des weite­
ren Forschungsgebietes, in dem diese WBL­
Einrichtung arbeitet, für die nächsten zehn bis
zwanzig Jahre? Liegt das Programm des Insti­
tuts auf einer der voraussichtlichen Hauptlinien
dieser Entwicklung? Wie beurteilen Sie die Be­
rufsaussichten von Nachwuchswissenschaft­
lern aus diesem Forschungsgebiet in For­
schung, Entwicklung und Hochschule?

(2) Welche wissenschaftlichen und wissenschafts­
politischen Gründe erfordern die Bearbeitung
dieser Thematik im Rahmen einer Einrichtung
der WBL: z.B. besonders personalaufwendige
Methodik; hohes Investitionsvolumen; spezielle
bauliche Vorraussetzung; Notwendigkeit lang­
fristiger Kontinuität; hohes Maß an Spezialisie­
rung; Dienstleistungsaufgaben von besonde­
rem gesamtstaatlichen Interesse; wichtiger
Beitrag zur Konzentration innerhalb der bun­
desdeutschen Forschungslandschaft vorhan­
dener Kräfte; für das Thema wichtige und
sonst nicht erreichbare Zusammenarbeit ver­
schiedener Disziplinen (zB. Auswirkungen auf
die wirtschaftliche Entwicklung, auf die soziale
Umwelt); besondere Möglichkeiten zur Koope­
ration mit der Industrie etc.?

(3) An welchen anderen Stellen (Forschungs-ein­
richtungen, Forschungsprogramme) wird das
weitere Forschungsgebiet ebenfalls mit hohen
Aufwendungen fjefördert? Gibt es wesentliche
Überschneidungen de..; Arbeitsprogrammes
mit bestehenden oder geplanten Einrichtungen
oder größeren Vorhaben an anderen Stellen?
Halten Sie diese für sinnvoll im Sinne von
Komplementarität und fruchtbarer Konkurrenz,
und wie können ggf. negative Auswirkungen
verhindert werden?

(4) Findet eine hinreichende Abstimmung und Zu­
sammenarbeit mit ggf auf verwandten Gebie­
ten arbeitenden Institutionen innerhalb der
WBL und in anderen Forschungssystemen
statt und wie ist diese ggf. zu verbessern?

(5) Werden die am Ort mogllchen Synergien, inS­

besondere bei der Nutzung von kostenaufwen­
digen Apparaten und Anlagen zwischen der
Einrichtung und anderen außeruniversitären
Einrichtungen sowie Hochschulen hinreichend
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genutzt? Wie lassen sich hierbei ggf. Verbes­
serungen erzielen?

(6) Ist der Standort für eine Einrichtung der WBL
mit dem satzungsgemäßen Aufgabenspektrum
- auch im Vergleich zu anderen Orten - hin­

sichtlich der bisher vorhandenen Vorausset­
zungen (andere Institute, Personal, apparative
Ausstattung, Bibliotheken) für die Arbeit der
Einrichtung grundsätzlich geeignet und welche
Ergänzungen sind ggf. erforderlich?

(7) Welche Defizite gibt es ggf. im fachlichen Um­
feld der Einrichtung, die eine Ergänzung oder
Erweiterung der WBL als ganzes sinnvoll er­
scheinen lassen?

(8) Engagiert sich die Einrichtung in angemesse­
ner Weise für die Verbreitung und, sofern mög­
lich, Umsetzung ihrer Forschungsergebnisse?
Findet die Arbeit des Instituts über den eigent­
lichen fachwissenschaftlichen Adressatenkreis
hinaus Beachtung bei einer breiteren
Öffentlichkeit?

11. Fragen zu den einzelnen Abteilungen, Ar­
beitsgruppen, Forschungsprojekten (im fol­
genden Gruppe genannt):

(9) Wie ist die Gruppe hinsichtlich folgender Punk­
te zu beurteilen: gegenwärtiger Erkenntnis­
stand, Vorarbeiten, Methoden, Ziele, Arbeits­
plan, Durchführbarkeit, über den Antragszeit­
raum hinausführendes Konzept, mögliche Er­
arbeitung von neuen Erkenntnissen für das ei­
gene Fachgebiet, für andere Fachgebiete oder
für die Anwendung?

(10) Sind die mitarbeitenden Wissenschaftler aus­
reichend und qualifiziert (fachliche Herkunft,
bisherige Arbeiten)? Mit welchen Personen in­
nerhalb des Instituts und in der nähern Umge­
bung. insbesondere in den benachbarten
Hochschulen sollte ggf. zusammen gearbeitet
werden?

(11) Werden die Arbeiten angemessen publiziert?

(12) Wie ist unter diesen Gesichtspunkten die wis­
senschaftliche Qualität der Gruppe zu beurtei­
len Hervorragend - gut/überdurchschnittlich ­
dUlchschnittlich - gering?

(13) Steht die Arbeit der Gruppe In engem Bezug
zum Gesamtprogramm der Einrichtung, oder
handelt es sich um ein Randprojekt? Inwiefern
ist die Gruppe für andere Gruppen notwendig?
Zu welchen Gruppen bestehen enge Bezie­
hungen? Wie ist die Gruppe m;t anderen
Gruppen in der konkreten Zusammenarbeit
verbunden?

(14) Welche Anregungen, Empfehlungen und Aufla­
gen sollen für die zukünftige Arbeit gegeben
werden.?
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(15) Sind die bisher eingesetzten Mittel im
Verhältnis zu den bisherigen Ergebnissen an­
gemessen veranschlagt? a) Personalkosten,
b) Sachliche Verwaltungsausgaben, c) Investi­
tionen, d) räumliche Ausstattung

111. Fragen zur Gesamtbeurteilung der Einrich­
tung

(16) Ist im Hinblick auf das Gesamtprogramm eine
ausreichende Anzahl qualifizierter Wissen­
schaftler verfügbar und werden diese zweck­
entsprechend optimal eingesetzt Wie lassen
sich ggf. Effizienzsteigerungen erreichen? - Ist
das Gesamtprogramm der größeren Arbeit­
seinheiten (Bereiche, Abteilungen) in sich
schlüssig und sinnvoll mit den übrigen Einhei­
ten der Einrichtung abgestimmt?

(17) Erscheint die Zusammenarbeit der beteiligten
Wissenschaftler ausreichend?

(18) Sollten - über die bei einzelnen Gruppen ge­
gebenen Anregungen hinaus - zusätzliche For­
schungseinrichtungen (der Universitäten, au­
ßeruniversitären Forschungssysteme, Bundes­
anstalten) und Wissenschaftler, die am Ort
oder in der näheren Umgebung arbeiten, stär­
ker am Forschungsprogramm der Einrichtung
beteiligt werden?

(19) Stellt die Einrichtung ihr spezifisches apparati­
ves und methodisches Potential einem größe­
ren Nutzerkreis aus Wissenschaft und Wirt­
schaft zur Verfügung? Wie wird dieses Ange­
bot angenommen? Leistet die Einrichtung ei­
nen sinnvollen Beitrag zur Stärkung der For­
schung der kooperierenden Universitäten.?

(20) Sind die Berufungsverfahren für leitende WIS­
senschaftler ggf. gemeinsam mit Universitäten,
angemessen geregelt? Wo würden Sie ggf.
Verbesserungen bei der Zusammenarbeit mit
kooperierenden Unversitäten fur möglich
halten?

(21) Beteiligen sich die Wissenschaftler der Einrich­
tung in angemessenem Maße am Lehrpro­
gramm der kooperierenden Hochschulen? Wie
könnte dies ggf. unter Berücksichtigung der
widmungsgemäßen Aufgaben der Einrichtung
verbessert werden?

(22) Verspricht die Arbeit der Einrichtung nach Ihrer
Einschätzung in naher oder weiterer Zukunft
wirtschaflich nutzbare Erkenntnisse? Werden
mögliche Anwendungspotentiale von der Ein
richtung angemessen erkannt und
aufgegriffen?

(23) Läßt sich die Wirksamkeit der EinriChtung ge­
genüber Ihrem primaren Adressatenkreisen
(z B Wissenschaft oder Wirtschaft oder Ver
waltung oder Öffentlichkeit) wesentlich
verbessern?
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(24) Werben die Wissenschaftler des Instituts in ei­
nem der Grundaustattung angemessenem
Umfang Drittmittel ein? Beteiligen sie sich (ggf.
federführend) an nationalen und internationa­
len Forschungsprogrammen? Wie ist ihre Par­
tizipation an Programmen der Europäischen
Union? Gibt es strukturelle Probleme bei der
Einwerbung von Drittmitteln?

(25) Ist das zahlenmäßige Verhältnis von wissen­
schaftlichem zu nichtwissenschaftlichem Per­
sona� der Aufgabe der Einrichtung angemes­
sen.? Ist der Personaleinsatz insgesamt sinn­
voll und effizient geregelt?

(26) Wird die Weiterförderung der Einrichtung
- im bisherigen Umfang - verstärkt - reduziert ­
gar nicht befürwortet?

(27) Wo sehen Sie ggf. die Notwendigkeit zu einer
Verstärkung, Reduzierung der aufgewendeten
Mittel?

(28) Sofern erhebliche Einschränkungen oder Be-
denken bestehen:

Ist die Basis der Einrichtung so entwicklungsfä­
hig, daß erwartet werden kann, daß die jetzt
vorhandenen Mängel bei Beachtung der Gut­
achteraufiagen bis zur nächsten Evaluierung
überwunden werden können?

(29) Wann soll die nächste Evaluierung stattfinden?
(Möglichst nach 5 Jahren, ggf. sind Einschrän­
kungen für einzelne Gruppen anzugeben)

(30) Welche Anregungen, Empfehlungen und Aufla­
gen zum Programm und zum weiteren Einsatz
von Investitions-, Sach- und Personalmitteln
sollen mit der Empfehlung zur Weiterförderung
ggf. verbunden werden?

(31) Welche Empfehlungen sollen dem wissen­
schaftlichen Beirat der Einrichtung für seine
zukünftige Begleitung der Institutsarbeit gege­
ben werden?

(32) Bedarf die Gutachtergruppe oder der wissen­
schaftliche Beirat einer Ergänzung? Im Hin­
blick auf welche Aspekte und Gruppen gilt dies
besonders?

(33) Waren die von der Einrichtung (vom WBL Ver­
bund) vorgelegten Unterlagen insgesamt hin­
reichend informativ? In welcher Form soll die
Einrichtung in den kommenden Jahren ggf
über das bisher praktizierte Maß hinaus be­
richten (Jahresbericht, Kolloquien o. ä.)?

4.6 MITWIRKUNG BEI BERUFUNGSVER­
FAHREN FUR LEITENDE
WISSENSCHAFTLER

Die Berufung bestqualifizierter leitender Wissen­
schaftler ist entscheidend für die Qualität der WIS­

senschaftlichen Arbeit einer Einrichtung Daher
mur1, es im besonderen Interesse der

Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste liegen, in
diesem Bereich überschaubare und auch nach au­
ßen hin vermittelbare Verfahren und Kriterien zu
befördern. Auch hat die WBL ein besonderes Inter­
esse an gemeinsamen Berufungsverfahren mit
Universitäten.

Es wird eine wichtige Aufgabe der Sektionen sein,
in diesem Sinne an der Sicherung der Qualität für
die Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste mitzu­
wirken und sich hierfür langfristig geeignete Regeln
zu geben Nach dem gegenwärtigen Stand der
Meinungsbildung unter den Mitgliedseinrichtungen
kann es sich hierbei aber lediglich um relativ lose.
unverbindliche Beispielregelung für gemeinsame
Berufungen handeln und um ein Angebot. dies
durch Mitwirkung der Sektion auf Wunsch der be­
troffenen Institute mitzugestalten.

In jedem Falle sollten die Mitgliedseinrichtungen ih­
rer Sektion zumindest über Auswahlkriterien und
Ergebnisse von abgeschlossenen 8erufungsverfah­
ren berichten. Längerfristig kann auch ein solches
Verfahren zu einer Hebung der Qualität im Einzel­
falle durch Anpassung an den jeweils dokumentier­
ten höchsten Standard führen.

4.7 f\IEUAUFNAHME, UMSTRUKTURIERUNG
ODER SCHLIEßUNG VON
EINRICHTUNGEN

Der Grundsatzausschuß ist der Auffassung, daß
sich die WBL der besonders schwierigen wissen­
schaftspolitischen Aufgabe stellen muß, an grund­
sätzlichen Stellungnahmen zu Evaluierungsergeb­
nissen mitzuwirken. Sonst könnte der an die Evalu­
lerung anschließende Umsetzungsprozeß leicht
durch sachfremde Kriterien und außenstehende
Gruppen bestimmt werden, die Ihre jeweils eigenen
(wissenschafts)politischen Zielsetzungen haben,
die keineswegs immer mit den Zielen der zu evalu­
ierenden Institute oder den Interes3en der WBL als
ganzer übereinstimmen Keine außenstehende Or­
ganisation kann in ähnlichem Maße wie die SektiO­
nen und das Präsidium der WBL dabei inhäre'lte
Sachkenntnis der Arbeits- und Wirkungspraxis VO,l
WBL-Einrichtungen einbeziehen und die Auswir­
kungen abschätzen, die sich aus einer konsequen­
ten Umsetzung von Evaluierungsempfehlungen
ergeben.

In weit starkerem Maße wird dabei, neben der wis­
senschaftlichen Qualitat, Effizienz und Effektivitat
einer e'.'3Iuierten Einrichtung, auch ihre gesamt­
staatlicht: Bedeutung zu wurdigen sein

Die Mitwirkung der Organe der WBL Wird Sich dabei
aber auf eine sachliche Stellungnahme zu den Vor
schlagen des Wissenschaftsrats konzentrieren
welche den jeweils zustandlgen Entscheidungsgre­
mIen und den Zuwendungsgebern der betroffene
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Einrichtung zusammen mit dem Bericht des Wis­
senschaftsrats übermittelt werden soll. Im Regelfall
sind diese Stellungnahmen von den Sektionen zu
erarbeiten. Oie Entwicklung einer diesbezüglichen
Praxis kann hier nicht vorwegbestimmt werden. Re­
geln, Maßstäbe und Vergleichskriterien müssen in
der Arbeit der Sektionen aus der Evaluierungspra­
xis und den mit solchen Stellungnahmen gewonnen
Erfahrungen allmählich abgeleitet werden.

Von herausragender Bedeutung werden solche
Stellungnahmen immer dann sein, wenn sie die
Neuaufnahme, Umstrukturierung oder Umwidmung
von Einrichtungen oder von Teilen von Einrichtun­
gen betreffen. In diesem Falle wird die Stellungnah­
me der Sektion durch ein Votum des Präsidiums
der WBL zu ergänzen sein, welches die Belange
der Wissenschaftsgemeinschaft Blaue liste als
ganze berücksichtigt.

48 FORSCHL:NGS- UNO NACHWUCHSFORDE­
RUNGSFONDS ZUR STÄRKUNG DES LEI­
STUNGSORIENTIERTEN WETIBEWERBS

In verschiedenen Zusammenhängen wurde in die­
sem Grundsatzpapier bereits darauf hingewiesen,
daß es zur Stärkung der Leistungsfähigkeit der
Wissenschaftsgemeinschaft Blaue liste sowie zur
Sicherung der Nachwuchsförderung notwendig ist,
ausreichend Fördermittel bereitzustellen, die im
qualtitätsorientierten Wettbewerb befristet vergeben
werden. Der Wissenschaftsrat hat bei vielen Gele­
genheiten immer wieder betont, wie wichtig dies für
die Flexibilität und Innovationskraft der Forschung
ist und dabei in der Regel auf Drittmitteln verwie­
sen So wurden insbesondere den neu gegründe­
ten Blaue-liste-Instituten in den neuen Bundeslän­
dern zT erhebliche Vorgaben für die Drittmittelein­
werbung von bis zu 50% als Gründungskonzept
mitgegeben, die zunächst über den sog Verstär­
kungsfonds angeschoben werden sollte. Aber auch
In den alten Bundeslän~ern wurde, so z.B. bei Eva­
luierungen in jüngster Zeit, die verstärkte Drittmit­
teleinwerbung wiederholt eingefordert. Oie Aus­
schüsse der Bund-Länder-Kommission greifen die­
se Empfehlungen betont auf und unterstützen sie

Nun hat die Praxis aber gezeigt, daß die ange­
spannten Drittmittelmärkte dem so begründeten
Bedarf quantitativ nicht gerecht werden können. Oie
Institute der WBL, deren Qualität und Leistungsfä­
higkeit also in besonderer Weise auf die Einwer­
bung von Drittmitteln angewiesen sind und an die­
ser auch gemessen werden, sehen sich daher vor
erhebliche Probleme gestellt.

• Eine wesentliche Erhöhung des DrittmitteIan­
teils der Institutsfinanzierung für die WBL ins­
gesamt kann nur erfolgen, wenn auch die auf

dem 'Drittmittelmarkt' verfügbaren Fördermittel
drastisch erhöht werden Dies erscheint derzeit
aber weder im öffentlich finanzierten Sektor
noch im Bereich der industriellen Auftragsfor­
schung realistisch.

• Dies gilt insbesondere für die grundlagenorien­
tierten Institute, die überwiegend auf die DFG
angewiesen sind. Diese sieht sich, eingedenk
ihrer primär auf die Hochschulen zielenden
Aufgabe und angesichts ihrer begrenzten Res­
sourcen und personellen Ausstattung, nicht in
der Lage, eine flächendeckende, ausschließ­
lich an Qualitätskriterien orientierte Förderung
entsprechender Einrichtungen der WBL zu
realisieren.

• Der rasche Abbau des Verstärkungsfonds ge­
fährdet in vielen Fällen die Gründungskonzepte
und die Arbeitsfähigkeit der davon betroffenen
Einrichtungen in den neuen Bundesländern,
zumal häufig die besonders innovativen Lei­
stungsträger betroffen sind, auf die sich die
Drittmitteleinwerbung in besonderem Maße
stützt.

• Oie WBL leidet, wie schon eingangs ausgeführt
und in den Umfrageergebnissen dokumentiert,
an einem erheblichen Defizit im Bereich der
Doktoranden, was wiederum eine erfolgreiche
Drittmitteleinwerbung sehr erschwert. da für
diese ja eine angemessene Grundausstattung
Voraussetzung ist.

• Oie WBL als ganze verfügt bislang nicht über
eigene flexible Ressourcen, welche die ande­
ren außeruniversitären Forschungssysteme
einsetzen können, um solche Defizite zu kom­
pensieren oder für Drittmittelelnwerbung Kom­
plementärmittel bereit zustellen

Auf verschiedenen Diskussionsebenen, insbeson­
dere in der BLK und im Wissenschaftsrat, sind da­
her bereits Vorschläge unterbreitet worden, wie für
die Blaue liste ein Fonds gesellaffen und verwaltet
werden könnte, der solche leistungsbezogenen, im
Wettbewerb zu vergebenden Mittel bereit stellt, und
der eine wirksame Ergänzung der institutionellen
Förderung darstellen könnte.

Der Grundsatzausschuß hält die Schaffung eines
solchen Fonds für besonders wichtig und begrür~t

daher insbesondere die vom Vorsitzenden der WIS­
senschaftlichen Kommission des Wissenschafts­
rats 1 vorgestellten Gedankengange als einen wich­
tigen ersten Schritt. Er regte an, als 'Modell eir7Ar
größeren Lösung für die Blaue List:' zunachst zelt
lieh befristet einen Fonds in der Hohe des Verstar
kungsfonds (40 Mio DM pro Jahr) zu realiSieren
Nach Auffassung des Grundsatzausschusses sollte
ein solcher Fonds ua dazu dienen,

Bericht des Vorsitzenden der Wissenschaftlichen Kommission zu TOP 9 der Januar (1995) Sitzung
des Wissenschaftsrats
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• die aus dem Wegfall des Verstärkungsfonds
sich ergebenden strukturellen Probleme quali­
tätsbezogen zu kompensieren,

• ein leistungsfähiges Doktoranden und Postdok­
toranden Programm zu realisieren,

• Komplementärmittel für die Beteiligung von
Einrichtungen der WBL an Sonderforschungs­
bereichen und Schwerpunktprogrammen der
deutschen Forschungsgemeinschaft zur Verfü­
gung zu stellen (s hierzu auch Kapitel 2.7.3),

• die Zusammenarbeit zwischen WBL und den
Hochschulen zu stärken sowie Gästeprogram­
me einzurichten,

• den befristeten Personalaustausch zwischen
WBL und der Wirtschaft zu ermöglichen.

Die Aufzählung dieser grundlegenden, für die Si­
cherung von Qualität und Leistungsfähigkeit der In­
stitute in Zukunft entscheidenden Aufgaben macht
gleichzeitig deutlich, daß der vom Wissenschaftsrat
erwogene Betrag von 40 Mio. DM pro Jahr mittelfri­
stig deutlich erhöht werden müßte Sowohl die lei­
stungsgerechte Kompensation des Verstärkungs­
fonds als auch die Realisierung eines Doktoranden­
programms, welches die derzeitige Zahl von etwas
über 800 Doktoranden in der WBL verdoppeln
könnte, würden jeweils für sich allein nahezu diese
Summe erfordern.

Für wenig hilfreich halten wir in diesem Kontext
Vorschläge, nach welchen ein solcher Fonds durch
pauschale Kürzung der derzeitigen institutionellen
Förderung der Einrichtungen der WBL geschaffen
werden soll Zum einen besteht eine sehr große
Gruppe von Instituten - in den neuen wie in den al­
ten Bundesländern - ohnedies bereits nur aus die­
sen institutionellen Kernen, welche ua. für die Dritt­
mitteleinwerbung erforderlich sind und würde bei
weiterer Reduktion arbeitsunfähig. Zum anderen
zeigt eine quantitative Betrachtung der fixen Kosten
und der arbeitsrechtlichen Verbindlichkeiten der In­
stitute, daß eine solche Reduktion der Haushalte
kurzfristig überhaupt nicht realisierbar wäre oder
c>ber alle Dispositionsmöglichkeiten für sachgerech­
te, innovationsfähige Stellenbesetzung und lei­
stungsbezogenen Mitteleinsatz zerstören würde
und damit auch entsprechenden Empfehlungen des
Wissenschaftsrats zuwider liefe.

Bei der Suche nach Alternativen zum allmählichen
Aufbau eines solchen Fonds ist zu bedenken, daß
- auch bei grundsätzlicher Anerkennung eines Pla­
fonds für die WBL - eine Fortschreibung in Zukunft
auch für die WBL notwendig sein wird, wenn Ihre
Leistungsfähigkeit insgesamt erhalten bleiben soll
Für die DFG und die MPG wurden solche Plafond­
serhöhungen in der Vergangenheit (s die bekannte
5x5% Regelung) gewährt und werden derzeit auch
für die Zukunft wohlwollend geprüft Auch die WBL
muß zur Erhaltung Ihrer Wettbewerbsfähigkeit In

Zukunft an solchen Regelungen teilnehmen Der
Grundsatzausschuß regt an, zumindest einen Teil
dieses notwendigen Zuwachses für den Aufbau ei­
nes Forschungs- und Nachwuchsförderungsfonds
der WBL zu verwenden

Offen ist bei der bisherigen Diskussion in der BLK
und im Wissenschaftsrat noch geblieben, wer ggf
einen solchen Fonds sachgerecht, qualitätsorien­
tiert und kompetitiv vergeben sollte Die DFG hat
erhebliche Zurückhaltung gegenüber dem Wunsch
gezeigt, daß sie eine solche Aufgabe übernehmen
möge Der Grundsatzausschuß stellt in diesem Zu­
sammenhang fest, daß die WBL nach ihrer Um­
gründung über eine leistungsfähige Binnenstruktur
verfügen wird, und mittelfristig im Prinzip durchaus
in der Lage sein könnte. einen solchen Fonds nach
anerkannten Qualitatsmaßstäben und Verfahren zu
vergeben, wie sie in der ProJektförderung der gro­
ßen Forschungsforderer üblich sind. Die fachlich
kompetenten Organe der WBL v/ären hierfür insbe­
sondere die Sektionen, welche dabei administrativ
von der neu aufzubauenden Geschäftsstelle unter­
stützt werden müßten.

Allerdings wäre es dabei außerordentlich hilfreich ­
und in der Anfangszeit schon personell gar nicht
anders realisierbar-, wenn die DFG, trotz ihrer Zu­
rückhaltung gegenüber solchen Sonderaufgaben.
zumindest für eine längere Anlaufphase eine Art
Patenschaft für die Verwaltung des Fonds überneh­
men könnte, so daß bewährte Qualitätsmaßstäbe
gesetzt und wirkungsvolle Verfahren etabliert wer­
den könnten. Mittelfristig wäre es darüber hinaus Im
beiderseitigen Interesse sehr wünschenswert.
wenn die DFG im Rahmen ihrer Gutachterverfah­
ren und nach ihren üblichen Regeln weiter dazu
beitragen könnte, z.B. durch Empfehlungen für die
Vergabe von Komplementärmitteln bei Sonderfor­
schungsbereichen und Schwerpunktprogrammen.
die Effizienz eines solchen Fonds zu sichern
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Beschluß zur Satzung

der

Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste

-WBL-

Die 6. Mitgliederversamrnlung der bisherigen Arbeitsgemeinschaft Forscbungseinrich­
tungen Blaue Liste (AG-BL) hat am 31..3.1995 in Göttingen mit 65 Ja-Stimmen, bei 5
Nein-Stimmen und 1 Enthaltung beschlossen:

Die AG-BL ändert ihre Satzung und gibt sich nunmehr die anliegende Satzung.

Gleichzeitig wird das ZU wählende Präsidium beauftragt, die Umgründung in einen
rechtsfähigen Verein durch die nächste ordentliche Mitgliederversammlung der
WBL im November 1995 in Frankfurt vorzubereiten.

C'IAMIPROIDOCS\WBll SAnOO,SAM, 03,05,95



Satzung

der
Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste

-WBL-

§ 1

Name und Sitz

(1) Der Verein trägt den Namen "Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste" -WBL

(2) Sitz des Vereins ist Berlin.

(3) Der Verein soll in das Vereinsregister eingetragen werden und trägt dann den Zusatz

e.Y.

§2

Aufgaben und Zweck

(1) In der WBL schließen sich auf der Grundlage der Ausführungsvereinbarung zur

Rahmenvereinbarung Forschungsförderung über die gemeinsame Förderung von

Einrichtungen der wissenschaftlichen Forschung vom 5./6. Mai 1977 in der jeweils

gültigen Fassung vom Bund und den Ländern geförderte wissenschaftliche

Einrichtungen zusammen, um gemeinsame Interessen wahrzunehmen.

AJle Funktions- und Amtsbezeiclmungen dieser Satzung gelten in gleicher Weise für weibliche und

männliche Personen.
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(2) Unter Wahrung der wissenschaftlichen, rechtlichen und wirtschaftlichen Selbständigkeit

ihrer Mitgliedseinrichtungen fördert und unterstützt die WBL deren Zusammenarbeit.

Zu den Aufgaben der WBL gehören insbesondere:

- Förderung der wissenschafthchen Zusammenarbeit der Mitgliedseinrichtungen.

- Wahrnehmung der gemeinsamen Anliegen gegenüber Bund, Ländern, den anderen

Wissenschaftsorganisationen und gegenüber der Öffentlichkeit.

- Erfahrungs- und Informationsaustausch über wissenschaftliche und administrative

Fragen.

- Mitwirkung bei der Entwicklung von Kriterien und Verfahren für die Evaluierung

sowie die Vertretung dieser Kriterien und Verfahren in den Evaluierungsgremien.

- Information der Mitgliedseinrichtungen und der Sektionen über Evaluierungs­

standards und Evaluierungspraktiken.

- Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses.

(3) Die WBL verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke, insbesondere

die Förderung von Wissenschaft und Forschung im Sinne des Abschnittes

"steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung Sie ist selbstlos tatig und verfolgt

nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke Die Mittel der WBL durfen nur fur

satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnan­

teile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine Zuwendungen aus Mitteln der

WBL. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der WBL fremd sind, oder

durch unverhältnismäßig hohe VergUtung begünstigt werden.

§3

Mitglieder

(1) Alle wisseoschaftLichen Einrichtungen, die auf der Grundlage der

Ausführungsvereinbarung zur Rahmenvereinbaruog Forschungsförderung über dre

gemeinsame Förderung von Einrichtungen der wissenschaftlichen Forschung vom 5./6.

Mai 1977 in der jeweils gültigen Fassung vom Bund und den Ländern gefördert

werden, können Mitglied der WBL werden.
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(2) Die Aufnahme in die WBL wird von den gesetzlichen Vertretern der wissenschaftlichen

Einrichtungen schriftlich beantragt. Über den Aufnahmeantrag entscheidet die

Mitgliederversammlung. Trägerorganisationen, die mehrere Einrichtungen vertreten,

können für jede Einrichtung die Mitgliedschaft beantragen.

(3) Die Mitgliedschaft endet mit der Beendigung der institutionellen Förderung durch Bund

und Länder, durch Austrittserklärung oder durch Beschluß der Mitgliederversammlung

aus wichtigem Grund.

Die Austrittserklärung ist durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Präsidium mit

einer Frist von sechs Monaten zum Ende des Kalenderjahres zulässig.

§4

Organe

Organe der WBL sind:

- die Mitgliederversammlung

- das Präsidium

- der Präsident

- die Sektionen

- der Verwaltungsausschuß

§5

Mitgliederversammlung

(I) Die Mitgliederversammlung setzt sich zusammen aus den Mitgliedseinrichtungen. Sie

werden durch ihre satzungsmäßig verantwortlichen wissenschaftlichen und/oder

ad ministrativen Leiter repräsentiert.

Jedes Mitgliedseinrichtung hat bei Abstimmungen eine Stimme.

(2) Die ordentliche Mitgliederversammlung wird einmal jährlich vom Präsidenten

einberufen. Die Einladung zur Mitgliederversammlung geht den

MitgJiedseinrichtungenn spätestens vier Wochen vor der Versammlung unter Mitteilung

der Tagesordnung zu.

(3) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung wird vom Präsidenten im Bedarfsfall so­

wie auf Antrag von mindestens einem Viertel der Mitgliedseinrichtungen oder auf
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Antrag des Präsidiums einberufen. In diesem Fall sind die Mitgliedseinrichtungen unter

Bekanntgabe der Tagesordnung und Einhaltung einer Frist von mindestens einer Woche

einzuladen.

(4) Die M~tgliederversammlung ist beschlußfahig, wenn mindestens die Hälfte der

Mitgliedseinrichtungen vertreten ist. Bei Beschlußunfahigkeit muß der Präsident

innerhalb von vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen

Tagesordnung einberufen; diese ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der vertretenen

Mitgliedseinrichtungen beschlußfahig.

(5) Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben:

- Beschlußfassung über alle Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung für die

WBL, soweit diese nicht anderen Organen der WBL zugewiesen sind.

- Wahl des Präsidenten auf Vorschlag der Findungskommission.

- Wahl des Wissenschaftlichen Vizepräsidenten aus dem Kreis der Sektionssprecher

und Wahl des Administrativen Vizepräsidenten auf Vorschlag des VeIWaltungsaus­

schusses.

- Bestellung des Kassenprüfers.

- Genehmigung des Haushaltsplanes und Festlegung der Mitgliedsbeiträge.

- Entlastung des Präsidiums.

- Satzungsänderungen.

- Bildung und Auflösung von Sektionen sowie Änderung der Sektionszugehörigkeit

von Mitgliedseinrichtungen.

- Ausschluß eines Mitgliedseinrichtung aus wichtigem Grund.

- Auflösung des Vereins.

(6) Den Vorsitz der Mitgliederversammlung führt der Präsident, bei seiner Verhinderung

einer der Vizepräsidenten.

(7) Die Mitgliederversammlung faßt ihre Beschlüsse im allgemeinen mit einfacher

Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Die Vertretung einer Mitgliedseinrichtung durch

eine andere Mitgliedseinrichtung ist zulässig.

Beschlüsse zur Änderung der Satzung, einschließlich der Bildung und Auflösung von r
Sektionen, zur Auflösung des Vereins sowie wm Ausschluß von Mitgliedern aus

wichtigem Grund bedürfen der Mehrheit von zwei Dritteln aller Mitgliedseinrichtungen
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der WBL; Beschlüsse zur Genehmigung des Haushaltsplans und die Wahl des

Präsidenten bedürfen der Mehrheit aller Mitgliedseinrichtungen der WBL.

Beschlüsse können im Ausnahmefall auch im schriftlichen Verfahren herbeigeführt

werden, wenn nicht mindestens drei Mitgliedseinrichtungen dem unverzüglich

widersprechen.

(8) Das Präsidium kann zur Mitgliederversammlung Gäste einladen.

(9) Über die Mitgliederversammlung, insbesondere über deren Beschlüsse, wird eine

Niederschrift aufgenommen, die vom Präsidenten und vom Schriftführer zu

unterzeichnen ist.

§6

Antragsrecht

(I) In der Mitgliederversammlung sind die Mitgliedseinrichtungen und die Organe der

WBL antragsberechtigt.

(2) Anträge an die Mitgliederversammlung saUen so rechtzeitig schriftlich an die

Geschäftsstelle geleitet werden, daß sie mit den Sitzungsunterlagen versandt werden

können. Sie sollen eine Begründung enthalten.

(3) Über die Behandlung von Anträgen während der Mitgliederversammlung entscheidet

die Mitgliederversammlung.

§ 7

Präsidium

(I) Das Präsidium besteht aus dem Präsidenten, dem Wissenschaftlichen und dem

Administrativen Vizepräsidenten, den Sprechern der Sektionen sowie einem vom

Verwaltungsausschuß gewählten Mitglied. Der Sprecher des Ausschusses der

Serviceeinrichtungen und der Geschäftsführer nehmen mit beratender Stimme an den

Sitzungen des Präsidiums teil, soweit das Präsidium im Einzelfall nichts anderes

beschließt. Das Präsidium gibt sich eine Geschäftsordnung.

(2) Der Präsident und die Vizepräsidenten bilden den Vorstand im Sinne des § 26 BGB.

Die WBL wird durch den Präsidenten und einen der Vizepräsidenten gemeinsam



gerichtlich und außergerichtlich vertreten. Im Falle der Verhinderung des Präsidenten

wird die WBL durch beide Vizepräsidenten gemeinsam vertreten.

(3) Das Präsidium wird vom Präsidenten nach Bedarf, mindestens jedoch zweimal jährlich,

sowie auf Antrag von dreien seiner Mitglieder einberufen.

(4) Das Präsidium stimmt sich über alle wesentlichen Angelegenheiten der WBL ab, berei­

tet wichtige Entscheidungen vor und berät den Präsidenten.

(5) Das Präsidium benennt die Vertreter der WBL für den Ausschuß Blaue Liste des Wis­

senschaftsrates auf Vorschlag der Sektionen. Diese nehmen an evaluierungsbezogenen

Sitzungen des Präsidiums beratend teil.

(6) Das Präsidium legt der MitgJiederversammlung einen Jahresbericht vor.

§8

Präsident

(1) Der Präsident repräsentiert die WBL.

(2) Der Präsident hat insbesondere folgende Aufgaben:

- Vertretung der gemeinsamen Interessen der Mitgliedseinrichtungen gegenüber Bund,

Ländern, anderen Wissenschaftsorganisationen sowie der Öffentlichkeit.

- Mitwirkung in nationalen und internationalen wissenschaftspolitischen Gremien und

Organisationen.

- Vorbereitung und Leitung der Mitgliederversammlungen und PräsidiulT!ssitzungen

sowie die Durchführung ihrer Beschlüsse.

Der Präsident hat in allen grundsätzlichen Angelegenheiten das Präsidium zu beteiligen,

soweit nicht eine Einberufung der Mitgliederversammlung angezeigt ist.

(3) Der Präsident wird im Verhinderungsfall bei seinen Aufgaben von den Vizepräsidenten

vertreten.

(4) Der Präsident wird auf Vorschlag der Findungskommission von der Mitgliederver­

sammlung mit der Mehrheit der Stimmen aller Mitgliedseinrichtungen der WBL für die

Dauer von zwei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig.
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§9

Findungskommission

(1) Die Findungskommission wird rechtzeitig vor einer Präsidentenwahl gebildet. Die

Sektionen bestimmen jeweils einen Vertreter für die Findungskommission.

(2) Die Mitgliederversammlung wählt den Präsidenten auf Vorschlag der

Findungskommission aus dem Kreis der leitenden Wissenschaftler der WBL.

(3) Die Findungskommission hat die Mitgliederversammlung rechtzeitig, über ihre Vor­

schläge zu informieren.

§ 10

Sektionen

(1) Die Sektionen repräsentieren das wissenschaftliche Profil und die Fachkompetenz der

WBL.

(2) Die WBL wird in Sektionen gegliedert. Folgende Sektionen werden eingerichtet:

A - Geistes- und Erziehungswissenschaften, Museen

B - Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, Raum- und Umweltwissenschaften

C - Lebenswissenschaften

D - Mathematik, Natur- und Ingenieurwissenschaften

Die Zahl und die Gliederung der Sektionen ist vorläufig. Die endgültige Gliederung der

WBL in Sektionen und die Zugehörigkeit der einzelnen Mitgliedseinrichtungen zu

Sektionen wird auf der ordentlichen Mitgliederversammlung im Herbst 1995 geregelt.

Bis dahin ergibt sich die Zugehörigkeit der Mitgliedseinrichtungen zu den Sektionen

aus dem Vorschlag des Grundsatzausschusses zur Mitgliederversammlung am 30./31.

März 1995.

Ein Wechsel in eine andere Sektion bedarf danach der Zustimmung der Mitglie­

derversammlung. Hierzu ist ein schriftlicher Antrag an das Präsidium erforderlich, zu

dem die betroffenen Sektionen zu hören sind.
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Aufgaben der Sektionen

Die Sektionen nehmen Aufgaben wahr, die gemeinsame fachliche Interessen ihrer

Mitgliedseinrichtungen in der Zusammenarbeit untereinander und mit anderen Sektionen

sowie gegenüber wissenschaftspolitischen Gremien und Organisationen sowie der

Öffentlichkeit betreffen.

Insbesondere entwickeln sie geeignete Kriterien und Verfahren

- zur Förderung des wissenschaftlichen Erfahrungsaustausches und der Zusammenarbeit,

- zur Evaluierung

- zur Förderung des Wissenschaftlichen Nachwuchses.

§ 12

Sektionskonferenz

(1) Die Angelegenheiten der Sektionen sind in ihren jeweiligen Sektionskonferenzen zu be-

sorgen.

(2) In den Sektionskonferenzen werden die Mitgliedseinrichtungen durch die Wissenschaft­

lichen Mitglieder vertreten. Wissenschaftliche Mitglieder der Sektionen sind

a) die wissenschaftlich verantwortlichen Leiter,

b) im Falle von satzungsgemäß vorgesehenen kollegialen wissenschaftlichen Leitung<;­

organen deren Mitglieder,

c) weitere herausragende WissenschaftlerpersönJichkeiten, rlie von den Sektionskon­

ferenzen zu Wissenschaftlichen Mitgliedern der Sektion berufen werden.

Wissenschaftliche Mitglieder sind in den Sektionskonferenzen antragsberechtigt.

(3) Jede Mitgliedseinrichtung hat in der Sektionskonferenz eine Stimme. Sie kann im Ver­

hinderungsfaJJ auf eine andere Mitgliedseinrichtung übertragen werden.



(4) Beschlüsse werden mit Mehrheit der Mitgliedseinrichtungen der Sektion gefaßt.

Mitgliedseinrichtungen können ein Minderheitenvotum einbringen.

Beschlüsse und Stellungnahmen der Sektionen zu Angelegenheiten, welche einzelne

Mitgliedseinrichtungen betreffen, haben lediglich empfehlenden Charakter.

Beschlüsse sind schriftlich abzufassen, vom Sprecher der Sektion und dem Schriftführer

zu unterzeichnen und dem Präsidium zuzuleiten.

(5) Die Sektionskonferenzen wählen jeweils aus ihrer Mitte einen Sprecher und einen stell­

vertretenden Sprecher.

(6) Mindestens einmal jährlich soll eine Sektionskonferenz stattfinden; hierzu ist unter Be­

kanntgabe der Tagesordnung einzuladen. Im übrigen regeln die Sektionen ihr Verfahren

selbständig

§ 13

Arbeitskreise der Sektionen

(1) Die Sektionen können für besondere Aufgaben Arbeitskreise einrichten.

(2) Arbeitskreise können mit Zustimmung der Sprecher der betroffenen Sektionen auch

sektionsübergreifend gebildet werden.

(3) Arbeitskreise bestimmen einen Sprecher, der bei Bedarf zu Arbeitssitzungen einlädt; im

übrigen regeln die Arbeitskreise ihr Verfahren selbständig.

§ 14

Verwaltungsausschuß

(]) Der Verwaltungsausschuß dient dem Erfahrungsaustausch 10 administrativen

Angelegenheiten der Mitgliedseinrichtungen sowie der Erarbeitung von

Stellungnahmen und Empfehlungen an das Präsidium.

(2) Der Verwaltungsausschuß besteht aus den administrativ verantwortlichen Leitern der

Mitgliedseinrichtungen der WBL.

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsausschusses wählen aus ihrer Mitte einen Sprecher und

zwei Stellvertreter.
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(4) Der Verwaltungsausschuß wird mindestens einmal jährlich von seinem Sprecher unter

Bekanntgabe der Tagesordnung einberufen.

(5) Der Verwaltungsausschuß schlägt der Mitgliederversammlung ein Mitglied zur Wahl

zum Administrativen Vizepräsidenten vor und wählt ein weiteres Mitglied zur

Entsendung in das Präsidium.

(6) Der Sprecher des Verwaltungsausschusses berichtet dem Präsidium und der

Mitgliederversammlung über die Tätigkeit des Verwaltungsausschusses.

(7) Der Verwaltungsausschuß kann zur Erfüllung seiner Aufgaben, insbesondere zur

Erarbeitung von Stellungnahmen und zur Beratung des Präsidiums, Arbeitskreise

bilden.

§ 15

Ausschuß der Serviceeinrichtungen

(1) Der Ausschuß der Serviceeinrichtungen dient dem Erfahrungsaustausch und der

Zusammenarbeit sowie der Beratung des Präsidiums.

(2) Mitglieder im Ausschuß der Serviceeinrichtungen der WBL sind die wissenschaftlich

verantwortlichen Leiter der Serviceeinrichtungen oder deren Stellvertreter.

(3) Die Mitglieder wählen aus ihrer Mitte einen Sprecher.

(4) Der Ausschuß der Serviceeiilfichtungen wird mindestens einmal jährlich von semem

Sprecher unter Bekanntgabe der Tagesordnung einberufen.

(5) Der Sprecher des Ausschusses der Serviceeinrichtungen nimmt mit beratender Stimme

an den Sitzungen des Präsidiums teil. Er berichtet einmal jährlich der

Mitgliederversammlung über die Tätigkeit des Ausschusses.
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§16

Amtszeiten

(I) Die Amtszeit des Präsidenten beginnt am Tage nach Ablauf der

Mitgliederversammlung, auf der er gewählt wurde. Sie schließt ab mit der Beendigung

der übernächsten ordentlichen Mitgliederversammlung. Scheidet der Präsident vor

Ablauf seiner Amtszeit aus, so wählt die Mitgliederversammlung einen neuen

Präsidenten.

Die Mitgliederversammlung kann dem Präsidenten während seiner Amtszeit das Miß­

trauen nur dadurch aussprechen, daß sie mit der Mehrheit der Stimmen aller

Mitgliedseinrichtungen der WBL einen Nachfolger wählt.

(2) Die Amtszeit der Mitglieder des Präsidiums, der Sektionssprecher und der Sprecher der

Ausschüsse sowie deren Vertreter ist jeweils auf zwei Jahre befristet. Wiederwahl ist

zulässig. Im übrigen gilt Absatz 1 analog.

§17

Geschäftsstelle

(1) Die WBL unterhält eine Geschäftsstelle. Sie wird nach Maßgabe der Wirtschafts- und

Haushaltspläne der Mitgliedseinrichtungen durch Mitgliedsbeiträge finanziert.

(2) Die Geschäftsstelle erledigt die laufenden Geschäfte der WBL, insbesondere die

Finanz- und Vermögensverwaltung. Sie unterstützt die Organe der WBL bei der

Erfüllung ihrer Aufgaben.

Insbesondere wirkt sie beim Erfahrungs- und Informationsaustausch mit und betreibt

die Öffentlichkeitsarbeit der WBL. Sie beschafft und sammelt die von den

Zuwendungsgebern und den Evaluierungsinstanzen angeforderten Querschnittsdaten

und Materialien und bereitet diese auf.

(3) Die Geschäftsstelle wird von eIDern Geschäftsführer geleitet. Seine Berufung erfolgt

durch das Präsidium.

(4) Das Präsidium übt die Aufsicht über die Geschäftsstelle aus und ist gegenüber dem Ge­

schäftsführer weisungsberechtigt.

(5) Der Geschäftsführer legt dem Präsidium und der Mitgliederversammlung eInen

schriftlichen Tätigkeitsbericht vor.
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§ 18

GeschMtsj:\hr und Haush:\lt

(1) Das Geschäftsjahr der WBL ist das Kalenderjahr.

(2) Der Haushaltsplan der WBL wird nach VorJage durch den Geschäftsführer vom

Präsidium besch!;)ssen und der Mitgliederversammlung zur Genehmigung vorgelegt

(3) Die Genehmigung des Haushalts durch die Mitgliederversammlung gilt als erteilt, wenn

die Mehrheit aller Mitgliedseinrichtungen der WBL für die Annahme des vorgelegten

Haushaltsplans stimmt.

§ 19

Auflösung

Bei Wegfall der in § 2 genannten Aufgaben kann die WBL auf Beschluß von zwei Dritteln

aller Mitgliedseiorichtungen der WBL aufgelöst werden. In dem Auflösungsbeschluß muß

eine Bestimmung daniber getroffen werden, auf wen das Vermögen übergehen soll. Das

Vermögen darf nur an einen als gemeinnützig anerkannten Träger, dessen Aufgabe die

Förderung der Wissenschaften ist. zu steuerbegünstigten Zwecken überwiesen werden

§ 20

In Inafttreten

Die vorstehende Satzung tritt am 3 I. März 1995 in Kraft.
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